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Berlin den 11. Mai. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Oberſt⸗Lientenant g. D., Karl d' Elpons und dem Major a. D., Frie- 
drich d'Elpons, ſo wie ihrer rechtmäßigen Nachkommenſchaft, bei Anerken⸗ 
nung des Familienadels, zu geſtatten, das Prädikat von anzunehmen und ſich 
künftighin von Elpons zu nennen und zu ſchreiben. 

Se. Excellenz der General, Lieutenant und kommandirende General des Zten 
Armee⸗Corps, von Weyrach, iſt nach Torgau; Se. Erlaucht der regierende 
Graf zu Stolberg-Wernigerode, nach Wernigerode; und Se. Excellenz 
der Wirkliche Geheime Rath Graf zu Stolberg- Wernigerode, nach Bres⸗ 
lau abgereiſt. 5 

Berlin. — Eine Anzahl von Deputirten beabſichtigt ſich ſchon zum Pfingſt⸗ 
fefte zurück nach ihrer Heimath zu begeben und ihre Stellvertreter hierher einbe⸗ 
rufen zu laſſen, andere werden gedachtes Feſt zwar in der Mitte der Ihrigen ver⸗ 
leben, gedenken aber gleich nach den Feiertagen ſich zu ihren Landtagsarbeiten 
zurüctzubegeden. Von andern Seiten wird der Wunſch geäußert, den König um 
eine Vertagung des Landtages von Pfingſten ab und Wiedereinberufung deſſelben 
im Ottober d. J. zu bitten, welcher Wunſch von den Abtheilungen und Kommiſ⸗ 
ſionen ganz beſonders getheilt wird, indem ihnen Gegenſtände überwieſen ſind, 
deren Beurtheilung und Ausarbeitung beſondere Muße erheiſchen. Man ſpricht viel 
davon, daß der Landtags⸗Marſchall Fürſt von Hohen⸗Solms- Lich das Miniſte⸗ 
rium des Innern übernehmen wird, während der jetzige Miniſter des Innern von 
Bodelſchwingh zu der ſeit Hardenberg unbeſetzt gebliebenen hohen Charge eines 
Staatskanzlers befördert werden ſoll. 

Berlin. Mit dem 8. Mai iſt die Hälfte des Zeitraums, welcher urſprünglich als 
Dauer des Vereinigten Landtages beſtimmt worden iſt, abgelauſen. Es blieben 
ſomit noch vier Wochen übrig, in denen der Landtag die wichtigſten Propoſitionen, 
ſo wie die anſehnliche Reihe von Petitionen, die nahe auf 1000 ſich belaufen 
mochten, erledigen müßte, falls ihm nicht eine Verlängerung feiner Sitzungen 
bewilligt wird. Früher war die Anficht hier ſtark verbreitet, daß es auf Wunſch 
eines großen Theils unter den Deputirten und in Rückſicht auf die obwaltenden 
Nothzuſtände zu einer Vertagung des Landtags kommen würde; doch hat dieſe 
Anſicht gegenwärtig ſehr viel an ihrer Wahrſcheinlichkeit verloren; vielmehr ver— 
nimmt man jetzt die beſtimmte Verſicherung, die ſich angeblich auf die Ausſagen 
hochgeſtellter Staatsmänner ſtützt, der Landtag werde ſo lange zuſammenbleiben, 
bis er feine wichtigeren Geſchafte abgemacht habe. Zu dieſen wichtigeren Geſchäf⸗ 
ten gehören natürlich und vor allen Dingen die Berathungen und Beſchlüſſe über 
die Anlegung der großen Oſt⸗Eiſenbahn und die damit verknüpfte Anleihe, wofür 
ſich das Gutachten der Abtheilung günſtig ausgeſprochen haben ſoll; ferner die 
Berathung und Beſchlußnahme über die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer, 
ſo wie der Klaſſenſteuer und eventuelle Einführung der Einkommenſteuer. Daß 
dieſe Steuerumwandlung in dem Vereinigten Landtage günſtige Ausſichten hat, 
kann man bis jetzt immer noch nicht wahrnehmen; für die Ablehnung ſcheint 
mehr Ausſicht vorhanden zu ſein, als für die Annahme. — Was aus der vor 
vor einigen Tagen überreichten Declaration der ftändifchen Rechte, die nach den 

ttheilungen der Allg. Preuß. Ztg. ſchon eine vorläufige Debatte in der zweiten 
Kurie des Vereinigten Landtags hervorgerufen hat, werden dürfte, darüber läßt 
ſich jetzt kaum eine Vermuthung anſtellen. Wenn ſich auch dafür etwa 200 De: 
putirte erklären und daran feſthalten ſollten, fo bilden fie immer nur noch eine, 
wenn auch anſehnliche, Minorität in der zweiten Kurie, die nicht ausreicht, um 
die bevorſtehenden Beſchlüſſe wie über die Wahl des Vereinigten Ausſchuſſes und 
der Kriegsſchulden⸗Deputation, irgendwie zu beſtimmen. 

Der Kölner Zeitung wird vom Nieder: Rhein geſchrieben: „Es ge— 
reicht uns zu großer Freude, die günſtigen Ausſichten unſeres Landes auf eine 
nicht unergiebige landwirthſchaftliche Production dieſes Jahres mittheilen zu kön⸗ 
nen. Vor einem Monate war die Hoffnung durch den Stand der Feldfrüchte auf 

eine reiche Aerndte begründet; da trat eine für dieſelben ſehr ungünſtige Witte: 


den 14. Mai 1847. 


von W. Decker & Comp. Verantwortlicher Redakteur: G. Müller. 


rung ein: Kälte, Winde und Schneewaſſer hatte binnen drei Wochen faſt überall 
die Saaten dezimirt, und nur der frühere dichte Stand der letzteren ließ den Scha⸗ 
den im Allgemeinen minder bedeutend erſcheinen, während auf vielen Grundſtücken 
die tieferen Stellen, worin das Waſſer ſich ſammelte, ihre Frucht gänzlich verlo⸗ 
ren. Nun hat aber die Wärme von wenigen Tagen dem Stande der Feldfrüchte 
eine ſehr vortheilhafte Veränderung gebracht; die Lücken füllen ſich wieder, ſo 
weit es möglich iſt, die dunkle Farbe bekundet Ueppichkeit und volle Geſundheit 
des Wachsthumes und berechtigt zu der Annahme, daß die verderbliche Krankheit 
des vorigen Jahres, welche eine in der Kulturgefchichte des Roggens durchaus 
unerhörte und beiſpielloſe Mißärndte herbeiführte, in dem laufenden Jahre nicht 
erſcheinen werde. Wir haben noch einen anderen Grund zu dieſer Annahme. Die 
Krankheiten des Getreides pflegen nur einjährig zu fein, während die Kartoffel- 
Krankheiten vieljährig find. Daher wird vermuthlich nicht die Roggen» Krankheit, 
jedoch nach Bewandtniß der Witterung die Kartoffelkrankheit mehr oder weniger erheb⸗ 
lich, im Allgemeinen aber mit vermindeter Kraft, auftreten. Bei vollkommen günſtigem 
Jahresverlaufe könnte die Kartoffelſeuche ganz ausbleiben; unter dieſer Bedingung iſt 
fie jedenfalls ohne Bedeutung, weil nicht ſowohl die Krankheit, als der Miß⸗ 
wachs der Kartoffelftucht in unſerem Lande die Noth herbeigeführt hat. Ein an⸗ 
deres tröſtliches Anzeichen einer nächſtkünftigen guten Aerndte iſt der fröhliche Stand 
der Sommerfrucht, namentlich des Hafers. Die Witterung war der frühen Saat 
günſtig; die folgende Feuchtigkeit hat den Keim und die Pflanzen raſch entwickelt 
und gefördert; dadurch iſt großentheils jetzt ſchon ihr Gedeihen entſchieden, ſo daß 
uns ein günſtiger Jahres⸗Verlauf eine reiche Hafer-Aerndte, ein minder günſti⸗ 
ger doch noch eine mittlere bringen wird. Hierdurch ſind wir gegen eine Minder⸗ 
Aerndte, wie die des vorigen Jahres war, geſichert. Wäre das Jahr nicht ein 
Mangel-Jahr, worin die drei Hauptfrüchte der Rheinlande — Kartoffeln, Rog⸗ 
gen und Hafer — zugleich mißrathen ſind, ſo würden wir die Ausſicht vor uns 
haben, den Preis des Getreides wie den der Kartoffeln auf die normale Mittel- 
höhe herabſinken zu ſehen. Allein die Nachwehen des laufenden Jahres werden 
ſich in anſehulichen Warktwerthen aller Landes - Producte fühlbar machen.“ 

Am Sten Mai iſt vor einer Abtheilung des Ober-Appellations⸗Senats des 
Königlichen Kammergerichts unter dem Vorſitze des Kammergerichts-Präſidenten 
Bonſeri der berüchtigte Kriminalprozeß gegen den Federviehhändler Hannemann 
in zweiter Jnſtanz verhandelt worden. Schon um 8 Uhr ftrömten viele Menſchen 
nach dem Gerichtslokal, obwohl die Verhandlung erſt um 11 Uhr begann. Der 
Andrang war bald ſo ſtark, daß der ohnehin nicht zu große Raum Niemanden 
mehr einzulaſſen geſtattete. Es ſtellte ſich gerade dabei heraus, wie wichtig es 
geweſen wäre, im Mittelpunkte der Stadt, vielleicht auf dem Quarré wo die 
Bank ſteht, oder auf dem Platze des Arbeitshauſes einen geräumigen Juſtiz⸗Pa⸗ 
laſt zu errichten. Die jetzigen Lokalitäten reichen alle nicht aus. Als Staatsan⸗ 
walt fungirte Herr v. Kirchmann, als Vertheidiger Herr Stieber, welcher ſich 
vorzüglich bemühte, die Jucompetenz des Gerichts hervorzuheben. Dieſer Einwand 
iſt verworfen, auch ein Straßen raub als vorhanden angenommen, dagegen nicht 
die prämeditirte Abſicht der Ermordung; dennoch iſt, mit Rückſicht auf die lebens⸗ 
gefährlichen Verletzungen und Verſtümmelungen des ie. Maaß das erſte Urtheil 
dahin betätigt, daß der Angsklagte durchs Beil vom Leben zum Tode zu bringen. In⸗ 
culpat ſchien bei der Verurtheilung ſchon halb todt zu ſein, ſo ergriffen hatte ihn der 


Ausſpruch. Die Sitzung dauerte bei fait 40 Grad (?) Hitze von 11 bis 3 Uhr. 


Köln den 10. Mai. (Telegr. Dep.) Die verwittwete Königin Chriſtine 
von Spanien iſt von Paris nach Neapel abgereiſt. F 


— 


Ausland 


DR RN. 

Aus dem „Blaub. Wochenbl.“ entnehmen wir: „In Blaubeuren fuͤrchtete 
man am 6. Mai, ernſtliche Auftritte gegen „Kornwucherer und ihre Geſellen !“. 
Ein Unterkipperer wurde durchgeprügelt und ſowohl ihm als einem Hauptkipperer 
das Verſprechen abgenommen, in ihrem Leben nicht mehr kippern zu wollen. 
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Eine Anzahl Bürger begehrte im Cameralamt Frucht zum Gnadenpreis. Hun⸗ 
dert Scheffel Dinkel wurden zu einem hoͤhern Orts zu beſtimmenden Preiſe an die 
in der jetzigen verdienſtloſen Zeit ſich kuͤmmerlich nährenden Bürger abgegeben. 
Damit keine weitere beunruhigenden Exceſſe vorfallen, vereinigten ſich die Bür⸗ 
ger auf den Vortrag des Oberamts zu einer Sicherheitswache. 

Bremen den 4. Mai. Zur Erreichung des doppelten Zwecks, weder die 
Auswanderer hier oder bei ihrer Ankunft in den Vereinigten Staaten, noch die 
Schiffe durch ein daſelbſt eintretendes Reklamatiousverfahren aufgehalten zu ſehen, 
wird hierſelbſt jetzt im Einverſtändniß mit den hier eingetroffenen Auswanderern 
meiſtens der Ausweg des Transports derſelben nach Que beck eingeſchlagen, von 
wo die weitere Reiſe nach den weſtlichen Provinzen der Vereinigten Staaten mit 


gleicher Leichtigkeit und Billigkeit erfolgt wie von den Amerikaniſchen. 


Häfen. — Wenn einzelne hieſige Expedienten von Auswanderern in der erſten 
Beſtürzung beim Eingang der Nachricht von dem neuen Geſetze daſſelbe als einem 
Verbote der Aufnahme von Auswanderern gleichkommend, und eine negative 
Entſcheidung der Frage, ob fie zur Einhaltung contraktlich übernommener Ver⸗ 
pflichtungen gerichtlich angehalten werden könnten, als ſich von ſelbſt verſtehend 
geſchildert, jo geſchah das ohne alle und jede obrigkeitliche Autoriſation; fie find 
deshalb auch bereits zur Verantwortung gezogen worden. 

Hannover, den 8. Mai. 

reitungen zu den Feſtlichkeiten, welche Sr. Kaiſerlichen Hohheit dem Großfür⸗ 
ſten Conſtantin mit feiner hohen Verlobten, der Prinzeſſin Alerandrine von Als 
tenburg (einer Schweſter unſerer Kronprinzeſſin) bei deren Anweſenheit in unſerer 
Mitte gegeben werden ſollen. Man erzahlt ſich hier auch viel von dem koſtbaren 
Schmuck und anderen ſehr werthvollen Geſchenken, welche der Großfürſt der Prin⸗ 
zeſſin Alexandrine aus St. Petersburg mitgebracht hat. — Die Theuerung der 
Lebensmittel wird auch hier und im ganzen Königreich immer fühlbarer und be— 
denklicher. Bis jetzt hat man aber glücklicherweiſe noch von keinem Exceß wegen 
der hohen Lebensmittelpreiſe gehört. 
Die am 8. Mai erſchienene Nummer der Geſez- Sammlung enthält nach⸗ 
ſtehendes Geſetz, Maßregeln in Beziehung auf die herrſchende Theurung betreffend: 
„Ernſt Auguſt ze. 
toffeln und ſonſtiger Lebensmittel erlaſſen Wir, unter Bezugnahme auf 8. 122 
des Landesverfaſſungs⸗Geſetzes, folgendes Geſez: §. 1. Das Branntweinbren⸗ 
nen, ſowohl aus Korn, als aus Kartoffeln, wird vom Tage der Verkündigung 
bieſer Verordnung au bis zum 15. Auguſt d. J. verboten, und zwar bei Geld⸗ 
buße bis zu funfzig Thalern und Conſiscatton des Erzeugniſſes. Nur die ſchon 
bereitete Maiſche darf deſtillirt werden. Bei gleicher Strafe und binnen gleicher 
Friſt wird die Ausfuhr der Kartoffeln in die Staaten, in welchen ein Ausfuhr⸗ 
Verbot gegen das hieſige Königreich beſteht, nämlich Preußen und Kurheſſen, mit 
Ausnahme der Grafſchaft Schaumburg, verboten. §. 2. Es darf Brod vom 
Lande in die Städte, wo es etwa bisher nicht geſtattet war, bis zum 15. Auguſt 
d. J. eingeführt werden. Es bleiben jedoch die Bäder in den Städten verpflich— 
tet, Brod in hinreichender Menge zu backen und feil zu halten. §. 3. Der Li— 
zent von Brod und die Mahlſteuer wird bis zum 15. Auguſt d. J. aufgehoben. 
Dieſes gilt, vorbehaltlich eines von der Steuer Verwaltung feſtzuſtellenden Abs 
ſatzes an der Firations-Summe, auch in den Städten, in welchen der Mahl⸗ 
Lizent firirt iſt. 8. 4. Die bis zum 1. Auguſt d. J. ſchon erfolgte Aufhebung 
der Eingangs⸗Abgabe von Getreide, Mehl und Hülſenfrüchten wird, unter Aus: 
dehnung auf Mühlen -Fabrikate außer dem Mehl (Graupen, Gries, Grütze, Mais 
und Maismehl), bis zum 1. Oktober d. J. erſtreckt.“ 

Frankfurt, den 6. Mai. Gleich Preußen ſollen nun die übrigen Deut⸗ 
ſchen Staaten, in welchen die thurn und tarisiche Poſt Privilegien hat, dieſes 
Privilegium dem Fürſten von Thurn und Taxis abkaufen und in eine fundirte 
Rente vermandelu wollen. 

München, den 6. Mai. Lola Montez hat in der Augsb. Allg. Zeit. fol⸗ 
gende Erklärung erlaſſen: „Müde, die Zielſcheibe fo vieler heimlichen und öffent— 
lichen, mündlichen, brieflichen und gedruckten Bosheiten zu fein, erkläre ich Ie- 
den für einen ehrloſen Verläumder, der ſich auf irgend eine Weiſe eine üble Nach⸗ 
rede gegen mich erlaubt, ohne ſie beweiſen zu können. München, den 29. April 
1847. Lola Montez.“ 

Die Schwäb. Merkuur meldet aus Stuttgart vom 5. Mai: „Der 
geſtrige Tag und die letzte Nacht ſind ruhig vorübergegaugen Schon im Laufe 
der vorhergehenden Nacht und geſtern Vormittag waren gegen 80 Berfonen ver⸗ 
haftet worden, und ſelbſt geſtern Nachmittags wurden noch Verhaftete eingebracht, 
letztere hauptſächlich ſolche, die ſich verdächtige Reden erlaubt haben ſollen. Die 
während der Unruhen Verhafteten find größtentheils nicht der Stadt gehörige Ar— 
beiter und Geſellen verſchiedener Gewerbe und Werkſtätten; doch befinden ſich auch 
einige hieſige Bürger und Bürgerſöhne unter ihnen. Man nennt einen Buchbin⸗ 
der, der ſich verkleidet hatte und bedeutend gravirt ſein ſoll. Die zahlreichen 
Weingärtner, welche gerade die bedrohte Gegend bewohnen, hielten ſich zurück— 
gezogen. Natürlich werden unter den Verhafteten auch Viele ſein, die blos durch 
Neugierde auf den Platz geführt wurden und dieſelbe theuer büßen mußten. Leicht 
möglich können auch unter den Verwundeten ſolche ſein. Bei der Gewehrſalve 
auf dem Brückchen flogen mehrere Kugeln in die Außenſeite der Haidlenſchen Apo— 
theke, eine durch die Fenſterladen in die Apotheke ſelbſt. Der junge Mann, der 
dort erſchoſſen wurde, iſt ein Schuſtergeſelle aus der Nähe von Frankfurt und ſoll 
einer der thätigſten Theilnehmer geweſen ſein. Der geſtrige Tag brachte beinahe 
die ganze Bevölkerung auf die, Beine; es war für die immer ſo ruhige Stadt et⸗ 


Am hieſigen Hofe trifft man bereits Vorbe- 


In Erwägung der hohen Preiſe des Getreides, der Kar- 


was ganz Unerlebtes, von dem man ſich durch den Augenſchein überzeugen wollte. 
Zufällig war gerade Wochen- und Fruchtmarkt. Es kamen weniger Landleute, 
hauptſächlich weit weniger Frucht zur Stadt, als man nach ſicheren Anzeichen du 
warten durfte; doch ſtiegen die Fruchtpreiſe nicht. Im L ufe des Vormittags 
wurde die Bekanntmachung der Stabtdiretion, bunch bis Bü unter militairiſcher 
Begleitung öffentlich verkündet. Den ganzen Fo zahlre 
von Reiterei und Fußvolk durch die Straßen. Nachmllings rückte ein Bataillon 
Sufanterie, das auf der Eiſenbahn angekommen war, von Ludw gsburg ein 
eben jo eine Abtheilung des erſten Reiterregiments und eine Batterie. Die Ka⸗ 
nonen wurden auf dem Schloßplatze aufgefahren, den an loch weitere Truppen 
beſetzten. Eben jo wurden am den Enden vieler Straßen Abb lngen Fußvolks 
aufgeſtellt und die Kanonen der Hauptwache vorgefahren; die Kanoniere ſtanden 
bei ihren Stücken. So rückte der Abeud und die Nacht heran. Die Menge 
welche die ungewohnten Anftalten angeftaunt hatte, verlief ſich nach und nach. 
Die Bürger, welche unter Führung mehrere Stadträthe und Polizeibeamten ſich 
zur Nachtwache angeboten und denen ſich die älteren Turner mit lobenswerther 
Bereitwilligkeit angeſchloſſen hatten, traten ihren Wachedienſt an, und die Nacht 
ging ſo ruhig und ſtill vorüber, als nur je eine.“ 

In Ulm ſcheint, dortigen Blättern zufolge, das Werk der Zerſtörung ganz 
ſyſtematiſch angeordnet geweſen zu ſein. Den Hausbeſitzern neben dem „Jungen 
Hafen“ wurde foͤrmlich angeſagt, weder Fenſter noch Läden zu ſchließen, indem 
es nur auf erſteren abgeſehen ſei, und wirklich wurde auch nicht eine Fenſterſcheibe 
beſchadigt. Eben fo wurde der Haſenwirth benachricht, daß nach der Zerſtörung 
des Wielandſchen Hauſes es bei ihm losgehen ſollte, ſo daß hier Zeit gewonnen 
wurde, Silbergeräthe und Koſtbarkeiten in eine ſchwere, gut befeſtigte Geldkaſſe 
zu verbergen und ſo zu retten. Der angerichtete Schaden wird in dem erſteren 


Haufe auf 4 — 5000 Gulden, im letzteren auf 6 — 7000 Gulden geſchätzt. 


Das Betragen der Feſtungsbau-Arbeiter iſt von der Bau- Direction öffentlich be⸗ 
lobt worden. 


Frankreich. 


Paris, den 7. Mai. Nachdem geſtern der Miniſter der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten die Politik des Kabinets gegen die Angriffe des Herrn Billault ver- 


theidigt hatte, wurde das der Deputirten-Kammer zur Berathung vorliegende 
Kapitel der außerordentlichen und nachträglichen Kredite für das auswärtige De⸗ 
partement angenommen. In Bezug auf Griechenland ſagte der Miniſter, er 
bätte nicht erwartet, daß man in dieſer Hinſicht dem Kabinet ein ſchwaches Be⸗ 
men vorwerfen würde, denn wenn die Politik deſſelben irgendwo die Unabhän⸗ 
gigkeit der Nationen aufrecht erhalten habe, fo ſei es vor Allem in Griechenland. 
Es ſcheine ihm aber ungehörig, jetzt noch von Schutzmächten Griechenlands zu 
ſprechen; als dieſes Land als conſtitutionelle Macht ins Daſein getreten, da ſei 
es von den drei Mächten beſchützt worden; jetzt aber, wo es vollſtändig organi⸗ 
ſirt ſei, könne man zwar noch von Beiſtand ſprechen, den man Griechenland ſchul⸗ 


dig, aber nicht mehr von Schutz. Den Beiſtand, welchen Frankreich ihm bisher 


gewährt, werde es ihm auch ferner gewähren, in politiſcher wie in finanzieller 
Hinſicht, wenn es deſſen bedürfte, und er ſei überzeugt, daß die Kammer, wenn 
man von ihr dazu ein neues Opfer zu verlangen ſich veranlaßt ſähe, nicht unem⸗ 
pfänglich für die hochherzigen Gefühle fein werde, von denen fo eben ein einfacher 
Privatmann, ein wahrer Griechenfreund, ein jo edles Beifpiel gegeben. (Lauter 
Beifall.) Hoffentlich werde Griechenland ſolche Hülfe nicht nöthig haben; hoffent⸗ 
lich werde es, ſtart durch ſein Recht, durch feine Nationalität und durch das 
Wohlwollen des größeren Theils von Europa, im Stande ſein, ſich ſelbſt zu ge⸗ 
nügen, die Forderungen, auf denen etwa beſtanden werden möchte (Bewegung) 
zu bezahlen, ſie ſofort zu bezahlen, hoffentlich werde es ſie in dieſem Augenblick 
ſchon bezahlt haben. (Reue Bewegung.) Hoffentlich werde es auch vermöge eines 
feften Ordnungsſiuns binnen Kurzem in eine Lage kommen, um im Stande zu 
ſein, allen Mächten, die ſeine Jugend beſchützt und die Nichts verlangten, Alles 
zurückzuzahlen, was es ihnen ſchuldig. — Spanien betreffend, erklärte Herr 
Guizot, der Grund, warum Graf Breſſon von Madrid nach Paris zurückgekehrt, 
fei der, daß man es für angemeſſen gehalten, den Leideuſchaften und bittern Ges 
fühlen Zeit zu laſſen, ſich zu beruhigen. Sobald für Frankreich aber ein wich⸗ 
tiges Jutereſſe auf dem Spiel ſtehen ſollte, werde er gewiß auf dem Platze ſein. 
Uebrigens habe er keinen Grund, ſich über diejenigen zu beſchweren, die in bie- 
ſem Augeublick die Geſchicke Spaniens leiteten, oder zu glauben, daß dieſelben 
irgend etwas den Intereſſen Frankreichs Feindſeliges im Sinne hätten. Der 
Redner ſchloß mit einem Blick auf die Lage Europa's im Allgemeinen und wollte 
der Politik Frankreichs einen nicht unweſentlichen Einfluß auf die Fortſchritte zu⸗ 
ſchreiben, die in andern Staaten vor ſich gingen. . 

Das Journal des Débats bemerkt: „Was den Vorfall betrifft, der ſich 
aus Anlaß der Briefe des Generals Cubières erhoben hat, fo begnügen wir uns, 
ihn nur anzuzeigen. Dieſe Briefe wurden in einem Prozeſſe vorgelegt, welcher 
noch vor dem Gerichtshofe erſter Jnſtanz ſchwebt. Jeder wird bei dem Durchle⸗ 
ſen derſelben die Rückhaltung derſelben begreifen, welche uns dabei auferlegt iſt. 
Die ſchmählichen Beſchuldigungen, welche ſie enthalten, werden aufgeklärt wer⸗ 
den. Die Schnldigen, wer ſie auch ſein mögen, werden der Strafe, welche fie 
verdient haben, nicht entgehen. Das Miniſterium hat ſich verpflichtet, dieſe 
heimlichen Ränke durch die Fackel der Gerechtigkeit aufzuhellen. Das iſt Alles, 
was es thun kaun, und es wird es thun. Wir wünſchen dem geehrten Herrn 
Muret de Bort Glück dazu, dieſe Erklärungen der Regierung ſelbſt hervorgerufen 
zu haben. Man glaubt, daß dieſe ärgerliche Sache auch für die Eiſenbahn⸗Ge⸗ 


Tag gingen zahlreiche Patrouillen. 
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ſellſchaften, die eine Modiſtzirung ihrer Kontrakte verlangen, von unangenehmen 


Folgen fein dürfte. Nach den eben gemachten Erfahrungen werde die Kammer 
bei betreffenden Auläſſen strenger als je zu Werke gehen, und es ſei nicht wahr⸗ 
ſcheinlich, daß, in; nächſter Zeit wenigſtens, eine neue Konzeſſion von irgend 
welchem Belaug gegeben werden möchte. 

In Marfeille treffen aus der Levante fortwährend fo große Getreide-Vorräthe 
ein, daß die Preiſe um ein ſehr Bedeutendes geſunken ſind. Der heutige Mo⸗ 
niteur meldet: „Vom Aften bis 12ten April find von Alexandrien nach Mar: 
ſeille 19,872 Hektoliter Korn und 1720 Hektoliter Gerſte abgefertigt worden. 
Der Kours des Getreides iſt vom 11ten bis 20ſten April um 2 Fr. und 70 Cent. 
für das Hektoliter gefallen. Der jetzige Preis iſt 11 Fr. 75 Cent. für das Re⸗ 
gierungs.Korn und 10 Fr. 82 Cent. für das der Privatleute. 

Die ſterbliche Hülle des General Bertrand iſt am Montag auf der Eiſenbahn 
von Orleans hier eingetroffen und in eine Kapelle des Invaliden-Domes gebracht 
worden. Geſtern fand darauf in dieſem Dom die feierliche Beiſetzung der Sarge 
Bertrand's und Duroc's, der beiden Großmarſchälle des Palaſtes unter Napoleon, 
in den beiden Gewölben ſtatt, welche für ſie neben dem Grabe des Kaiſers ein⸗ 
gerichtet worden ſind. 8 
In der heutigen Sitzung der Pairs-Kammer unter dem Vorſitze des Kanz⸗ 

lers beſtieg der Großſiegelbe wahrer die Tribüne unter tiefer Stille. Er 
legte im Namen des Miniſteriums eine Verordnung des Königs vor, datirt von 
geſtern, wodurch der Pairs-Hof zuſammenberufen wird, um über den General 
Eubieres, Pair von Frankreich, wegen Thatſachen, Vergehen und Verbrechen, 
die durch Artikel und 179 und 405 des Strafgeſetzbuchs vorgeſehen ſind, zu 
Gericht zu ſitzen. Herr Delangle, General-Prokurator am Königlichen Ge— 
richtshofe zu Paris, iſt beauftragt, die Anklage zu führen und wird dabei von 
dem Geueral-Advokaten Herrn Glanday unterftügt werden. Der Großſiegelbe⸗ 
wahrer überreicht die Königliche Verordnung dem Kanzler Graf Daru, einer der 
Secretaire der Kammer, verlieſt dieſelbe. Der Kanzler mit bewegter Stimme: 
Die Kammer giebt dem Herrn Miniſter Akt über die Ueberreichung. Morgen um 
1 Uhr wird die Kammer ſich als Gerichtshof verſammeln. General Eubieres 
verläßt feinen Platz am Büreau der Secretaire- und beſteigt die Tribüne. Er 
ſpricht Folgendes: 

„Meine Herren! Durch ein ernſtliches Unwohlſein von Ihren Sitzungen fern 
gehalten, erwartete ich mit Ungeduld den Augenblick, denſelben wieder beiwoh— 
nen zu können. Ich bedaure, daß die Lage, in die ich mich verſetzt ſehe, mir 
nicht erlaubt, ſogleich Aufklärungen zu geben über gewiſſe Thatſachen, die in ſo 
hohem Grade die öffentliche Aufmerkſamkeit beſchäftigen. Ich werde alſo damit 
warten, weil es ſo ſein muß. Niemand hat ein größeres Jutereſſe dabei, als ich, 
daß die Wahrheit in ihrem vollen Lichte hervortrete. Ich habe hier nicht zu 
fürchten, daß fie durch die Leidenſchaften erſtickt werde. Die Weisheit und Um⸗ 

ſicht, welche die Berathungen der Kammer charakteriſirt, iſt mir Bürge dafür, 
und mit Vertrauen erwarte ich das Reſultat ihrer Informationen. 

Der General nimmt nun feinen Platz einen Augenblick wieder ein, worauf er 
jedoch bald ſich aus der Kammer entfernt. Der Kanzler kündet au, daß man 
zur Tagesordnung ſchreiten werde. Bis zum Poſtſchluß kam nun nichts von Be⸗ 
deutung mehr vor. 

Den Finauzminiſter beſchäftigt noch immer die Frage von einem Anlehen, 
obgleich er die Nothwendigkeit eines ſolchen in Abrede ſtellen wollte, und es ſcheint, 
auch die Budgetcommiſſion hat ſich in den letzten Tagen mit dieſem Gegenſtand 
beſchäftigt und neue Aufſchlüſſe von Lacave-Laplagne verlangt. Der Finanzmi⸗ 


niſter habe denn auch dießmal die ſchwierige Finanzlage Frankreichs und die Noth- 


wendigkeit eines Anlehens nicht geleugnet. Es ſei beſchloſſen worden, das Mi: 
niſterium ſolle im nächſten Juni einen Geſetzentwurf vorlegen, mittelſt deſſen daſ⸗ 
ſelbe von den Kammern die Befugniß verlangt, ein Anlehen von 300 bis 400 
Millionen Frances zu negociren, mit dem Rechtsvorbehalt, daß der zu dieſer 
großen Finanzoperation geeignete Augenblick ſeinem Gutachten und ſeiner Wahl 
überlaſſen bleibe. { 

Heute Nachmittag hatte der Kriegsminiſter in den Tuilerien eine lange Con⸗ 
ferenz mit dem König. Nach derſelben iſt ein Stabsoffizier mit Depeſchen nach 
Algier abgegangen. N 

Ein Brief aus Bologna vom 25. April berichtet, der Papſt habe am 22. 
die auf Errichtung einer Nationalgarde bezüglichen Maßnahmen angenom⸗ 
men und gutgeheißen. Dieſe Nachricht und die andere von der Berufung einer 
Notabelnverſammlung nach Rom habe allgemeinen Jubel veranlaßt. In der gan⸗ 
zen Romagna werden Anſtalten getroffen, Pius XI. und dem Cardinal Gizzi durch 
neue Demonftrationen die Liebe und Verehrung des Volks zu erkennen zu geben. 

e Orronnanz in Betreff der Bürgergarde iſt am 5 Mai, dem Namensfeſt des 
Papſtes, erwartet, und es wird weiter berichtet, Pius werde bei dieſer Gelegen— 
heit die von den Bologneſern der Bürgergarde in Rom überſendete Fahne ſegnen. 
Eine Marmorſtatue Pius IX. ſoll als Gegengeſchenk der Römer nach Bologna 
geſchickt werden. 

Der Prinz von Syratus, Bruder des Königs von Neapel, iſt in Paris 
angekommen. Der Hauptzweck feiner Reiſe, jagt man, betreſſe eine Miſſion, 
die ihm von ſeiner Familie an die Königin Marie Chriſtine geworden ſei. 

Die aus Por tugal eingegangenen Nachrichten lauten einander ganz wider⸗ 
ſprechend. Die einen beſagen, die Königlichen Truppen hätten unter dem Gra⸗ 
fen Vinhaes einen glänzenden Sieg erfochten; die andern melden, er habe ſich 
nach einem blutigen Kampf, in welchem beide Parteien große Verluſte erlitten, 
nach Liſſabon zurückziehen müſſen. 


8 Spanien. 

Madrid den 30. April. Die Gaceta enthält in ihrer heutigen Nummer 
das von den Cortes votirte Geſetz über die Forterhebung der bisherigen Steuern 
bis Ende Juni d. J. und außerdem die Verordnung, daß das zehnte Zwölftheil 
der differirten Schuld, welches in aktive Schuld überzugehen hat, am 1. Mai 
verlooſt werden ſoll, um von dieſem Tage an in Zinſen-Genuß zu treten. Die 
Regierung wird in London und Paris, ſobald die Auslooſung ſtattgefunden hat, 
bekannt machen, wie und zu welcher Zeit die gezogenen Titel zum Umtauſch zu i 
präſentiren ſind. 

Man lieſt im „Faro“: Brieſe glaubwürdiger Perſonen melden aus Rom, 
daß die Abreiſe des Monſign. Brunelli nach Spanien aufgeſchoben worden iſt, 
als dort die Nachricht eintraf, daß das Miniſterium Pacheco-Salamanca an die 
Gewalt gekommen ſei, welches der Geiſtlichkert gegenüber ſich mit mißliebigen 
Plauen tragen ſolle. Jedoch hat der Staatsſecretär der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten die Beſtätigung dieſer Nachricht nicht erhalten. 

Alle Briefe aus Catalonien, die freilich faſt durchaus von Männern der jetzt 
in ihrer Herrſchaft bedrohten Partei der Moderados geſchrieben ſind, ſprechen mit 
Beſorgniß von den Begebniſſen zu Madrid und fürchten, es könnte zu einem Um⸗ 
ſchwung der Dinge durch den Sturz ihrer Partei kommen. 


Vermiſehte Nachrichten. 

Aus Poſen vom 2. Mai enthält die D. A. Z. nachſtehenden Artikel: Als 
weſentlicher Fortſchrilt in der Bildung unſerer zahlreichen Juden muß die Anſtel⸗ 
lung eines jüdiſchen Religionslehrers am hieſigen Friedrich⸗Wilhelms⸗ 
Gymnaſium betrachtet werden. Da Poſen 10,000 Juden zählt — die größte 
Iſraelitiſche Gemeinde in Preußen, ja ſogar in Deutſchland, da ſelbſt die Prager 
nicht fo ſtark iſt, — ſo darf man ſich nicht wundern, daß unter den 400 Schü⸗ 
lern dieſes Gymnaſiums ſich 100 Iſtaeliten befinden, die bisher auf der Anſtalt 
ſelbſt gar keinen Neligionsunterricht empfingen, ſondern außerhalb derſelben. — 
der Eine bei einem Schwarzen, der ihn mit unfruchtbarem Talmudiſchen Myſti⸗ 
cismus vollpfropfte, der Andere bei einem Weißen, der das Weſen der Religion 
vom Beiwerke zu unterſcheiden wußte. Dadurch war es bei uns dahin gekom⸗ 
men, daß von eigentlich religiͤſem Sinne bei einem großen Theil unferer Iſraeli⸗ 
ten gar nicht mehr die Rede war, ſondern aller Gottes dienſt in einem ſtarren Feſt⸗ 
halten an althergebrachten Formen beſtand. Unter ſolchen Umſtänden muß man 
es als eine wahre Wohlthat für unſere Jüdiſche Bevölkerung begrüßen, daß der 
Director des Friedrich- Wilhelms⸗Gymnaſtums, Konſ. R. Kießling, einen eignen 
wiſſenſchaftlich durchgebildeten Religionslehrer in der Perſon des Dr. Sachs ange⸗ 
ſtellt hat, damit die Iſraelitiſchen Schüler der Anſtalt einen angemeſſenen Reli⸗ 
gionsunterricht erhalten. Dr. Sachs gehört natürlich nicht zu den Schwarzen, 
und dieſe Fraction iſt daher mit dieſer neuen Einrichtung wenig zufrieden; auch 
konnten die Aeltern oder Vormünder der Zöglinge nicht gezwungen werden, letztere 
in den Religionsunterricht des Dr. Sachs, der auch bei der Königl. Luiſenſchule 
angeſtellt iſt, zu ſchicken, es mußte dies vielmehr Sache der freien Entſchließung 
bleiben. Daß daher bei den Juden ſtark intriguirt worden, um die neue Einrich⸗ 
tung nicht aufkommen zu laſſen, iſt begreiflich; um ſo erfreulicher iſt es aber auch, 
daß von den hundert Jüdiſchen Zöglingen des Gymnaſtums bereits funfzig an 
dem erſt ſeit etwa 14 Tagen beſtehenden neuen Unterrichte Theil nehmen. Wir 
bezeichnen dieſen Fortſchritt in der Entwickelung unſerer Juden als ein hoͤchſt fol⸗ 
geureiches Moment und erwarten davon mehr und beſſere Früchte als von vielen 


andern Einrichtungen der Neuzeit, deren Wirkſamkeit an dem Starrſinn unſerer 


Iſraeliten nur Häufig brechen mußte. 

Würzburg. Das hieſige Abendblatt berichtet: „Einen grellen Gegenſatz zu 
den kummervollen Geſichtern, welche man bei den vom geſtrigen Getreidemarkte 
(auf dem der Preis des Weizens und des Korns wiederum flieg) heimkehrenden 
Bürgern wahrnahm, bildete die Ueppigkeit mehrerer Getreidebauern, welche, im 
Begriffe, mit ihrem Geſpaune die Stadt zu verlaſſen, auf offener Straße die 
Pfropfen der Champagnerflaſchen lüfteten und die guten Zeiten leben ließen. Der 
Schauplatz dieſer rührenden Scene war die Semmelsſtraße und Zeugen genug 
vorhanden, welche über dieſes unkluge Benehmen ihre Indignation offen zu er⸗ 
kennen gaben.“ 


— 


Muſikaliſches. a £ 

Freunden des höheren Orgelſpiels zur Nachricht: daß uns für heute (Frei⸗ 

tag) Nachmittag der ſchöne Genuß bevorſteht, den von der Königl. Regierung 

mit Reviſton der neuen Orgel in der Franziskaner Kirche beauftragten Orgel⸗ 
Virtuoſen Herrn A. Succo dort zu hören. 


beater. 

Herr Prof. Döbler fährt fort, feine allgemein bewunderten l. 
dem Publikum im Theater vorzuführen. Am Dienſiag zeigte er vor geprüct * 

lem Hauſe außer einer Anzahl neuer Tableaur eine bildliche Darfiellung ve 8 
wegung der Himmelskörper, die außerordentlichen Beifall fand und le Ne 
falls zu wiederholen fein dürfte; überhaupt iſt es wünſchenswerth, 25 2160 auch 
allgemein erwartet, daß Herr Prof. Döbler feine Vorſteun erſt * 1885 
nicht ſchließen möchte, indem ein großer Theil des Publikum letzt zu der 
richtigen Würdigung des hohen Werths derſelben gelangt it. A 
Dazu gegeben wurde „der Vetter“ von Benedir, welches Luſtſpiel auch 
diesmal mit dem allgemeinſten Beifall aufgenominet er We e 
der meiſterhaften Leiſtung des Herrn Direktors Vogt galt zwei Mal ge⸗ 
rufen wurde; aber auch die HH. Sulzer, Hänſeler a Mayer, fo wie 
die Damen Pfiſter, Tantz und Elaufius waren IM ren Rollen fehr brav, 
fo daß die ganze Darſtellung eine in jeder Beziehung gelungene genannt zu wer⸗ 
den verdient. Eh, R. 


Heute wurde meine Frau von einem gefunden 
Mädchen glücklich entbunden. 
Poſen, den 12. Mai 1847. 
de Rege, O.⸗L.⸗G.⸗Aſſeſſor. 


Bunt 146 

Auf mehrfeitig geäußerten Wunſch haben wir die 
Ausſtellung der Lotterie zum Beſten der Waiſen⸗ 
Anſtalt für Mädchen bis zum 17ten d. M. verſcho⸗ 
ben, und bitten wir nunmehr dringend, die für die- 
ſelbe gütigſt beſtimmten Gaben uns ſpäteſtens bis 
zum I5ten d. M. einfenden zu wollen. 

Poſen, den 7. Mai 1847. 


Der Frauenverein zur Unterſtützung der 
aifenanitalt für Mädchen. 


Liane Röſcher. Louiſe Boy. Friederike Cranz. 
Minna Bielefeld. Minna Müller. Ulrike 
Naumann. Eugenie Barth. 


FCC 


So eben erſchien im Verlage von Im. 
Tr. Wöller in Leipzig 
von nachstehendem, für den geübten 
Gärtner wie für jeden Blumenfreund 
gleich nützlichem Werke, dessen über- 3 
aus grosse Brauchbarkeit sich nun seit & 
einer langen Reihe von Jahren bewährt 
hat, abermals eine höchst zeitgemässe 
neue Umarbeitung 
— die 5te vermehrte Aufl. — 
welche injederBuchhandlung ® 
des In- und Auslandes vor- 
räthig ist, in Po ſen bei Gebrüder & 
Scherf, Markt⸗ und Franziskanerſtra- 583 
fen-Ede No. 77. 
Der praktiſche 


Blumengärtner. & 
Vollſtändiges, alphabetiſch- geordnetes 
Handbuch > 


der Blumenzucht. 

Für Gärtner, Gartenfreunde und überhaupt 
alle diejenigen, welche die beliebteſten und 
ſchönſten Zierpflanzen im Freien, in Ge⸗ 
wächshäuſern oder Zimmern auf die beſte 
und leichteſte Weiſe cultiviren wollen. Mit 
einem Blumengarten-Kalender und Re- 
gister über die lateinischen Synonymen 

und deutschen Eigennamen. 

Von Heinrich Gruner. 

Mit Berückſichtigung der neueſten, geprüf⸗ 
ten Erfahrungen aufs Neue gänzlich umge— 
arbeitet von 
Carl Friedrich Förster. 
Fünfte vielfach vermehrte Aufl. 
(eleg. geheftet in Umſchlag.) Preis 1 Rihl. 

x 15 Ngr. oder Sgr. 
dDieſes rühmlichſt bekannte und viel benutzte 
Werk, welches auf ausgezeichnet praktiſche 
Weiſe ſtreng wiſſenſchaftliche Gründlichkeit 
mit der allgemeinfaßlichſten Deutlichkeit in 
ſich vereinigt, enthält einen wahren Schatz 
von wohlgeprüften, langjährigen Erfahrun⸗ 
N gen und hat ſich deshalb eine der erſten Stel- 
len in dieſer Literatur erworben, was wohl 
auch der Umſtand an deutlichſten beweiſt, 
daß hiervon in einer an ähnlichen Büchern 
ſo reſchen Zeit ſchon wieder eine neue — die 
öte — Auflage nöthig wird. ® 
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Bekanntmachung. 

Der auf den 19ten d. Mts. (Mittwoch) in der 
Stadt Schwerſenz angeſetzte Jahrmarkt iſt zufolge 
Anordnung der Königlichen Regierung aufgehoben 
und auf günſtigere Zeiten verlegt worden. 

Poſen, den 12. Mai 1847. 

Der Landrath. 


RER 


„ 
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Edittal » Citation. 

Auf dem Grundſtück Neuſtadt bei Pinne No. 79. 
jetzt 80. ſteht Rubr. III. No. I. eine Forderung von 
200 Nthlr. nebſt Zinſen, Kaufgelderreſt aus dem 
zwiſchen dem Apotheker Liebach und den Färber 
Schätz ſchen Eheleuten unter dem Sten Auguſt 1811 
geſchloſſenen Kaufkontrakte, für den Kaufmann Pe⸗ 
ter Meißner zu Zirke, als ſpäterer Ceſſtonar auf 
Grund der Ceſſion vom Aten Januar 1825 ex de- 
creto den 18ten Juni 1827 eingetragen. Das hier⸗ 
über ertheilte Dokument iſt verloren gegangen, und 
werden, da die Schuld noch vorhanden iſt, auf An⸗ 
trag des Gläubigers alle diejenigen unbekannten 
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Intereſſenten, welche als Eigenthümer, Pfand⸗In⸗ 
haber, Ceſſionarien, oder ſonſt Anſprüche auf die 
Forderung zu haben vermeinen, hierdurch vorgela— 
den, ſich mit ihren Anſprüchen im Termine 

den 30ſten Juli c. Vormittags 10 Uhr 
zu melden, widrigenfalls ſie mit ihren Anſprüchen 
an die Forderung präkludirt werden und ihnen des⸗ 
halb ein ewiges Stillſchweigen auferlegt wird. 

Grätz, den 26. Februar 1847. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Bekanntmachung. 

Es werden 5 

a) in dem Dorfe Jankoͤwko, Kreiſes Gne⸗ 
ſen, eine Gemeinheitstheilung, 

b) in dem Dorfe Glöwno, Domainen-Rent- 
amts Schwerſenz, Kreiſes Poſen, eine 
Regulirung gutsherrlich-bäuerlicher Verhält⸗ 
niſſe und Gemeinheitstheilung, 

c) in dem Königlichen Forſtrevier Dufzno, 
Kreiſes Mogilno, eine Weide- und Holz⸗ 
Abfindung, 

d) in der Stadt Klecko nebſt Vorwerk Woy⸗ 
tostwo, Kreiſes Gneſen, eine Gemeins 
heitstheilung, und 

e) in den Ortſchaften Kakuleckie- und 
StaresHauland, Kreiſes Gneſen, eine 
Hülungs-Separation und eine Gemeinheits⸗ 
theilung, 

in unſerem Reſſort, die Sache sub b. aber in dem 
der hieſigen Königlichen Regierung bearbeitet. 

Alle etwanige unbekannte Intereſſenten dieſer 
Angelegenheiten werden hierdurch aufgefordert, ſich 
in dem auf 

den 7ten Juni cur. Vormittags 11 Uhr 

hierſelbſt in unſerem Parteienzimmer anberaumten 
Termine bei dem Herrn Oekonomie-Kommiſſionsrath 
Bernecker zur Wahrnehmung ihrer Gerechtſame zu 
melden, widrigenfalls fie dieſe Auseinanderſetzungen, 
ſelbſt im Falle der Verletzung, wider ſich gelten laſ⸗ 
ſen müſſen und mit keinen Einwendungen dagegen 
weiter gehört werden können. 

Poſen, den 2. April 1847. 

Königl. Preußiſche General- Kommiſſion 
für das Großherzogthum Pofen. 


Billig, was billig 
heißt. 


Von der jüngſten Leipziger Meſſe retournirt, habe 
ich mein Waarenlager vervollſtändigt, und nur, 
weil ich aus meiner jetzigen Wohnung, 
Waſſerſtraße No. 11., baldigft verziehe, will 
ich zu bedeutend herabgeſetzten Preiſen daſſelbe aus: 
verkaufen. Der Kürze wegen führe ich an: 
dchte Nofafattune, 1 breit, a =} 
Sar. die Elle, 8 * 

rt 2 re eee 

arben r. e € 

— e Bi ne & breit a 3 — 4 Sgr. 
die Elle, 

ase karitte Gardinenzeug 
die Elle, 1 | 

e Gardinen mit Blumen & breit à 4 Sgr. 
die Elle, 

— breite Gardinen mit Borten und Blumer 
A 5 Sgr. die Elle, i 

een breite Gardinen mit Vorten und Blu- 
men a 6 Sgr. die Elle, 


| 


4 breit à 24 Sgr. 


eic und glatten Kamlot à 6 Sgr. 
2 cbarze Twil & 7 Sgr. die Elle, 


— karirte Kleiderſtoffe à 3 Sgr. die Elle, 
2 ſchwere Hamburger Klots zu Beinkleidern à 
3 — 5 Sgr. die Elle, 
Su wollene Kleiderſtoffe à 33 Sgr. die Elle, 
Noch befinden ſich mehrere Kiſten Waaren uns 
terwegs, die ſpäteſtens in 4 Tagen 
hier eintreffen und enthalten dieſe 
wollene Hofenzeuge à 7 Sgr. die Elle, 
Sommerpfquéc's à 23 Sgr. die Elle, 
Piquée's à 34 Sgr. die Elle, 
allerfeinſte Piquéeweſten a 10 Sgr., 
en wollene Tücher à 5 Sgr., 
2 große feine Tücher a2 — 3 Rthlr., 
m helle ſchwere Hofenzeuge à 4 Sgr. die Elle, 
2 2 Piquée⸗Vettdecken à 3 — 4 Rthlr., 
2 balbe Piquéedecken à 26 Sgr. 
Um geneigte Beachtung bitte ich, und was beſon⸗ 
ders . it: ich garantire für die 
Aechtheit. 2 


Meinen Leder⸗Ein⸗ und Verkauf habe ich jetzt 
in meinem Hauſe Waſſerſtraße No. 17. 
C. A. Hartwig, Gerbermeiſter. 


Vom Löten d. M. ab wird das Vieh auf der ſtäd⸗ 
tiſchen Hutung geweidet werden. Wer ſein Vieh 
dahin ſchicken will, hat zuvor das diesjährige Weide⸗ 
geld mit 4 Rthlin. an mich zu berichtigen. { 

Poſen, den 10. Mai 1847. 

Samuel Weitz, 
Wronkerſtraße No. 4. 


Wollsackdrillich * 
5 und 
Wollsackleinwand 


iſt zu billigen Preiſen in großer Auswahl vorräthig 
in der 


Leinwandhandlung 


von 
J. A. Löwinsohn, 
Markt No. 84. a 


WOLLNIEDERLAGE 


zu vermiethen Wilhelmsstrasse No. 22. 
bei Julius Richter & Comp. 


5 7 durchaus gesund 
RER DISEINEEN 
verabfolgt das Dntzeud à 12 Sgr. 

G. Pincus, Wilhelmstrasse, Hotel de Dresde. 


Friſchen Sahn⸗Käſe a 34 Sgr. 
pro Stück empfiehlt 
J. Appel, Wilhelmsſtr. Poſtſeite No. 9. 
— Beſte Limb. Sahnkäſe, à 3 Sgr. 6 Pf. 
pro Stück empfiehlt Pin cus, 
Wilhelmsſtr. im Hotel de Dresde. 


Große Sahnkäſe offerirt äußerſt billig 
Julius Horwitz, Wilhelmsplaß⸗Ecke No. I. 


Apfelſinen, 


zu 1 Sgr., wie auch zu 10 Pf. das Stück, werden 


verkauft Wilhelmsplatz⸗Ecke No. 1. 


Börse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld - Cours- Zettel. 
Zins- Preus. Cour 

Den 10, Mai 1817. 


Fuss. |Brief.| @eld. 
Staats-Schuldscheine 33 83 . 93 
Präm.-Scheine d. Seehdl. à 50 f. — 95 ½ 9577 
Kur.- u. Neum. Schuldverschr . 33 903 80 
Berliner Stadt- Obligationen . . 397 u 
Westpreussische Pfandbriefe. 32 1175 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . 4 1021 1014 
dito dito drs. een 
Ostpreussische dito 311% — 
Pommersche dito 94 | 94 
Kur-u. Neumärkische dito .. 95% 947 
Schlesische io 1 861 
dito v. Staat. g. Lt. 83. 33 —-— 
Friedrichsd'ohour + — 137 13 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. — 121 Hu 
Discon too Eu 4 5 
Acetie n. 
Berl, Anh. Eisenbahn Lit. A. — 110 ai: 
dio dto. Prior. Oblig,.... 9 — Ei 
Berlin- Hamburger 4 — 
0 0. 95 Priorität. 4 977 — 
Berlin- Potsd.-Mag deb. 4 89217 
dio. Prior. Oblig, .......|[ 4 — 91 
dto. dito, dto .. 5 103 
Brl.-Stet. E. Lt. A. und . — 1074 — 
Bonn Kölner Eisenbahnn 5 = 3 
Bresl.-Schweid.-Freibg.-Eisend. 4 | — 984 
dito. dito. Prior, Oblig .. 4 — = 
Köln Mind. v. e. 5 4 91 se 
Düss. Elb. Eisenbahn ...... — 108 — 
dto. dto. Prior, Obli g.. 4 — 91 
Magdeb- Halberstädter Eisenb, 4 — 113 
Magd. Leipz. Eisenbahn — — — 
dto. dta. Prior. Oblig. 4 2 
Niederschl.-Märk, -.... +» 4 861 | 854 
do. Priorität 4 92 — 
do. Priorität 5 12 I — 
Nied.-Mrk. Zyugb . 4 — 
do. Priorität 44 — — 
Ob. Schles. Eisenbahn Lt. A. 4 — 1103 
do do. Prior.-Obl. .... 4 — * 
150 do. Kn „„ 2 Pi — — 964 
Rhein. Eisenbahn .. ..... a 8 
do. Stamm-Prior. (voll eingez.)| 4 2 881 
dto. die. Prior. Oblig— | 4 91 pe 
dto. vom Staat garant Sp ls 
Thüringer 4 | — 
n. c , ame rap 
Prinz Wilh. (Steele-Voh.) . | 4 82 — 
U 


(Hierzu drei Beilagen.) 


M110. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 14. Mai 1847. 


ͤ—Ků— — —— —....... .... — 


Landtags- Angelegenheiten. 


Sitzung des Vereinigten Landtages am 6. Mai. 


Kurie der drei Stände. 
(Schluß.) 

Marſchall: Ich habe nunmehr die allerunterthänigſte Eingabe an Se. 
Majeſtät den König über die verſchiedene Anſicht in Betreff der Auslegung 
des §. 26 a. des Reglements aufgeſetzt und werde dieſelbe der hohen Ver—⸗ 
ſammlung vortragen: 2 . 

Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König, 
Allergnädigſter König und Herr! 0 * 

In der heutigen Sitzung der Kurie der drei Stände des Vereinigten 
Landtages hat ſich die Mehrheit der Verſammlung dahin ausgeſprochen daß 
der $. 26. a. des Reglements über deren Geſchäftsgang von mir unrichtig 
ausgelegt worden ſei, indem ich mich für nicht befugt erklärt habe, den aller⸗ 
unterthänigft beigefügten Antrag mehrerer Abgeordneten aus der Provinz 
Poſen einer Abtheilung zur Vorbereitung der Berathung zu überweiſen. Da 
hier der Fall des §. 29. eben dieſes Reglements eintritt, ſo bitte ich Cure 
Königl. Majeſtät allerunterthänigſt: über den entſtandenen Zweifel Allergnä— 
digſt entſcheiden zu wollen. Sollten Allerhöchſtdieſelben geruhen, meine Anſicht 
für die richtige zu erklären, ſo bitte ich aber um die beſondere Gnade, Aller— 
gnädigſt geſtatten zu wollen, daß der oben gedachte Antrag, der eine Provinz 
betrifft, welcher wir alle das lebhafteſte Intereſſe widmen, doch ausnahms— 


weiſe ein Gegenſtand der Berathung des verſammelten Landtags werden dürfe. 


In tiefſter Ehrfurcht erſterbe ich 
Euer Königl. Majeſtät 
allerunterthänigſt treu gehorſamſter 
Berlin, den 5. Mai 1847. 


(Viele Mitglieder der erwähnten Provinz erheben ſich zum Zeichen des Dan⸗ 
kes von ihren Sitzen.) 5 i 
Es kommen folgende und zwar die letzten eingegangenen Anträge zur Vertheilung: 


acht anderer Abg. wegen Ablöſung der Jagd-⸗Gerechtigkeit, 8. Abthl. 


rath auf Abwendung der nachtheiligen Folgen, welche aus dem a 1 


Abt 
Grund A die öſtlichen Provinzen der M ie 

bthl. ſteuer⸗Kataſters auf die öftliche zen der Monarchie, 
2 a anmelden auf Abänderung einiger Beſtimmungen der Gewerbe-Ord- 


der ene örmige Negulirung der Grundſteuer-Verhältniſſe in allen Provinzen 


g. Linau, wegen Wiedererhebung der 
weitiger Verwendung des Ertrages, 6. Abthl. 
aus Schleſten, den Klaſſenſteuer⸗Erlaß der voletz 
Antrag des Abg. Becker, wegen Abſtelung einiger Drängel in der Rechtäpſlege, 5. 


Abthl. Antrag des Abg. Kuß wegen Aufhebung der Ordre vom 30. Mai 1840, den 
Sitz der landräthlichen Kreis-Büreaus betreffend, 8. Abthl. Antrag des Abg. Doltz 
und noch zweier Abgeordneten der Landgemeinden auf Aufhebung der Schutzgelder oder 
Juriſtictions⸗Zinſen, 7. Abthl. Antrag der Abg. Doltz und Müller auf Aufhebung 
der Stollgebühren der evangeliſchen Geiſtlichen, 8. Abthl. Antrag der ſelben auf Wie⸗ 
derherſtellung des Salzpreiſes und Verwendung des Mehrbetrages zur Armenunter- 
ſtützung, 7. Abthl. Antrag derſelben wegen Aufhebung des Klingelbeutels in den evan⸗ 
geliſchen Kirchen der ganzen Monarchie, 8. Abthl. Antrag derſelben auf Veröffentli⸗ 
chung der Landtags - Verhandlungen durch die berliner Zeitungen, 4. Abthl. Antrag 
des Abg. Hüffer auf eine richtigere ſtändiſche Vertretung, 4. Abthl. Antrag des Abg. 
Waecher auf Abhülfe des allgemeinen Nothſtandes, 6. Abthl. Antrag deſſelben auf 
Negulirung der Grundſteuer in den öftlichen Provinzen der Monarchie, 7. Abthl. An⸗ 
trag des Abg. v. Dodum-Dolffs auf Herbeiführung größerer Gleichmäßigkeit in 
der Ableiſtung der allgemeinen Dienſtpflicht, 8. Abthl. Antrag des Abg. Uthemann 
um beſſere Benutzung der Königl. Domainen und Forſten, 7. Abthl. Antrag deſſelben 
um Ausdehnung der Allerhöchſten Kabinets Ordre vom 16. Januar 1842 in Betreff 
der Verleihung einer Dienſtauszeichnung für die bis zum Herbſt 1842 aus dem Dienſt 
geſchiedenen Wehrmänner, 8. Abthl. Antrag des Grafen Skorzewski wegen des 
unrichtigen Verfahrens der adminiſtrativen Behörde des eczarnikauer Kreiſes, welche 
die Allerhöchſte Kabinets Ordre vom 16. November v. J. mißbraucht, 6. Abthl. An⸗ 
trag deſſelben um Veränderung des Geſetzes v. 17. Juli 1846, 5. Abthl. Antrag des 
Abg. Müller aus Weſel wegen Ermäßigung des Brief-Geld-Paket⸗Porto's und Ne⸗ 
duktion des Gewichts der poſtzwangspflichtigen Pakete von 50 reſp. 40 auf 10 Pfd., 
6. Abthl. Antrag des Abg. Milde um Begnadigung derjenigen politiſchen Verbre⸗ 
cher, welche durch Nede oder Schrift gefehlt haben 5. Abthl. Antrag des Abg. Ger⸗ 
mershauſen wegen Aenderung der beftchenden Nayon⸗Geſetze, 8. Abthl. Antrag des 
Abg. Milde auf Einführung des Rheiniſchen Rechts und Verfahrens und der 9 ei⸗ 

niſchen Juſtiz⸗Organiſation in der geſammten Monarchie, 5. Abthl. Antrag des Abg. 

Graf Skorzewski wegen Deportation der Verbrecher, 5. Abthl. Antrag deſſelben 

wegen einer Stempel- Abgabe von den bei Feuer- und anderen Verſicherungs-Geſell⸗ 

ſchaften aſſekurirten Summen zur Beförderung allgemeiner Zwecke, 6. Abthl. Antrag 

des Abg. Schulz wegen zweckmäßigerer Benutzung der Staats-Domainen, 7. Abthl. 

Antrag des Abg. Sperling wegen der Hülfsarbeiter bei den hohen und höchſten 

Landes⸗Juſtiz⸗Kollegien, 5 Abthl. Antrag des Abg. Nieboldt auf ſchleunige Ema⸗ 

nation, 1) der Deich⸗Ordnungen, 2) der Strom und Ufer-Polizei, 3) des Feldpolizei⸗ 

Geſetzes, 8. Abthl. Antrag des Abg. Dansmann wegen Erhaltung des Bauern⸗ 

ſtandes, 6. Abthl. Antrag des Abg. Graf Helldorff, daß General⸗Bevollmächtigte 

für befugt zu erachten, auch Prozeſſe für ihre Machtgeber ohne Beſchränkung auf geo⸗ 

grapbiſche Grenzen führen zu dürfen, 5. Abthl. Antrag deſſelben auf Ausgleichung 

der Grundſteuer durch alle Provinzen der Monarchie, 7. Abthl. Antrag des Abgeordn. 
Kunckel auf Abänderung des Geſetzes vom 29. März 1844, das gerichtliche und das 

Digeiplinar-Strafverfahren gegen Beamte betreffend, 5. Abthl. Antrag der Abgeordn. 

Sperling, Heinrich und Dulk wegen Einführung der abſoluten Stimmenmehrheit 

für die Gültigkeit der vereinigten Landtags Beſchlüſſe jeglicher Art, 4. Abthl. Antrag 

derſelben wegen Erleichterung der Wahl von Stadtverordneten zu Landtags⸗Mitglie⸗ 

dern, 4. Abthl. Antrag derſelben wegen Heranziehung der Militair-Perſonen zu den 

allgemeinen Kommunal-Abgaben und Laſten, 8. Abthl. Antrag des Abg. Naumann 

betreffend die Ernennung der Landtags⸗Marſchälle, 4. Abthl. Antrag des Abg. v. d. 

Heydt, betreffend die Verweiſung des Haupt Finanz- Etats und der Ueberſicht der 

Finanz⸗Verwaltung an eine Abtheilung des Landtages zur Prüfung, 4. Abthl. Antrag 

des Abg. Gries wegen Aufhebung des Stempel⸗ eſetzes in Bezug des kaufmänniſchen 

Wechſel Verkehrs, 7 Abthl. Antrag der Abg. Sperling, Dulk und Heinrich 

auf Deklaration des F. 113 der Stände⸗Ordnung vom 19. November 1808, 5. Abthl. 

Antrag derſelben wegen Aufhebung der Geſetze vom 20. März 1844, fo weit fie die 

richterlichen Beamten betreffen, 5. Abthl. 


Abg. Graf Heliodor Skorzewski: Bei dem Verleſen der Petitio⸗ 
nen iſt der Name Kurcewski genannt, und hat der Abg. und General-Land⸗ 
ſchaftsrath v. Kurcewski förmlich erklärt: meine Petitionen eingereicht zu ha⸗ 
ben. Dagegen iſt meiner Petition um Abhülfe des Nothſtandes nicht erwähnt. 
Die Armen rufen um Arbeit und Verdienſt, haben ein vollkommenes Recht 
hierzu; — ich bitte um Auskunft. . 

Marſchall: Die Petition wird ganz gewiß einer Abtheilung überwie⸗ 
ſen worden ſein. Ich glaube auch, daß ich ſie mit verleſen habe; die Namen 
ſind unſeren Zungen etwas ſchwer, und ich muß um Verzeihung bitten, wenn 
ich vielleicht einen falſchen Namen genannt haben ſollte. 

Eine Stimme: Es iſt mehrfach in den Zeitungen anſtatt Kraſzewski 
bald Zakrzewski, bald Kurcewski gedruckt. c 

Eine andere Stimme: So viel ich weiß, iſt der Antrag bereits der 
ſechſten Abtheilung zugegangen und wird morgen in der Sitzung der Abthei- 
lung vorgetragen werden. 85 

Eine andere Stimme: Dies würde nur auf die Zukunft Bezug ha⸗ 
ben, nicht aber auf die bereits geſcehenen Abſtimmungen. 

Zwei andere Stimmen vom Platze konnten nicht berſtanden werden. 

Marſchall: Wir kommen nun zur Tagesordung. : 

Abg. v. Gilgenheimb: Ich glaube im Intereſſe der hohen Verſamm 
lung die Bitte an den Herrn Landtags-Marſchall richten zu dürfen, daß eine 
recht genaue Prüfung der ſtenographiſchen Berichte erfolge, ehe ſie in die 
Zeitung kommen. 3 > 8 

Abg. Wächter: Ich habe mir nur die einfache Bitte an den Herrn 
Landtags⸗Marſchall erlauben wollen, ob es nicht möglich wäre, die Sitzung 
eine Stunde früher angehen zu laſſen, indem dies weſentlich zur Beförderung 
unſerer Arbeiten beitragen würde. 

Eine Stimme: Dem Antrage trete ich bei. 

Abg. v. Auerswald: So ſehr ich auch in dem Wunſche übereinſtim⸗ 
me, daß die Arbeiten gefördert werden, ſo bemerke ich doch, daß für diejeni⸗ 
gen unter uns, welche Referate haben, die Morgenſtunden die einzigen ſind, 
welche dazu benutzt werden können. 5 

Eine Stimme: Ich muß hinzufügen, daß die Abtheilungen doch auch 
Zeit zur Vorberathung bedürfen. Wenn dieſer Bericht in die Zeitungen kommt, 
jo muß das Publikum glauben, daß wir die Zeit hier unnütz verleben. 

Abg. Gier: Ich bitte zu berückſichtigen, daß, wenn man um 10 Uhr 
kommt und 3 Stunden hier figen muß, dies eine Unbilligkeit gegen die iſt, 
welche pünktlich kommen. Alſo möchte die Seffion pünktlich anfangen. 

Abg. Schauß: Wenn hier von Zeiterſparniß die Nede iſt, ſo muß ich 
den lebhaften Wunſch ausdrücken, der mich beſeelt, daß ſich die Herren Red- 
ner möglichſt kurz faſſen mögen und daß daher einem Jeden nur eine gewiſſe 
Zeit — etwa eine Viertelſtunde — zu ſprechen vergönnt werde. Ich ſehe ein, 
daß, wenn wir bei dem Gange verbleiben, wir nicht 8 Wochen, ſondern 8 
Monate hier ſitzen können und doch kein glücklicher Erfolg erzielt werden 
wird. (Bravo! Bravo!) 

Marſchall: Von den gemachten Vorſchlägen kommt mir beſonders 
einer ſehr beherzigenswerth vor, das ift der: die Sitzungen ganz pünktlich an⸗ 
zufangen. Ich bin allemal vor 10 Uhr hier, ich ſinde aber die Verſammlung 


7 
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ſo unvollſtändig, daß ich aus Achtung für die vielen abweſenden Mitglieder 
nicht habe ſo früh anfangen wollen; ich werde aber künftig Punkt 10 Uhr 
die Sitzungen eröffnen. 

Abg. Schauß: Ich möchte mir doch die Frage an den Herrn Land⸗ 
tags⸗Marſchall erlauben, ob mir die geehrte Verſammlung nicht ihre Zuſtim⸗ 
mung gebe, daß man ein gewiſſes Maaß annehme, in welchem ſich der eds 
ner halte. (Nein! Nein!) 

Eine Stimme: Ein Beſchluß kann hierüber nicht gefaßt werden. 

Marſchall: Es melden ſich noch mehrere Redner; wenn es aber der 
hohen Verſammlung gefällig iſt, fo wollen wir zur Tagesordnung übergehen. 

(Man ſchreitet nun zur Tagesordnung, und von dem weſthavelländiſchen 

Abgeordneten von Katte als Referenten erfolgt der Vortrag vom 

Gutachten der vierten Abtheilung der Kurie der drei Stände des erſten 
Vereinigten Landtags, betreffend die Petitionen der Abgeordneten Hanſemann, 
Aldenhoven und Milde auf Abänderung des Reglements über den Geſchäfts⸗ 
gang bei dem Vereinigten Landtage. Daſſelbe lautet: 

„Der Abgeordnete Hanſemann reichte, wie bereits in dem unterm 18ten 
d. Mts. abgeſtatteten Gutachten der unterzeichneten Abtheilung Einem hohen 
Landtage berichtet wurde, eine Petition, ihrem Tenor nach, des Inhalts ein, 
»»daß eine Kommiſſion des Vereinigten Landtags mit dem Auftrage ernannt 
werden möge, die Geſchäfts-Ordnung zu prüfen und über die darin wün⸗ 
ſchenswerthen Abänderungen Bericht zu erſtatten, reſp. einen desfallfigen An⸗ 
trag an Se. Majeſtät den König vorzubereiten g, ſtellte in derſelben die all⸗ 
gemeine Behauptung auf, daß die Geſchäfts-Ordnung die ſtändiſchen reis 
heiten mehrfach beſchränke, und hob in dieſer Beziehung einzelne Punkte her⸗ 
vor. Abg. Aldenhoven beantragte ſpeziell die Aenderung vieler Paragraphen 
des Reglements, da ſolche aus dem Verlauf der wenigen gehaltenen Siguns 
gen ſeines Erachtens ſich bereits als nothwendig herausſtelle. Es mußte zu⸗ 
vörderſt, namentlich in Bezug zuerſt gedachter Petition, Gegenſtand der Dez 
rathung in der Abtheilung werden, wie ſelbige die Sache zu behandeln habe. 
Für die Annahme, daß nur die einzelnen als Beſchwerde hervorgehobenen 
Punkte Gegenſtand der Verathung fein könnten, ſprach ſowohl die Beſtim— 
mung der Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landtags, als der 
Inhalt des Reglements ſelbſt. Beide zeigen als einzigen Weg, auf welchem 
die Stände berechtigt find, die Abänderung eines beſtehenden Geſetzes herbei⸗ 
zuführen, den einer Petition. In ſolcher gelte die Vorausſetzung, daß nur 
einzelne Vorſchriften angefochten und desfallſige Abänderungen ſpeziell und 
beſtimmt beantragt werden dürften, dagegen das Recht der Vegutachtung des 
Geſammt⸗Inhalts von Geſetzen dem Landtage nur da zuſtehe, wo ſolche in 
Form Königl. Propoſition von ihm erfordert würde. Offenbar, ſo äußerte 
ein Theil der Abtheilung, verwandle das Verlangen, im Wege der Petition 
ein ganzes Geſetz der Prüfung zu unterwerfen, das verliehene Recht zu peti— 
ren, in das der Begutachtung. Dieſer durch eine Minorität von 6 gegen 7 
Stimmen entwickelten Anſicht wurde von der Majorität entgegengeſetzt, daß 
faktiſch es doch immer in der Hand des Antragftellers liege, wenn ſeine 
unvollſtändige Petition die Verathung des ganzen Geſetzes nicht herbeiführe, 
ſeinen Zweck durch ſpätere Vervollſtändigung des Antrags zu erreichen. Außer⸗ 
dem konne eine erſchöpfende Erörterung der Petition im vorliegenden Falle 
nur dadurch erfolgen, daß die Abtheilung ſich den Geſammt-Inhalt der Ge— 
ſchäfts⸗Ordnung vergegenwärtige, insbeſondere da die Petenten Hanſemann 
und Aldenhoven in ihren Eingaben ſich auf keine Motivirung ihrer ſpeziellen 
Anträge eingelaſſen, ſondern dieſe nur mit dem allgemeinen Wunſche um 
Abhülfe kurz von ihnen hingeſtellt worden, überhaupt aber es den vorberas 
thenden Abtheilungen einer Verſammlung, wie der Vereinigte Landtag, wohl 
unbenommen bleiben müſſe, ohne nur an die Worte einer Petition ſich zu 
halten, deren Sinn und Gegenſtand zu erfaſſen und dieſen, wenn es ange⸗ 
meſſen erſcheine, von einem allgemeineren Geſichtspunkte ausgehend, in Er⸗ 
wägung zu ziehen. Sonach hielt die Majorität ſich wohl für ermächtigt, die 
einzelnen Veſtimmungen des Reglements einer näheren Prüfung zu unters 
werfen, um ſo mehr, als eine ſtückweiſe Vorberathung unter ſolchen Umſtän⸗ 
den nur zeitraubend erſchien. Daß die Abſicht des Antragſtellers dahin geht, 
durch feine Petition die Erwägung des Reglements in allen feinen Theilen 
herbeizuführen, konnte der Abtheilung nicht zweifelhaft ſein, da ſelbiger, wie 
ſchon erwähnt, in der jetzigen Faſſung des Reglements — »eine Beſchrän⸗ 
kung der ſtändiſchen Freiheiten — erblicken will. Es mußte der Abtheilung 
alſo darauf ankommen, ſich des Rechtsbodens bewußt zu werden, auf welchem 
ſie ſich dieſer Prüſung unterziehen konnte. Indem dieſelbe zur Beurtheilung 
einzelner Paragraphen übergeht, wird fie zwar andeuten, welche Vegutach⸗ 
tungen Folge ſpezieller Anträge, und welche unter ihnen im Laufe der Dis⸗ 
kuſſton von ihr ſelbſt aufgenommen wurden, bemerkt jedoch ſchon hier, daß 
nur wenige ſolcher Punkte vorkommen, und daß daher durch den geringen 
Gebrauch, welcher von dem Grundſatze der Majorität gemacht worden iſt, 
derſelbe um ſo eher gerechtfertigt erſcheint, als es auch ohne Auſſtellung deſ— 
ſelben oft nicht zu vermeiden geweſen wäre, noch einzelne Anträge hinzuzufü— 
gen, wenn die beabſichtigte Vollſtändigkeit der Erörterung und Begutachtung 
nicht verfehlt werden follte. Ad §. 2. Abg. Milde ſtellt das jederzeitige In— 
terpellations⸗Recht der Abgeordneten gegen den Königlichen Landtags = Kom- 
miſſarius und die bei den Landtags- Verhandlungen fungirenden Königlichen 
Departements⸗Chefs derartig in Antrag, daß es nur einer vorhergehenden, min⸗ 
deſtens 2aſtündigen Anmeldung des Gegenſtandes und Umfanges der Frage 
beim Landtags⸗Marſchall bedürfe, um deren Erledigung vor dem Uebergange 
zur Tagesordnung zu gewärtigen. Auf Englands Beiſpiel ſich beziehend, 
glaubt derſelbe durch den auf dieſe Art hevorgerufenen prompten Wechſel⸗ 
Verkehr zwiſchen Regierung und Ständen eine dringend nöthige Bekräfti— 
gung der erſteren herbeigeführt zu ſehen. Die Frage: »ob die Abtheilung 
dem Plerum eine Befürwortung dieſes Antrages bei Sr. Majeſtät dem Kö⸗ 
nige vorzuſchlagen beſchließe?« wurde von den 14 anweſenden Mitgliedern 
derſelben durch 12 Stimmen verneint und von 2 Stimmen bejaht. Die 
Majorität findet den Geſchäftskreis des Vereinigten Landtages geſetzlich auf 
die Berathung über Königliche Propoſitionen und eingereichte Petitionen be⸗ 
ſchränkt, hält beliebige Interpellationen der Miniſter nur in conſtitutionellen 
Staaten für zuläſſig, weiſt darauf hin, daß alle offizielle Mittheilungen an 
den Vereinigten Landtag nur im Namen Sr. Majeſtät des Königs ergehen, 
hält die Tendenz der Petition in unſerer Verfaſſung für unausführbar und 
ſieht die abgegebene Erklärung des Königlichen Kommiſſarius, jede zum Be⸗ 


rathungs⸗Gegenſtande gehörige Auskunft bereitwillig ertheilen zu wollen, für 
völlig genügend an. Der Minorität dagegen ſcheint, nach §. 2. des Regle⸗ 
ments, das Recht der Stände, überall Auskunft zu verlangen, auch im wei⸗ 
teren Sinne unzweifelhaft und der Grundſatz, daß nur Gegenſtände der Ta⸗ 
gesordnurg in Frage gebracht werden dürfen, bedenklich, indem durch ihre 
kurze Beantwortung aufhältlichen Petitionen vorgebeugt werde. Zufällige 
Verhandlungen wären durch die ſtändiſchen Geſetze von den Provinzial-Land- 
tagen bisher nicht ausgeſchloſſen und möchten deshalb auch auf dem Vereinig⸗ 
ten Landtage zuläſſig ſein, um ſo mehr, da den Miniſtern das Recht unbe⸗ 
nommen bleiben müſſe, Antworten zu verweigern, falls ſie dies höheren In⸗ 
tereſſen angemeſſen finden.“ 

Abg. Milde: Ich wollte den Herrn Landtags-Marſchall fragen, ob 
wir das ganze Gutachten in extenso anhören wollen? 

Marſchall: So iſt es im Reglement vorgeſchrieben. 

Eine Stimme: Sollte nicht der Vorſchrift genügt werden, wenn der 
Vortrag des Gutachtens nur theilweiſe geſchieht, wie es ſucceſſive auch zur 
Verhandlung kommt? Ich glaube, daß dadurch der Vorſchrift des Regle⸗ 


ments vollſtändig genügt wird. A 
Ich habe kein Bedenken, daß dadurch 


Landtags-Kommiſſarius: 
der Vorſchriſt auch genügt wird. 

Marſchall: Ich habe demnach nichts dagegen. Es haben einige Red⸗ 
ner das Wort verlangt, um im Allgemeinen über dieſen Gegenſtand zu ſpre⸗ 
chen. Zuvörderſt hat der Abgeordnete Graf von Gneiſenau das Wort. 

Abg. Graf von Gneiſenau: Meine Herren, Sie haben bereits aus 
dem Gutachten vernommen, daß im Schoße der Abtheilung, welche das Re⸗ 
glement berathen hat, ſich eine Frage über die Kompetenz erhoben hat. Ich 
bin ein Mitglied dieſer Abtheilung, ich habe mich in der Minorität befunden 
und ich halte es für meine Pflicht, hier nur einige kurze Worte anzuführen, 
um unſere Anſicht der Verſammlung darzulegen. Die Petition des Abgeord—⸗ 
neten Hanſemann berührte mehrere Punkte. Der erſte war die Verlänge⸗ 
rung der Petitionsfriſt, dieſer Punkt iſt ſofort erledigt worden; der zweite 
Punkt iſt wörtlich in dem Gutachten enthalten; er betrifft den Antrag auf 
Ernennung einer Kommiſſion, um über die wünſchenswerthen Abänderungen 
Bericht zu erſtatten, reſp. den diesfallſigen Antrag an Se. Majeſtät vorzu⸗ 
bereiten. Speziell wurde nun beiläufig auf einige Punkte hingewieſen, welche 
als beſonders beachtungswerth empfohlen wurden. Die Minorität war nicht 
abgeneigt, auf dieſe letzteren Punkte, welche ſpeziell angeführt waren, einzu⸗ 
gehen. Sie trug aber Vedenken, dem Antrage in ſeiner Allgemeinheit, wie 
er hier geſtellt iſt, beizutreten. Ich unterwerfe die Anſicht der Minorität 
dem Gutachten der hohen Verſammlung. 

Abg. v. Maſſow: Ich kann mich der Anſicht der Minorität der Ab⸗ 
theilung nur anſchließen. Ich finde, daß die Abtheilung ihre Beſugniß über- 
ſchritten hat, indem ſie das Reglement, welches an und für ſich ſchon ein 
Königliches Geſetz iſt, in ſeiner Allgemeinheit ihrer Prüfung und Berathung 
unterworfen hat. Die Aufgabe der Abtheilung war meiner Meinung aan 
nur die, die Petitionen, wie ſie vorliegen, zu prüfen, daher die Punkte, 
welche der Petent Hanſemann hervorgehoben hat, und die einzelnen Para⸗ 
graphen, deren Abänderung von den anderen Petenten angetragen iſt, zu 
deleuchten. Ich trage daher ganz ergebenſt darauf an, daß die Berathung 
ſich auf die einzelnen Anträge der Petitionen beſchränke. 

Marſchall: Dies iſt ein Antrag, welcher ſich auf die Leitung der 


heutigen Debatte bezieht. Ich bedaure, demſelben nicht nachgeben zu können, 


denn Alles, was die Abtheilung angetragen hat und was mir als Amendement 
zugegangen iſt, bin ich reglementsmäßig verpflichtet, zur Berathung zu ſtellen. 

Landtags-Kommiſſar: Als in einer früheren Sitzung ein geehrter 
Deputirter aus der Rheinprovinz den Antrag ſtellte, daß eine Kommiſſton er⸗ 
nannt werden möge, um das Geſchäfts-Reglement einer Kritik zu unterwer⸗ 
fen, habe ich mich in folgender Weiſe geäußert: „Was den zweiten oder 
Hauptantrag betrifft, daß eine Kommiſſton ernannt werden möge, um das 
Geſchäfts⸗Reglement, welches durch die Vollziehung Sr. Majeſtät des Königs 
für dieſe Verſammlung Geſetzeskraft hat, zu beurtheilen, ſo muß ich mich 
dieſem Antrage widerſetzen Es iſt der Verſammlung vollſtändig Freiheit ge⸗ 
geben, zu petitioniren, und Jedem, der Wünſche auszuſprechen hat, dem ſteht 
es frei, ſie vorzubringen, und zwar auf dem durch das Geſetz gegebenen Wege, 
alſo in Form einer Petition an den Landtags-Marſchall einzureichen. Jeder 
andern Weiſe, die Geſetze Sr. Majeſtät des Königs einer Kritik zu unter⸗ 
werfen, muß ich mich von meinem Standpunkte aus widerſetzen.“ Ich würde 
alſo, wenn die Kommiſſion ſich als eine ſolche anſähe, welche berufen wäre, 
das Geſchäfts-Reglement einer allgemeinen Kritik zu unterwerfen, nach dem, 
was ich früher geſagt habe, dem entſchieden widerſprechen müſſen. Ich habe 
aber in dem gedruckten Gutachten dies nicht beſtimmt ausgeſprochen gefunden. 
Der Herr Antragſteller hat allerdings das Petitum geſtellt, daß eine ſolche 
Kommiſſton ernannt werden möge. Als Petition würde dies nur in dem ge⸗ 
wöhnlich vorgeſchriebenen Wege haben durchgeführt werden können, nicht aber 
in der Weiſe, daß die durch das einfache Mandat des Herrn Landtags⸗ 
Marſchalls konſtituirte Abtheilung ſich als Prüfungs-Kommiſſion betrachte. 
Dies ſcheint aber auch nicht ihre Abſicht geweſen zu fein. Sie fagt: Es lägen 
ſchon eine Maſſe Anträge vor, welche faſt alle Abſchnitte des Geſchäfts⸗Re⸗ 
glements umfaßten; ſie habe geglaubt, daß, wenn dieſe geprüft würden, es 
nicht umgangen werden könne, auch auf die wenigen, nicht beſonders monir⸗ 
ten Punkte einzugehen; in dieſem Wege ſei ſie allerdings in die Bahn ge⸗ 
kommen, welche der Herr Antragſteller bezeichnet habe. Gegen diefen faktiſch 
eingeſchlagenen Weg habe ich nichts zu erinnern; aber ich muß hier aller⸗ 
dings die Verwahrung wiederholen, daß die Niederfegung einer Kommiſſton, 
um Königl. Geſetze einer Kritik zu unterwerfen, nicht im Geſetz begründet ift, 
und daß, wenn die Kommiffton dieſes Mandat als das ihrige in Anſpruch 
genommen hätte, ich als Königl. Kommiſſar dieſem eben ſo entſchieden hätte 
widerſprechen müſſen. Nach dieſer Erklärung glaube ich daß die Debatte 
über das Reglement ohne Bedenken begonnen werden kann. 
Abg. v. Maſſow: Nach dieſer Erklärung nehme ich meinen Antrag 
zurück. i 
? Abg. Frhr. v. Manteuffel: Ich verzichte auf das Wort. 

Abg. Dittrich: Auch ich bin im Prinzip mit der Minorität einver⸗ 
ſtanden, halte aber eine Begutachtung des vorliegenden Geſchäfts⸗Reglements 
in der Art, daß fie im Petitions⸗Wege eingebracht wird, um ſo mehr noth⸗ 


653 


wendig, als die Mitglieder der Verſammlung aus den verſchiedenen Provinzen 
e Ehren gemacht haben, als ſchon jetzt bei dem Vereinigten 
Landtage ſo vielfache Erfahrungen gemacht worden ſind, daß es mir weſentlich 
nothwendig erſcheint, diejenigen Vitten bei Sr. Majeſtät dem König anzu⸗ 
bringen, die erforderlich ſind, um einen möglichſt kurzen Geſchäftsgang mit 
der uns Deutſchen eigenthümlichen Gründlichkeit zu verbinden. f 

Abg. v. der Hebdt: Ich wollte nur mit wenigen Worten als Mitglied 
der Abtheilung und zwar der Majorität den Vorwurf zurückweiſen, als ob 
die Abtheilung ihre Beſugniß überſchritten habe. Es handelt ſich um Peti⸗ 
tionen, die auf eine Reviſtion des Geſchäfts⸗Reglements gerichtet waren. Ich 
halte nicht dafür, daß die Abtheilung ihre Beſugniß überſchritten hat, wenn 
fie ihr Gutachten über alle die Punkte abgiebt, welche ſie im Reglement für 
abänderungswerth gefunden hat: ; nn 5 

Abg. v. ha 8 muß mich, den bisherigen Herrn Rednern ent⸗ 
gegen, den letzten ausgenommen, für die Majorität der Abtheilung erklären. 
Ich glaube, daß die Herrn Petenten ſich vollſtändig in ihrem Rechte befun⸗ 
den haben, auf Mbänderung oder Reviſton des 1 anzutragen. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe gehofft, durch meine Erklärung die 
Debatte über pieſen Gegenſtand abzuſchneiden; leider bin ich darin getäuſcht 
worden. Es iſt mir nicht eingefallen, zu ſagen, daß nicht jedes Mitglied das 
Recht habe, eine Abänderung des Reglements, ja eine Aufhebung des Regle— 
ments zu erbitten, daß nicht wegen jedes einzelnen Punktes und wegen des 
ganzen Reglements ein Antrag auf Abänderung geſtellt werden könne; da⸗ 
gegen habe ich geſagt, daß ich der von dem Herrn Landtags-Marſchall nie⸗ 
dergeſetzten Abtheilung das Recht nicht zugeſtehe, das Reglement gleichſam 
ex officio zu prüfen, daß dieſe Abtheilung vielmehr nur beſtimmt ſei, darauf 
bezügliche Petitionen vorbereitend zu prüfen, und daß, wenn fie im Wege 
dieſer Prüfung auch aus anderen Paragraphen hervorgehende Bedenken erle— 
digen wolle, ich keine Veranlaſſung finde, dem zu wiederſprechen. Es handelt 
eee eee 

1 in rde die ipien⸗Fra 
Entſcheidung geführt werden müſſen. 300 verzichte auf diefe Entſche zung, 
wenn hiermit die Debatte geſchloſſen iſt. Sollte aber die Debatte fortgeſetzt 
werden, fo würde ich wünſchen müſſen, daß die hohe Verſammlung ſich dar⸗ 
über erkläre, ob ſie das Recht in Anſpruch nähme, ohne Weiteres und ohne 
ſpeziellen Antrag ein Königliches Geſetz durch eine Kommiſſion prüfen zu 
n, (Von mehreren Seiten der Ruf: . Mer ) - 
ine Sti 5 beantrage den uß der Debatte. 

Abg. a, e em en ich betrachte 5 Gutachten, welches 
uns vorliegt, nicht als eine allgemeine Kritik des Reglements, welches voll 
kommen Geſetzeskraft hat. Aber eben dieſes Geſetz fagt in feinem $. 31, daß 
eine Reviſion vorbehalten ſei, und daß des Königs Majeſtät darauf eingehen 
würden, ſofern eine ſolche Revifion ſich als nothwendig und wünſchenswerth 
herausſiellte. Ich kann daher die Arbeit der Abtheilung nur als ein Gut⸗ 
ar: re * in feen 1275 8. e eee 2 

arſchall: Es will mir ſcheinen, als wenn die jetzige Berathung zu 
gar keinem praktiſchen Reſultate führe, und ich ſchlage daher vor, daß wir 
zur wirklichen Bistuflen übergehen. (Ja, ja.) 

8 i EN d s der S L . i 
glaube ich das 8 5 AR 4 e cee gefagt dat 

n 2 4 f rfen, daß auf dieſe Art und 

Weiſe eine Menge Geſchäfte raſch und zur Zufriedenheit Aller erledigt d 
werden. Ich kann deshalb nur dringend bitten, daß die hohe Ber calunng 
meinen Antrag, wie ich ihn geſtellt habe, gegen das Majoritäts-Gutachten 
des Ausſchuſſes bei Sr. Majeſtät bevorworte. 
f Abg. Dittrich: Den Antrag des geehrten Abgeordneten Milde halte 
ich 1 2 0% 2 ae ie r ige a ee und fehr 
nützlich. Es hat ſich bereits herausgeſtellt, daß durch die Erklärungen, die 
der Herr Landtags⸗Kommiſſar und die Herren Miniſter gegeben haben, ſchon 
eine große Wohlthat für die Verſammlung entftanden iſt, daß viele Aufklä⸗ 
rungen gegeben worden find, die ſonſt weitläuftige Diskuſſtonen herbeigeführt 
hätten. Als Freund der Oeffentlichkeit überdies glaube ich, daß nur eben 
durch die Oeffentlichkeit Gerüchte und Dinge widerlegt werden können, die 
im Petitionswege zu ungeheuren Weitläuftigkeiten führen würden. 

Abg. Schauß: Ich, meine Herren, muß mich dem Antrage des geehr— 
ten Abg. aus der Provinz Schleſten auch anſchließen und finde es durchaus 
noipwenbig, daß dem einzelnen Mitgliede das Recht hier zuſteht, daß, wenn 
var 5 vorher eine Anfrage an den Landtags-Kommiſſar gerichtet 
des Herrn Jandia eine Antwort ertheilt werden müſſe. Die Bereitwilligkeit 
ſo oft wie a tn , late iſt zwar zu erkennen gegeben worden, dies 

4 3 
miſſton aus; indeſſen 1 55 zn, das drückt auch das Gutachten der Kom⸗ 
. BE } och wünſchenswerth, daß eine ſolche münd- 
liche Explication auch im Reglement feſtgeſtellt werde, wonach jed 5 
Mütgllede ein ſolches Recht wirklich zusteht. 4 en 
Abg. Graf v. Gneiſenau: Es können Fragen geſtellt werden, über 
1 1 = von Feder And. Ra einzie⸗ 
7 mehr als 24 Stunden erforderli nd. laube mi 4 
gen 155 er. und für Aufrechthaltung des Terre wie 1 im 
eglement ſteht, erklären zu müſſen. 
Abg. Gier: Ich halte das Interpellationsrecht ganz unentbehrlich, es 
iR auch bereits durch das Geſetz ſowohl als durch den Gebrauch geſtattet. Es 

‘nur zwei Fälle vor. Wenn die Interpellationen die Tagesordnung be— 
treffen, fo haben wir erfahren, daß ihnen ohne Weiteres 192200 wird % be⸗ 
Nac die Tagesordnung, ſo kann natürlich ein Jeder, weil hier 
attſindet, jegliche Frage ſtellen, denn er kann nicht unterbrochen 
werden, anders als zn gie Frag c 
bricht, die iti s durch den Marſchall „und der muß, ehe er ihn unter- 
fat 15 2587 die Fraz haben; dann hängt es von dem Landtags⸗Kommiſ⸗ 

A Frage ſogleich oder einen anderen Tag beantworten will. 
Darüber können wir keinen Beſchluß faſſen, daß der Kommiſſar die Frage 
beantworten muß; wir haben aber All fi yn das Interpellations⸗ Recht e⸗ 
braucht, das hat der Gebrauch bewi En 0 5 

. 0 — desfalſtgen n, das gewährt auch das Geſetz; es 

e alſo nur ei gen Verſtändi über die Auslegung des 
an aber keines b tg andigung 1 en. 

g. v. Auerswald: Nur noch zwei te möchte ich mir erlauben 

um darauf aufmerkſam zu machen, daß der — nm wohl in 

einem Mifverftändniß geweſen iſt, wenn er meinte, daß irgend Jemand, 


entweder der Antragſteller oder der Abgeordnete aus Weſtphalen, beantragt 


habe, daß der Landtags-Kommiſſar dafür gehalten fein ſolle, die Antwort, 
die gewünſcht wird, binnen 24 Stunden zu geben, was in unzähligen Fäl⸗ 
len vollkommen unmöglich ſein würde. Die Abſicht iſt nur dahin gegangen, 
daß der Landtags-Kommiſſar in einer nicht zu langen Friſt erkläre, ob er 
auf die Anfrage antworten wolle oder nicht. 

Abg. Milde: Ich kann nur beſtätigen, daß nur das in meinem Antrage 
gelegen hat. Der Antrag lautet, wie folgt: »Soll jeder Abgeordnete das 
Recht haben, jederzeit über beliebige Gegenſtände Fragen an den Landtags⸗ 
Kommiſſar oder an den Departements-Chef zu ſtellen, ſofern fie 24 Stun⸗ 
den vorher beim Marſchall angekündigt ſind?« 

Marſchall: Wir haben alle das Amendement deutlich gehört, der 
Gegenſtand ſcheint hinreichend beſprochen zu ſein, ich ſtelle alſo die Frage: 
ob dieſem fo eben gehörten Antrage beigetreten werden ſoll. Diejenigen, 
welche für die Bejahung der Frage ſind, bitte ich aufzuſtehen. Ob ſich eine 
bloße Majorität erhoben hat oder mehr als zwei Drittel vorhanden ſind, kann 
nicht überſehen werden, es muß daher gezählt werden. Ich bitte die Herren 
Ordner, die Zählung vorzunehmen. (Dies geſchieht.) Das Reſultat der 
Abſtimmung iſt folgendes: Das Amendement iſt mit 324 Stimmen gegen 
168 angenommen, alſo mit nicht ganz zwei Drittel. 

Abg. Baum: Herr Landtags⸗Marſchall! Ich habe ein Amendement 
als Zuſatz zu $ 2. vorzuſchlagen und glaube daſſelbe der Annahme der ho⸗ 
hen Verſammlung empfehlen zu dürfen. Daſſelbe lautet: »um die gründ⸗ 
liche Prüfung und Bearbeitung der umfangreicheren Propofitionen zu erleich⸗ 
tern, werden Wir dieſelben eine angemeſſene Zeit vor Eröffnung des Verei⸗ 
nigten Landtags zur Kenntniß der Mitglieder gelangen laffen.« 

Marſchall: Findet das Amendement Unterftügung ? 

(Geſchieht hinreichend.) 

Landtags-Kommiſſar: Ich habe hierauf nur zu bemerken, daß 
eine ſolche Beſtimmung doch unmöglich in das Geſchäfts-Reglement des Ver⸗ 
einigten Landtags gehören kann. Wollen Se. Majeſtät der König einen ſol⸗ 
chen Beſchluß faſſen, ſei es aus Allerhöchſteigener Bewegung oder auf einen 
dahin gerichteten Antrag, ſo iſt das eine von dem Geſchäfts-Reglement unab⸗ 
hängige Sache. Uebrigens zweifle ich nicht, daß es in der Abſicht der Regie⸗ 
rung liegt, künftig die Propofitionen fo zeitig als möglich auch vor dem Ver⸗ 
einigten Landtag nach Zeit und Umſtänden mitzutheilen. In dem Geſchäfts⸗ 
Reglement würde eine ſolche Zuſicherung nicht an ihrem Platze fein. 

(Einige Stimmen: Ja!) 

Marſchall: Wenn kein Redner mehr ſich vernehmen läßt, werde ich 
über das Amendement abſtimmen laſſen. Die dafür ſtimmen, bitte ich aufs 
zuſtehen. — Es iſt nicht angenommen. f 95 

Reſerent v. Katte: „ad 8. 4. beantragt Petent Hanſemann ſelbſtſtän⸗ 
dige Mitwirkung des Landtags bei Ernennung des Marſchalls. Wogegen 
die Abtheilung ſich über dieſen Punkt einſtimmig ſchon um deswillen ei⸗ 
ner Begutachtung enthalten zu müſſen glaubt, weil die Ernennung des Mar⸗ 
ſchalls im §. 18. des ſtändiſchen Geſetzes vom 3. Februar d. J. und nicht im 
Reglement angeordnet ſei.« 


Marſchall: Ich möchte der hohen Verſammlung vorſchlagen, dieſen 


unkt noch der ferneren Berathung vorzuenthalten. Es find nämlich einige 
Petitionen auf dieſen Punkt gerichtet, die der Abtheilung vorliegen, und ehe 
dieſe darüber ein Gutachten abgeſtattet hat, werden Sie die Gründe ſeiner 
Petitionen nicht vollſtändig überſehen können. Wenn nichts dagegen einge⸗ 
wendet wird, werde ich die Berathung über dieſen Paragraphen ausſetzen. 
(Einige Stimmen erklären ſich dagegen.) Ich werde darüber abſtimmen laſſen. 

Landtags-Kommifſar: Darf ich mir die Frage erlauben, ob eine 
Petition dahin gerichtet iſt, daß der betreffende Paſſus des Geſetzes vom 3. 
Februar c. abgeändert werde? (Eine Stime: Ja!) Dann wird natür⸗ 
lich bei dieſer Petition die Verathung über den fraglichen Gegenſtand zu er⸗ 
öffnen ſein. Dagegen ſchließe ich mich vollkommen der Meinung an, daß ſie 
bei den Verhandlungen über das Reglement gar nicht ſtattfinden könne. 

Marſchall: Iſt dagegen etwas zu erinnern? Dieſer Punkt wird alſo 
auszuſetzen fein. Zu §. 4. iſt von dem Herrn Abgeordneten Dulck ein Amen⸗ 
dement geſtellt, ich bitte denſelben, es zu entwickeln. 

Abg. Dulck: Bei der Berathung über die Ausſchließung beſcholtener 
Perſonen von den ſtändiſchen Verſammlungen iſt das Prinzip feſtgeſtellt wor⸗ 
den, daß ein judicium parium entſcheiden ſoll, oder nicht, daraus ſcheint zu 
folgen, daß daſſelbe Prinzip Anwendung finden müſſe, 
vereinigt iſt und ein Mitglied verhindert ſein ſollte, an den Landtags⸗Ver⸗ 
handlungen Theil zu nehmen und ſeine ſtändiſchen Rechte zu üben, deshalb 
erlaube ich mir, zu §. 4. den Zuſatz vorzuſchlagen: (Lieſt vor.) »Wird die 
Verhinderung dadurch herbeigeführt, daß gegen das Mitglied eine Kriminal⸗ 
Unterſuchung, die mit einer entehrenden Strafe verbunden iſt, oder ſofortige 
gefängliche Einziehung verfügt werden ſoll, ſo iſt hierzu die Zuſtimmung der⸗ 
jenigen Kurie des Vereinigten Landtags, welcher das Mitglied angehört, 
vorher erforderlich, und kein Mitglied kann anders als mit Genehmigung der 
Kurie an der Ausübung feiner ſtändiſchen Rechte verhindert werden « Even⸗ 
tuell, daß diefes Amendement die Zuſtimmung des hohen Landtags nicht er⸗ 
halten ſollte, ſtelle ich noch den Antrag, daß der Inhalt deſſelben dem Ab⸗ 
ſchnitt VI der Verordnung, die Ausſchlietzung beſcholtener Perſonen aus ſlän⸗ 
diſchen Verſammlungen betreffend, nachträglich einverleibt werden möge: 

Mehrere Stimmen: Das gebt nicht! i 

Marſchall: Findet das Amendement Unterſtützung? 

(Mehrere Stimmen: Nein.) b f 

Einige andere Mitglieder erklären, daß das Amendement nicht verſtan⸗ 
den ſei, in Folge deſſen daſſelbe noch einmal vorgeleſen wird. 1 

Marſchall: Ich wiederhole die Frage: ob das Amendement unterſtützt 
wird? (Geſchieht hinreichend.) 

Abg. Naumann (vom Platz): Ich wollte mir die Vorfrage erlauben, 
wie das Amendement eigentlich zu verſtehen ſei? } 

Abg. Denzien: Wenn ich den Antragſteller richtig verſtanden habe, 
fo wünſcht er, daß fein Amendement den Veſchlüſſen über die Ausſchließung 
beſcholtener Perſonen zugefügt werde. Dies iſt unſtatthaft. Wir haben ge⸗ 
fiern darüber berathen, debattirt und dieſe Angelegenheit beendet, und nach 
Beendigung derfelben kann die Berathung unmöglich wieder von vorn ange⸗ 
fangen werden. 7 


wenn der Landtag. 


— 
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Marſchall: Inſofern ſich Keiner mehr meldet, der das Wort ver- 
langt, ſchließe ich die Debatte und werde über das Amendement abſtimmen 
laſſen. (Dies geſchieht und das Amendement erhält nur eine geringe Vei⸗ 
ſtimmung.) Zu F. 5. hat der Graf v. Saurma ein Amendement geſtellt, ich 
erſuche ihn, daſſelbe zu entwickeln. 5 

Abg. Graf v. Saurma: Ich habe mir erlaubt, das Amendement, wie 
folgt, zu ſtellen: Den Ordnern beim Zählen der Stimmen zwei Gehülfen 
beizugeben, indem es mir nicht parlamenkariſch erſcheint, ein ſolches wichtiges 
Amt zweien Augen anzuvertrauen, auch ſcheint es mir, daß das Zählen der 
Stimmenden durch drei Perſonen nicht mehr Zeit erfordern würde als jetzt. 

Marſchall: Findet das Amendement Unterſtützung? (Es geſchieht.) 

Abg. v. Auerswald: Meines Erachtens kann dieſes Amendement nur 
zwei Gründe haben, entweder daß den Ordnern in der Geſchäftsführung die 
nöthigenfalls nöthige phyſiſche Hülfe gewährt werde, und dies würde dem 
Herrn Landtags-Marſchall zu überlaſſen fein, oder daß eine zuverläſſige Zäh⸗ 
lung herbeigeführt wird. In dieſem Fall muß ich mich dem Amendement wis 
derſetzen, denn wenn wir Ordner aus unſerer Mitte haben, müſſen wir ih- 
nen auch zutrauen, daß ſie richtig zählen werden. a 
Abg. Baron v. Gaffron: Ich muß mich ein für allemal gegen jede 
Abſtimmung durch Kugelung verwahren. Hier in unſerer Verſammlung halte 
ich es nöthig, daß jeder ſeine Stimme vertrete, und aus dieſem Grunde 
wür de eine Abſtimmung durch Kugelung unſerer unwürdig fein. 

Marſchall: Es iſt in dem vorliegenden Amendement nur davon die 
Rede, daß den Ordnern Gehülſen zugetheilt werden, und ich bitte bei dieſem 
Amendement in der Berathung zu bleiben. (Ruf zur Abſtimmung.) Ich 
ſchließe die Debatte und frage: Soll das Amendement angenommen werden? 

(Minorität für das Amendement.) 

Referent (lieſt ad 6. des Abtheilungs-Gutachtens vor): »Ad S. 6. 
hinſichts des gleichfalls ſpeziell beantragten Theilnahmerechts der Verſammlung 
bei Ernennung der Secretaire wurde in Folge der ſtattgefundenen Diskuſſion 
die Frage geſtellt: »Beſchließt die Abtheilung vorzuſchlagen, daß der Verei⸗ 
nigte Landtag die Bitte an Se. Majeſtät den König richte, daß durch Wahl 
jeder einzelnen Provinz die Beſtellung des aus ihr zu entnehmenden Secre— 
tairs erfolge?« und felbige unter den 14 anweſenden Mitgliedern von 9. Stim- 
men bejaht und von 5 verneint. a 8 . 

Abg. Naumann: Die hohe Verſammlung möge mir geſtatten, daß ich 
auch einige Worte an ſie richte. Ich glaube dazu um ſo mehr berechtigt zu 
fein, als mir die Auszeichnung widerfahren if, zu einem der Secretaire er= 
nannt zu werden. So ſehr ich dieſe Auszeichnung achte, ſo muß ich doch 
bekennen, daß dieſelbe zugleich ein, wie ſoll ich ſagen, niederdrückendes Gefühl 
auf der anderen Seite in mir erregen könnte, wenn ich nicht die Ueberzeugung 
hätte, daß ich zugleich das Vertrauen der hohen Verſammlung für mich habe. 
Hätte ich dieſes Vertrauen nicht, fo könnte ich dem Amte, welches mir anver— 
traut iſt, nicht vorſtehen, und ich glaube dies zugleich im Namen aller meiner 
übrigen Kollegen ausſprechen zu müſſen. Hieraus ſchließe ich zurück. Ich 
bin nicht Beamter des Herrn Marſchalls, deſſen Vertrauen mich berufen hat, 
ſondern ich bin Beamter der Verſammlung; bin ich aber dieſer, dann iſt es 
auch dieſe, die mich erwählt haben müßte. Aus dieſem Grunde bin ich der 
Meinung, daß das Amendement wohl zu unterſtützen, und daß es ſehr wün⸗ 
ſchenswerth iſt, die Beamten dieſer Verſammlung aus ihrer Mitte durch Wahl 
hervorgehen zu laſſen. 

Abg. Freiherr v. Waldbott: Ich bedaure, daß ich den eben geſproche— 
nen Worten meines Herrn Kollegen nicht beipflichten kann. Ich würde mich 
zwar ſehr geehrt fühlen, aus der Wahl der Verſammlung hervorgegangen zu 
fein, bin aber gegen die Wahl, fo lange wir eine ſtändiſche, — nach Stän⸗ 
den gegliederte Verſammlung ſind. ere a 

Abg. Naumann: Noch ein einziges Wort muß ich meiner vorigen 
Aeußerung hinzufügen. Ich erkenne wohl an, daß es für unſere erſte Zus 
ſammenkunft nothwendig war, die Secretaite zu ernennen und nicht wählen 
zu laſſen, denn wir traten zuſammen, ohne daß wir einander kannten; Keiner 
wußte, wer ſich zu einem ſolchen Poſten eignet. Jetzt aber hat ſich die Lage 
der Sache ſchon geändert; ſollten wir heute wählen, ſo würden wir nicht 
mehr in Verlegenheit darüber ſein, wem wir unſere Stimme zu geben haben. 

(Mehrere Stimmen: O ja!) 

Abg. v. Beckerath: Wenn ich mich dafür ausſpreche, daß der Ver⸗ 
ſammlung ſelbſt das Recht zuerkannt werden möge, die Seeretaire zu wählen, 
to bitte ich die hohe Verſammlung, darin keinesweges einen Mangel der 
Anerkennung gegen die Herren zu erblicken, welche jetzt dieſes Amt auf eine 
ehrenvolle Weiſe verwalten. Meine Anfiht beruht darauf, daß jeder ſtän⸗ 
diſchen Verſammlung zwar nur ein begränzter Rechtskreis angewieſen iſt, 

daß ſie aber innerhalb dieſes Rechtskreiſes, wenn fie ihre Beſtimmung erfüllen 
ſoll, eine freie Bewegung haben muß. 


Marſchall: Ich werde den Herrn Secretair bitten, die Frage noch 


mals vorzuleſen. (Der Seeretair verlieſt nochmals die Frage.) Diejenigen 
alſo, welche dieſe Frage bejahen wollen, bitte ich, aufzuſtehen. (Es erhebt 
ſich eine Majorität dafür; da es jedoch zweifelhaft iſt, ob 3 der Stimmen 
vorhanden find, fo werden die Ordner von dem Marſchall aufgefordert, die 
Stimmen zu zählen. Dies geſchieht.) Das Reſultat der Abſtimmung iſt 
abe Das Amendement iſt angenommen mit 339 gegen 159, alſo etwas 
über 3 dafür. 

Referent Freiherr v. Katte (verlieft das Gutachten der Abtheilung zu 
$. 7. des Reglements). »Ad §. 7. In ähnlicher Art, wie ad 8. 6, erſcheint 
den Petenten die freie Wahl der Abtheilungs-Mitglieder wünſchenswerth, und 
fand dieſe Anſicht theilweiſe Unterſtützung, was zu der Frage führte: Be⸗ 
ſchließt die Abtheilung, dem Plenum vorzuſchlagen, die Bitte an Se. Majeſtät 
den König zu richten, daß die Zuſammenſetzung der Abtheilungen ſtatt der 
Ernennung ihrer Mitglieder durch den Marſchall in der Weiſe erfolge, daß 
jede Provinz zu der vom Marſchall, mit gleichmäßiger Berückſichtigung der 


den Provinzen angemeſſen erachteten Zahl der Mitglieder, die davon auf fie. 


fallende Zahl aus ihrer Mitte wähle? 8 Stimmen verneinten, 6 Stimmen 
bejahten dieſelbe. Erſtere argumentirten ihre Meinung zuvörderſt dadurch, 
daß für freie Wahl von Abtyeilungs- Mitgliedern in dem bisherigen Verfah⸗ 
ren der Provinzial⸗Landtage ſich keine Präcedenz finde, auch die Berückſich⸗ 
tigung der verſchiedenen Anſichten bei freierer Wahl minder geſicherter er⸗ 
ſcheine. Wenn es im allgemeinen Intereſſe liegen könnte, dem durch Ernen⸗ 
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nung der Abtheilungsglieder von oben her anſcheinend vortretenden Ei 0 
auf die ſtändiſche Geſchäftsführung das Element freier Wahlen n 
ſtellen, ſo dürften letztere doch nicht ſelten die nöthige Unparteilichkeit gefährden, 
welche es dringend mache, alle Meinungen in der Abtheilung vertreten zu 
ſehen. Der gedachten Majorität traten einige Stimmen auch aus dem Grunde 
bei, weil die noch fehlende Erfahrung für Beibehaltung des Beſtehenden 
ſpreche. Die Minorität deutete einen Theil jener ſo eben aufgeführten Mo⸗ 
tive zu ihrem Gunſten, weil dem Vereinigten Landtage größere Befugniffe 
eingeräumt fein, als den Provinzial⸗Landtagen und allen centralſtändiſchen 
Verſammlungen die Wahl der Abtheilungen überlaſſen würde. Sie fand das 
ſtändiſche Intereſſe durch die Beſtimmungen des Reglements allerdings weſent⸗ 
lich gefährdet, indem ſelbſt bei nicht politiſchen Fragen, z. B. Handels-Ange⸗ 
legenhetten, es darauf ankäme, Abtheilungs-Mitglieder gewählt zu ſehen, 
welche die Wünſche ihrer Provinzen genau kennten und ſolche lebhaft aufge— 
faßt hätten.« (Die Abſtimmung erfolgt durch Aufſtehen und Sitzenbleiben 
und giebt folgendes Reſultat: 305 Stimmen dafür und 193 dagegen, alſo 
nicht z der Stimmen). 

Abg. v. Brünneck: Ich bin von dem Herrn Marſchall aufgefordert 
worden, mein Amendement noch einmal zu entwickeln. Es beſteht darin, daß 
zunächſt der Paragraph des Reglements, der beſtimmt, daß der Marſchall 
des Vereinigten Landtags und der Herren-Kurie mit Zuziehung des Mar⸗ 
ſchalls der drei Stände die Abtheilung bilden ſoll, geändert werde, und wün⸗ 
ſche ich, daß darauf angetragen werde, daß dabei die Marſchälle der Pro- 
vinzen zugezogen werden. Das iſt allerdings ſchon jetzt geſchehen, namentlich 
von dem geehrten Vorſitzenden unſerer Kurie, es iſt aber nicht im Reglement 
ausgedrückt. Ich habe mir ferner vorzuſchlagen erlaubt, daß die Abtheilun⸗ 
gen, wenn nämlich die Marſchälle in den Stand geſetzt fein ſollen, auch be⸗ 
fähigte Abgeordnete für die Abtheilungen vorzuſchlagen, nach beſtimmten 
Materien gebildet werden. Ich habe mir zu bemerken erlaubt, daß dies 
nämlich von jeher usus bei den preuß. Provinzial⸗Landtagen geweſen fei, und 
daß dort nicht allein die Königl. Propofitionen, die von hoher Wichtigkeit 
waren und einer ausführlichen Berathung bedurften, einer beſonderen Abthei— 
lung überwieſen worden ſind, ſondern daß außerdem nach den verſchiedenen 
Fächern beſondere Abtheilungen, als: ſtändiſche Ausſchüſſe, juridiſche Ausſchüſſe 
und Ausſchüſſe ſowohl für finanzielle als Militair- Angelegenheiten und für 
die Polizei gebildet worden find. Dies müßte jedenfalls vorangehen, und es 
wäre um ſo nöthiger geweſen, wenn das Amendement, welches jetzt nicht zwei 
Drittel der Stimmen erhalten hat, angenommen wäre. Es ſcheint mir aber 
nothwendig, daß dies in der Folge für den Vereinigten Landtag beobachtet 
wird, einmal, damit die Marſchälle in den Stand geſetzt werden, geeignete 
Vorſchläge zur Bildung der Abtheilungen zu machen, und dann auch, weil 
ich glaube, daß das Geſchäft dadurch gefördert wird, denn es hat den Vor⸗ 
theil, daß jeder Abgeordnete, der Petitionen einreicht, überſehen und wiſſen 
kann, welcher Abtheilung ſeine Petition übergeben wird, während das jetzt 
nicht thunlich iſt; denn obgleich der Vorſitzende unſerer Kurie uns die Mit⸗ 
theilung über Bildung der Abtheilungen macht und wir es auch aus dem 
Protokoll erſehen können, ſo iſt die Ueberſicht doch ſchwieriger, wenn die Ab⸗ 
theilungen nur nach Nummern beſtimmt ſind. Das iſt mein Vorſchlag, den 
ich mir zu machen erlaubte. 

Marſchall: Das Amendement hat zwei Theile, und der letzte derfel- 
ben betrifft die Klaſſiſizirung der Abtheilungen. Dieſer Gegenſtand iſt offen⸗ 
bar nicht vorbereitet. Was den erſten Theil betrifft, daß die Zuziehung der 
Provinzial-Landtags-Marſchälle erfolgen möge, iſt dies, wie mir ſcheint, eine 
unbedenkliche Sache. Darüber möchte die Verſammlung auch ohne weitere 
Anmeldung des Amendements ſich beſtimmen können. Ich frage deshalb, ob 
das Amendement unterſtützt wird? (Es wird ſehr zahlreich unterſtützt.) Es 
iſt fo zahlreich unterſtützt worden, daß ich kaum zu fragen brauche, ob Je⸗ 
mand darüber ſprechen will. 5 

Abg. Hanſemann (vom Platze): Ich bedaure, nicht dafür ſtimmen zu 
können, aus der einfachen Urſache, weil die Landtags-Marſchälle der Provin⸗ 
zial⸗Landtage auch nicht aus der Wahl der Mitglieder hervorgehen. (Ges 
murmel.) Es handelt ſich hier nicht um Perſönlichkeiten, ſondern, wie ſchon 
früher bemerkt, um Grundſätze. . eo 

Marfhall: Ich bitte den Herrn Secretair, die Frage vorzulefen. 

Secretair Abg. Frhr. v. Waldbott (lieſt die Frage): Sollen bei Bils 
dung der Abtheilungen die Provinzial-Landtags-Marſchälle zugezogen wer⸗ 
den?« (Es wird ſehr zahlreich beigeſtimmt) 45 — 

Marſchall: Die Majorität iſt ſo augenſcheinlich, daß eine Zählung 
nicht nöthig iſt. 

Landtags-Kommiſſar: Das zweite Amendement des geehrten Depu⸗ 
tirten aus Preußen, welches der Herr Marſchall aufzuſetzen für nöthig be⸗ 
funden hat, iſt nach meinem Erachten keine Abänderung, ſondern eine Ver⸗ 
vollſtändigung des Reglements. Ich glaube die Verſicherung auf mich nehmen 
zu können, daß das Gouvernement bei der neuen Redaction, die in Folge 
der Anträge der Kurien nöthig werden dürfte, dieſen Vorſchlag gewiß gern 
in Erwägung nehmen und berückſichtigen wird, weil wir ihn für eine zweck⸗ 
mäßige Ergänzung des Reglements halten. Ich ſage ausdrücklich nicht Ab⸗ 
änderung, ſondern Ergänzung. Vielleicht wäre damit die Sache erledigt. 

Abg. v. Brünneck: Ich bin vollſtändig befriedigt. ; 

Referent Abg. Frhr. v. Katte (lieſt den folgenden Paſſus des F. 8 des 
Gutachtens): »Der hieran ſeitens des Petenten Aldenhoven geknüpfte 
Wunſch, daß auch die Wahl des Vorſitzenden einer Abtheilung den Mitglie⸗ 
dern derſelben überlaſſen werde, fand von keiner Seite Unterſtützung, indem 
es gegentheils als durchaus zweckmäßig erachtet wurde, wenn die Ernennung 
des Vorſitzenden lediglich vom Marſchall reſſortire, indem bei der Nothwen⸗ 
digkeit mehrerer Abtheilungen einer Landtags-Verſammlung von ihm die Be⸗ 
rückſichtigung individueller Verhältniſſe am eſten zu erwarten ſtände. 

Abg. v. Aldenhoven: Ich hatte gehofft, in den Fall kommen zu können, 
dieſen Vorſchlag zurückziehen zu dürfen. Nachdem aber der ſo eben beliebte 
Beſchluß gefaßt iſt, finde im mich verpflichtet, daran feſtzuhalten. 

Marſchall: Wenn die Mitglieder nichts darüber zu erwähnen haben, 
fo iſt die Debatte geſchloſſen. Es ſoll alſo beantragt werden, daß die Wahl 
des Vorſitzenden der Abtheilung dieſer überlaſſen bleibt. (Obgleich die Ma⸗ 
jorität vorhanden zu fein ſcheint, wird ſie doch von einigen Mitgliedern be» 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 5 
i urch das Aufſtehen der dagegen Stimmenden, als Probe zu. 
Ne. eaten a „ wird die Majorität noch nicht genügend heraus⸗ 
geſtellt und deshalb das Zählen der Stimmen verlangt. Die Zählung findet 
ftatt und ergiebt, daß die Frage durch 337 Stimmen bejaht und durch 150 
verneint iſt; alſo find zwei Drittheil der Stimmen vorhanden. * 

v. Olfers: Ich wünſche die Aufmerkſamkeit einer hohen Verſamm⸗ 
lung auf einen Gegenſtaud zu lenken, den ich nicht aus der Theorie, ſon⸗ 
dern aus der Praxis aufgefaßt habe; nämlich den, daß in den Abtheilungen 
oft mehrere Mitglieder fehlen. Ich will hier Niemanden anklagen, denn es 
kann, wie ich dies auch vorausſetze, Krankheit oder ein anderes beſonderes 
Hinderniß die Schuld tragen; aber das Verhältniß iſt fo, wie Sie ſich aus 
den Verhandlungen ſelbſt überzeugen werden. Dadurch werden aber die Ver⸗ 
handlungen weniger gründlich — und es konnen, da die Zuſamenſetzungen 
der Abtheilungen mit Rückſicht auf die Provinzen und die Stimm⸗Verhält⸗ 
niffe der einzelnen Stände angeordnet ſind, möglicherweiſe auch für die Pro⸗ 
vinzen Nachtheile entſtehen. Zudem wird ſich die Abſtimmung der Minorität 
oder Majorität der wirklichen Abtheilungs- Mitglieder nicht richtig heraus⸗ 
ſtellen; ich trage daher darauf an, daß die Behinderungen dem Vorſitzer 
zeitig angezeigt werden, und derſelbe unter Zuſtimmung des Landtags⸗Mar⸗ 
ſchalls Stellvertreter aus der nämlichen Provinz und dem nämlichen Stande 
ſofort einberufe. i a 

Marſchall: Findet das Amendement Unterſtützung? (Wird unterſtützt.) 

Marſchall: Ich bitte diejenigen, aufzuſtehen, welche das Amendement 
annehmen wollen. (Wird nicht angenommen.) a 4 

Referent verlieſt ad §. 9. — Weitere Motive find nicht hinzuzufügen. 
»Ad §. 9. Das Reglement giebt in dieſem Paragraphe dem Abtheilungs⸗ 
Vorſizenden das Recht, den Referenten zu ernennen. Da vom Petenten Al⸗ 
denhoven und einem Mitgliede der Abtheilung es als wünſchenswerth be⸗ 
zeichnet wurde, wenn der Referent durch Wahl der Abtheilung berufen würde, 
fo führte dies zu der Frage: Beſchließt die Abtheilung, vorzuſchlagen, Seine 
Majeſtät den König zu bitten, eine Aenderung des F. 9 dahin eintreten zu 
laſſen, daß die Referenten in den Abtheilungen von dieſen erwählt werden? 
Bei der Abſtimmung erklärten ſich von 12 Mitgliedern 7 dagegen und 5 
dafür. « 

5 Marſchall: Ich frage: Soll der Referent von der Abtheilung ernannt 
werden? Diejenigen, die dafür ſtimmen, bitte ich aufzuſtehen. (Die Majo⸗ 
rität dagegen.) 

Referent: (Lieſt ad §. 12 des Abtheilungs⸗Gutachtens vor.) »Ad S. 
12 äußert Petent Aldenhoven, es ſei drigend zu wünſchen, daß Königliche 
Beamte nur auf Verlangen einer Abtheilung den Berathungen derſelben 
beizuwohnen befugt feien. Dieſe Anſicht fand im Ausſchuſſe keine Unter- 
ſtützung, weil man den Vortheil nicht verkennen zu dürſen glaubte, welchen 
ſofortige Mittheilungen von mit dem Geiſte der Verwaltungs⸗Behörden ver⸗ 
trauten Fachmännern auf Berathungen nothwendig ausüben müßten. Dabei 
glaubt indeß die Abtheilung die Ueberzeugung ausſprechen zu dürfen, wie es 
ihr außer Zweifel ſcheint, daß nach den beſtehenden Beſtimmungen auch den 
Abtheilungen das Recht zuſtehe, ihrerſeits, wenn ſie es für wünſchenswerth 
erachten, die Anweſenheit eines Vertreters der Regierung bei ihren Bera- 
thungen zu beanſpruchen« : 
Marſchall: Die Abtheilung hat dieſes Amendement nicht unterftügt; 
es fragt ſich daher, ob es hier Unterſtützung findet. (Geſchieht nicht.) Ich 
gebe dem Herrn Abgeordneten von Vincke das Wort, um ein Amendement 
u ſtellen. 
f 1 Fihr. v. Vincke: Es iſt bereits von dem Herrn Landtags⸗Mar⸗ 
ſchall nachgegeben worden, daß die Antragſteller den Verathungen ihrer An⸗ 
träge in den Abtheilungen beiwohnen dürfen, um ihren Antrag näher und 
beſſer zu motiviren, als dies durch ſchriftliche Aufführung der Gründe möglich 
werden würde und als die Kürze der Zeit es geſtattet, namentlich ſo lange 
eine Präkluſtvfriſt für den Eingang der Petition beſteht, und ift ihnen hierbei 
zugleich das Recht eingeräumt, ſich im Laufe der Debatte zur Begründung 
ihres Antrages und zur Erwiederung der Gegengründe zu äußern, ohne 
jedoch das Recht zu haben, ein Votum abzugeben. Es hat ſich dies Verfah⸗ 
ren als praktiſch bewährt und iſt von der Mehrzahl der hohen Verſamm⸗ 
lung als ſolches erkannt worden. Da es ſich aber jetzt um die Abänderung 
und Emendirung des Geſchäfts⸗Reglements handelt, fo ſcheint es mir zwed= 
mäßig, das, was von dem zeitigen Herrn Landtags-Marſchall nachgegeben 
iſt, auch als Norm für den Vereinigten Landtag durch beſtimmte Worte im 
Geſchäfts⸗Reglement auszuſprechen, und deshalb habe ich den Vorſchlag ge— 
macht, daß dem $. 12 folgende Worte hinzugefügt werden: »dem Antrag⸗ 
ſteller iſt geſtattet, den Verhandlungen in den Abtheilungen mit dem Recht 
der Erörterung, ohne Votum, beizuwohnen, und ſind die Vorſitzenden der 
Abtheilungen verpflichtet, ihm Kenntniß von der Zeit der Berathung u. ſ. w.« 
teft vor. . 1 4 RER i 
Nr chall: Wird diefes Amendement unterſtützt? (Geſchieht hinreichend.) 
Marſchall: Ich erſuche die Mitglieder, welche für das Amendement 
ſtimmen wollen, aufzuſtehen. (Große Majorität für das Amendement.) 1 
Referent: (Lieſt ad §. 13 des Gutachtens vor.) „Ad $. 13 trägt 
derſelbe Petent darauf an, daß die reglementariſche Beſtimmung, welche dem 
Marſchall die Beſugniß verleiht, den Referenten für den Vortrag in der 
lenar⸗Verſammlung zu ernennen, dahin eine Aenderung erführe, daß jenen 
Vortrag nur ein von der Abtheilung erwählter Referent halten dürfe. Cine 
in dieſem Sinne gestellte Frage gewann in der Abtheilung Stimmen-Gleich⸗ 
heit, bei welcher jedoch der Vorſtgende ſich für Ablehnung des Antrages ent⸗ 
ſchied. Die von beiden Seiten angeführten Motive waren im Allgemeinen 
denen konform, welche ads, 9 näher hervorgehoben find, und wurde dem- 
nächſt bemerkt, daß gewiß nür in ſeltenen Fällen, z. B. bei momentaner Be⸗ 
hinderung des Referenten der Abtheilung, der Marſchall ſich bewogen finden 
möchte, deffen Amt im Plenum einem Anderen zu übertragen.“ 
Marſchall: Die zu berathende Frage iſt: ob von der Abtheilung der 
Referent für den Vortrag in der Pleuar⸗Verſammlung ernannt werden ſoll. 
Abg. Graf v. Schwerin: Ich möchte mich doch dafür aussprechen, daß 
dem Landtags⸗Marſchall das Recht vorbehalten würde, nach ſeiner Wahl den 
Referenten für den Vortrag in der Plenar-Verſammlung zu ernennen. 


Abg. Aldenhoven: Es ſcheint mir viel eher in der Beurtheilung der 
Abtheilung zu liegen, welcher ihrer Mitglieder vorzüglich geeignet iſt, den 
Vortrag in der Plenar⸗Verſammlung abzuhalten. Wie kann der Marſchall. 
ſich in jede einzelne Petition ſo hineindenken, daß er für alle ſpezielle Fälle 
einen Referenten aus der Abtheilung herauszuziehen vermag 

Marſchall: Die Frage iſt: „Soll der Vorſitzende der Abtheilung den 
Referenten für den Vortrag in der Plenar-Verſammlung ernennen?« 

Viele Stimmen: Abſtimmung — Abſtimmung! 

Marſchall: Ich wiederhole nochmals die Frage: »Soll die Wahl des 
Referenten für den Vortrag in der Plenar-Verſammlung von dem Vorſitzen⸗ 
den der Abtheilung abhängen?« (Die Frage wird von Einigen nicht recht 
verſtanden und wird deswegen ſo geſtellt.) Soll der Vorſitzende der Abthei⸗ 
lung den Referenten zum Vortrage in der Plenar-Verſammlung ernennen? 
(Große Majorität.) Es ſcheinen über zwei Drittel vorhanden zu fein, wird 
es aber verlangt, ſo werde ich die Zählung vornehmen laſſen. 

Abg. Möwes: Ich erachte dieſe Frage für außerordentlich wichtig, 
weil fie einen Eingriff in die Rechte des Marſchalls der drei Kurien betrifft, 
wenn der Dirigent der Abtheilung die Geſchäftsform für das Plenum be⸗ 
ſtimmt. Ich halte dafür, daß gezählt werden müſſe. 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich halte die Frage gleichfalls für ſehr wich⸗ 
tig, aber der Ucberſicht nach ſcheint es unzweifelhaft, daß zwei Drittel vor⸗ 
handen ſind und wir das zeitraubende Zählen nicht vorzunehmen brauchen. 

Leandtags-Kommiſſar: Ich muß mir die Bemerkung erlauben, 
daß das Amendement, welches zur Frage geſtellt worden, weder angemeldet, 
noch diskutirt iſt. Das angemeldete, in dem gedruckten Gutachten enthaltene 
Amendement lautet: »Es ſoll die reglementariſche Beſtimmung, welche dem 
Marſchall die Beſugniß verleiht, den Referenten für den Vortrag in der 
Plenar⸗Verſammlung zu ernennen, dahin geändert werden, daß jenen Vor⸗ 
mag nur ein von der Abtheilung erwählter Referent halten dürfe,« 
und lediglich überdies Amendement hat, wenn mein Ohr mich nicht getäuſcht, 
die Distuſſton ſtattgefunden; fo ift die Frage geſtellt; erſt während der Ab⸗ 
ſtimmung hat der Antragſteller ſein Amendement weſentlich verändert, und 
dann iſt augenblicklich darüber abgeſtimmt. Das halte ich für eine Verletzung 
des Reglements. 

Marſchall: Da die Abſtimmung nicht ganz erſichtlich war, fo werde 
ich die Diskuſſton nochmals darüber eröffnen. 

Abg. v. Auerswald (vom Platz): Die Abſtimmung iſt ſchon geſchehen. 

Abg. Freiherr v. Vincke (vom Platz): Eine geſchehene Abſtimmung 
kann nicht annullirt werden. 

Abg. Aldenhoven (vom Platz): Ich glaube, daß Niemand das Recht 
dazu hat, eine geſchehene Abſtimmung zu annulliren. Die Verſammlung 
kann einem Amendement ihre Zuſtimmung auch ohne Diskuſſton ertheilen — 
im vorliegenden Falle iſt dies geſchehen Die Verſammlung hat die Abände⸗ 
rung des Amendements ohne Diskuſſion angenommen. i 

Marſchall: Was die Abſtimmung anbetrifft, fo kann dieſe nicht rück! 
gängig gemacht werden: es iſt nur die Frage, ob z der Stimmen vorhanden 
ſind. Die Stimmen zu zählen, kann noch vorbehalten bleiben. 5 

Abg. Möwes: Ich nehme meinen Antrag auf Zählung ſehr gern zu⸗ 
rück, da ich der Anſicht des Herrn Marſchalls, daß 3 der Stimmen vorhan⸗ 
den geweſen, vertrauen kann und vertrauen muß. 

Landtags⸗Kommiſſar: Es iſt mir nicht eingefallen, zu verlangen, 
daß die Abſtimmung zurückgenommen oder annullirt werde, fondern ich ver⸗ 
lange nur, daß zu Protokoll genommen werde, daß eine Abſtimmung ſtattge⸗ 
funden habe über ein nicht vorher geſtelltes und nicht diskutirtes Amendement. 

Marſchall: Ich muß bemerken, daß, wenn dies ein Vorwurf iſt, er 
allerdings mich allein trifft und ich ihn auf mich nehmen muß. Es mag 
richtig ſein, daß ich nicht lange genug gewartet habe, deſſen muß ich mich 
anklagen; es iſt aber einmal geſchehen und die Sache ſteht nunmehr feſt. 

Abg. Freiherr v. Vincke: Es iſt von der Abtheilung vorgeſchlagen wor⸗ 
den, mit Bezug auf den von dem Abgeordneten für die Stadt Aachen ge⸗ 
ſtellten Antrag zu F. 15 8. Beſtimmungen über eine feſte Tagesordnung ein⸗ 
treten zu laſſen. Ich bin mit dieſem Vorſchlage vollkommen einverſtanden. 
Es hatte mir aber geſchienen, als ob die Beſtimmung über eine feſte Tages⸗ 
ordnung nicht zu §. 15 8. gehöre, indem es ſich hier nur um die Einbringung 
von Amendements handelt, und ich war der Meinung, daß dieſe Beſtimmung 
zu §. 13. gehöre. Der Referent hat mich darauf aufmerkſam gemacht, daß 
es zweckmäßig fein würde, meinen Vorſchlag bei der Verathung dieſes Para- 
graphen zu entwickeln. Er ſteht in vollem Einklange mit dem Usus, der 
bisher in unſeren Verſammlungen ſtattgefunden hat; aber ich glaube, daß es 
zweckmäßig ſein würde, wenn er durch das Reglement ſelbſt ſanctionirt wird. 
Der Vorſchlag, den ich mir zu §. 13 erlaube, lautet: (Lieſt denſelben vor). 

Marſchall: Wird das Amendement unterftügt? (Es findet Unter⸗ 
ſtützung.) Verlangt Jemand das Wort darüber? (Es erhebt ſich Niemand.) 
Da Niemand das Wort verlangt hat, ſo werde ich das Amendement ſogleich 
zur Abſtimmung bringen. Ich bitte diejenigen, welche das Amendement an⸗ 
nehmen wollen, aufzuſtehen. (Das Amendement wird faft einſtimmig ange— 
nommen). 

Referent Freiherr v. Katte: (verlieſt das Gutachten der eilung zu 
S: 14): »Ad §. 14. wurde auf den Antrag eines a Pe die 
Frage diskutirt: Beſchließt die Abtheilung, dem Plenum vorzuſchlagen, Se. 
Majeſtät den König zu bitten, den §. 14 dahin abzuändern, daß den Abge⸗ 
ordneten ihre Sitze ohne Rückſicht auf Provinzen durch das Loos angewieſen 
werden? welche Frage 8 Stimmen verneinten und 4 bejahten. 0 

Marſchall: Ich bringe die Frage zur Abſtimmung: Sollen die Plätze 
nach dem Looſe angewieſen werden? (Findet keine Unterſtützung) Da wir 
jetzt zu einem Gegenſtand kommen, der vielleicht eine längere Berathung nöthig 
macht, ſo ſchließe ich die Sitzung und bitte, ſich morgen um 10 Uhr zur Fort⸗ 
fegung derfelben einfinden zu wollen. Ich bin noch gefragt worden, was, 
wenn die Fortſetzung der Verathung die auf morgen anberaumte Sitzung 
nicht ausfüllt, hierauf vorgenommen werden ſoll. Es liegt jetzt vorbereitet 
nichts weiter vor, als das Gutachten wegen Ergänzung der Herren-Rammer. 
Sollten wir alſo noch Zeit haben, ſo werden wir noch dieſes Gutachten vor⸗ 
nehmen. (Schluß der Sitzung um 3 Uhr). 
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Sitzung der Herren: Kurie am 8. Mai. 

Die Sitzung beginnt unter dem Vorſitz Sr. Durchlaucht des Landtags⸗ 
Marſchalls, Fürſten zu Solms, gegen halb 11 Uhr Vormittags. Das 
Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und genehmigt. 

Marſchall: Schon am I. d. M. iſt der Königl. Beſcheid auf den ger 
meinſchaftlichen Antrag beider Kurien in Beziehung auf das Verbot der Kar⸗ 
toffelausfuhr und des Branntweinbrennens eingegangen. Ich würde ihn ſchon 
früher vorgelegt haben, wenn ſeit der Zeit Material für eine Sitzung vorge⸗ 
legen hätte. Ich habe alſo jetzt dieſen Königl. Beſcheid bekannt zu machen 
und bitte den Herrn Secretair, ihn zu verleſen. 

Secretair v. Kroſigk verlieſt den Allerhöchſten Beſcheid. 

Maͤrſchall: Weitere Mittheilungen, welche ich der hohen Verſamm⸗ 
lung zu machen habe, beziehen ſich auf zwei Anträge, welche rechtzeitig, vor 
Ablauf der geſetzten Friſt, eingegangen ſind, von mir auch der Abtheilung 
ſchon zugewieſen wurden; aber heute iſt es aus dem ſchon angeführten Grunde 
erſt möglich, fie anzukündigen, nämlich der Antrag des Grafen von der Aſſe⸗ 
burg⸗Falkenſtein, betreffend einige Maßregeln gegen den Nothſtand, denſelben, 
den das geehrte Mitglied ſchon bei der letzten Berathung vorgeſchlagen hatte; 
dieſer Antrag iſt der Abth. für Abſchätzung der Grundſtücke ſchon zugewieſen. 
Ein weiterer Antrag des Grafen v. Kielmannsegge betrifft die Beſchränkung 
der Anſäſſigmachung und die Verpflichtung zur Einlage in eine Sparkaſſe, 
ein Antrag, der der Abtheil. für verſchiedene Gegenſtände bereits zugewieſen 
worden iſt. Aus den ſtenographiſchen Berichten der anderen Kurie hat die 
hohe Verſammlung ſchon entnehmen können, welche Mittheilung mir am 26. 
v. M. von dem Marſchall der anderen Kurie gemacht worden iſt. Es iſt 
nämlich von etwa 138 Mitgliedern der anderen Kurie dem Marſchall der anderen 
Kurie ein Schreiben zugegangen, welchem Schreiben eine Erklärung dieſer 
Mitglieder beigelegen hat, nach welcher ſie die Geſetzgebung vom 3. Februar 
in mehreren Punkten nicht in Uebereinſtimmung mit der früheren Geſetzge⸗ 
bung halten und den Antrag machen, daß dieſe Erklärung einer Abth. ihrer 
Kurit überwieſen werde, damit fie von der Verſammlung zum Beſchluſſe er⸗ 
hoben werden könne. Der Marſchall der anderen Kurie hat erklärt, daß nach 
ſeiner Ueberzeugung dieſer Gegenſtand, wenn von irgend einer Verſammlung, 
dann von der Verſammlung der Vereinigten Kurie berathen werden müſſe, 
weil er anzunehmen ſei als im Zuſammenhange ſtehend mit der Verathung 
über die Adreſſe an Se. Majeſtät den König. Er hat hierauf mit Zuſtim⸗ 
mung des Antragſtellers, mit Zuſtimmung der Unterzeichner des Schreibens 
an ihn, dieſes Schreiben mit ſeiner Beilage an mich eingeſchickt. Ich bin nun 
über die Anſichk, welche ich über die Sache zu faſſen habe, nicht im Zweifel. 
Ich habe die Ueberzeugung, daß der Gegenſtand von der Verſammlung der 
beiden Kurien nicht berathen werden kann und zwar einmal darum, weil die 
Debatte über die Adreſſe an Se. Majeſtät den König für vollſtändig geſchloſ⸗ 
ſen und abgethan angeſehen werden muß, und dann auch aus dem Grunde, 
weil der Gegenſtand nach meiner Anſicht überhaupt in keiner von unſeren 
Verſammlungen zur Verathung kommen kann. Er bewegt ſich nämlich in 
keiner von den Formen, die durch das Geſetz und die Geſchäftsordnung vor⸗ 
geſchrieben find; er enthält keine Bitte, er enthält keine Beſchwerde. Daß er 
ſich aus dieſem Grunde nicht eignet zur Berathung in einer von unſeren ſtän⸗ 
diſchen Verſammlungen, das hat der Marſchall der anderen Kurie ſehr rich⸗ 
tig erkannt, indem er Petitionen, welche ganz denſelben Gegenſtand betrafen, 
welche daſſelbe enthielten, was die Erklärung enthält, ohne Anſtand der Abth. 
der anderen Verſammlung zur Bcrichterſtattung an die Verſammlung zuge⸗ 
wieſen hat. So unzweifelhaft ich über meine Anſicht aber auch bin, ſo halte 
ich es doch für angemeſſen, ich halte es für nothwendig, die Anſicht dieſer 
hohen Verſammlung darüber zu vernehmen, welchen Gang fie in dieſer Sache 
einzuſchlagen für thunlich und für erforderlich hält. Es iſt die Mitwirkung 
Diele Verſammlung in Anfprud genommen; es würde mehr fein, als ich zu 
thun vermag, wenn ich nun erklären wollte, die Verſammlung habe dieſe 
Mitwirkung eintreten zu laſſen, oder ſie habe ſie zu verſagen. Ob ſie ſte will 
eintreten laſſen, hat die Verſammlung zu beurtheilen, ob ſie ſie verſagen will, 
wird fie gleichfalls zu beurtheilen haben. Das ift die Abſicht, in welcher ich 
den Gegenſtand hier zur Sprache bringe, indem ich hinzufüge, daß zur Sache 
ſelbſt keine Bemerkungen zu machen find, daß der Gegenſtand ſelbſt nicht un⸗ 
ſerer Berathung unterliegt, ſondern nichts Anderes die Abſicht iſt und nichts 
Anderes die Abſicht fein kann, als die Anſicht der Verſammlung darüber zu 
vernehmen, ob fie ihre Mitwirkung will eintreten laſſen oder nicht. 

Fürſt v. Lychnowski: Ich kann mich im Weſentlichen mit dem, was 
Ew. Durchlaucht gefagt haben, einverſtanden erklären. Ich ſehe nicht ab, wie 
irgend ein Zweifel hier vorliegen kann, welches in dieſem Falle die Stellung 
der Herren-Kurie fein muß; und indem ich mich auf dem Gebiet bewege, 
welches Ew. Durchlaucht am Schluſſe Ihrer Rede ſelbſt vorgezeichnet haben, 
entferne ich mich, hier zu ſagen, von dem eigentlichen Tenor dieſer Deklara⸗ 
tion, Erklärung, Proteſt oder wie man ſie ſonſt nennen mag, der nicht vor 
unſer Forum jetzt gehört. Die Fälle, in denen die Herren⸗Kurte mit der Kurie 
der drei Stände in vereinigter Sitzung zu berathen hat, ſind durch das Geſetz 
eben ſo deutlich als ſpeciell vorgeſchrieben; ich ſage, wir haben kein Recht, in 
jener Verſammlung zu ſitzen, und die erſte Kurie ſoll ſich nirgends hinbege— 
ben, wo fie nicht ein vollſtändiges Recht dazu hat. 

raf v. Arnim: Ich habe zu erklären, daß ich mich ebenfalls der Ans 
ſicht des Herrn Landtags⸗Marſchalls dahin anſchließe, daß eine Theilnahme 
unſerer Kurie an der Verhandlung über den vorliegenden Antrag geſetzlich 
unzuläſſig iſt. Ich muß aber die Geduld der Verſammlung einigermaßen in 
Anſpruch nehmen, wenn ich glaube, dieſen Ausſpruch näher motiviren zu müf- 
ſen. Ich erlaube mir, als Grund dafür, daß ich unſere Theilnahme an der 
ferneren Berathung dieſer Erklärung nicht für zuläſſig halte, anzuführen: 
erſtlich, weil ich dieſe Mitwirkung nach den geſetzlichen Beſtimmungen nicht zu⸗ 
läfftg halte, zweitens, weil es auch kein Gegenſtand der Adreſſe, keine Fort⸗ 
ſetzung der Adreß⸗Debatte iſt, und endlich, weil die Deklaranten ſelbſt, wie 
aus den Verhandlungen der Drei-Stände-Kurie, alſo aus den amtlichen Be⸗ 
richten, hervorgeht, ſich gegen die Mitwirkung der Herren-Kurie entſchieden 
ausgeſprochen und nur durch die Alternative, die ihnen geſtellt wurde, ſich 
bewogen gefunden haben, nachzugeben, den Zutritt der Herren-Kurie ſich ge⸗ 
wiſſermaßen gefallen zu laſſen. 
Marſchall: Da von keiner Seite mehr das Wort verlangt wird, fo 
habe ich dasjenige auszuſprechen, was mir als Anſicht der Verſammlung er⸗ 


ſcheint. Nämlich ich ſetze dann voraus, daß ein Einverſtändniß der Verſamm⸗ 
lung dahin anzunehmen iſt, daß die Verſammlung aus den hier angeführten 
»Gründen ihre Mitwirkung zu einer weiteren Vehandlung des Gegenſtandes 
nicht eintreten laſſen wolle. . 

Graf v. Sierſtorpff: Oder aus den im Eingange angeführten Gründen. 

Marſchal!: Nicht allein aus den im Ehen 9 ir, rt auch 
aus den im Laufe der Verathung entwickelten Gründen. N 

Fürſt v. Lychnowski: Wollen Ew. Durchlaucht die Worte nochmals 
wiederholen? 5 ; 

Marſchall: Ich habe das Einverſtänduiß der Verſammlung dahin 
vorauszuſetzen, daß aus den von mir und im Laufe der Berathung entwik⸗ 
kelten Gründen fie ihre Mitwirkung bei einer Behandlung des Gegenſtandes 
nicht eintreten laſſen will. = ne 

Fürſt v. Lychnowssi: Wir können ſie nicht eintreten laſſen, darum 
wollen wir ſie nicht eintreten laſſen. Sobald das Wort „wollen, « wenn 
Ew. Durchlaucht erlauben, allein daſteht, ſo gehen wir auf den Gegenſtand 
ein; wir können aber nicht, darin liegt der Hauptgrund. Ich würde auf 
den Ausdruck »können« mehr als auf das Wort »wollen« ein Gewicht legen. 
Es bleibt uns kein Zweifel übrig; es hängt nicht von unſerem Willen ab, 
ob wir hingehen wollen oder nicht; wir können nicht hingehen. 

Graf v. Arnim: Erlauben mir Ew. Durchlaucht eine Bemerkung. Ich 
würde nicht wünſchen, daß die Sache in dieſer Weiſe ausgedrückt würde. 33 
halte es für meine Pflicht, es hier ſo nachdrücklich als möglich zu er⸗ 
klären, daß ich nicht im entfernteſten ein Mißtrauen habe gegen die Kurie 
der drei Stände, daß ich meinen Antrag nicht im entfernteſten hieraus her⸗ 
vorgehend anzunehmen bitte. > muß ſogar ausdrücklich ſagen, daß ich es 
bedauere, daß wir durch das Geſetz genöthigt find, dieſe Diskuſſton nicht im 
Angeſicht der anderen Kurie, im Angeſicht der 137 Mitglieder, mit deren An⸗ 
trage in Beziehung auf formelle Behandlung des Gegenſtandes ich nicht ein⸗ 
verſtanden ſein kann, führen zu können, weil ich glaube, daß es Jedem lie⸗ 
ber fein muß, feinem Gegner gegenüber zu ſtehen. Ich bitte. alfo jede Faſ⸗ 
ſung zu vermeiden, welche als ein Mißtrauen erſcheinen könnte. Ich will 
das Votum bewahren vor einer Mißdeutung, als wenn wir der anderen Ku⸗ 
rie ein Recht zuerkennen wollten, Geſetze für nicht zu Recht beſtehend zu er⸗ 
klären, auf denen wir beide gemeinſam als ein Ganzes ſtehen. Nur in dieſer 
Weiſe würde ich eine Faſſung und zwar dahin vorſchlagen: daß die Herren⸗ 
Kurie der Anſicht fei, daß le geſetzlich nicht an der Berathung des vorliegen⸗ 
den Gegenſtandes in den Vereinigten Kurien Theil nehmen könne, daß fie 
jedoch ihr Votum nicht fo betrachtet wiſſen wolle, als wenn fie hierdurch einer 
Kurie des Landtags das Recht einräumte, Geſetze in einzelnen Punkten für 
nicht zu Recht beſtehend zu erklären, auf denen der Vereinigte Landtag in 
beiden Kurien als unzertrennliches Ganzes beſtehe. 

2 (Dieſer Antrag findet vielfältige Unterſtützung.) 
Fürſt v. Lychnowski: Ich ſtimme dem vollkommen bei. 
(Mehrere Mitglieder erklären ihre Beiſtimmung.) * 

E Marſchall: Ich habe eine kurze Bemerkung zu machen, die um ſo 
kürzer ſein kann, je ſtärker die Unterſtützung geweſen iſt, die ich ſo eben habe 
erkennen können, nämlich die Bemerkung, daß es gar nicht in meiner Abſicht, 
und, wie ich glaube, auch nicht in der Faſſung der von mir formulirten 
Frage gelegen hat, irgendwie ein Mißtrauen in den Ausgang der Diskuſſton 
in einem anderen Saale vorauszuſetzen. Ich würde es mir zur Ehre ſchätzen, 
eine Berathung über den Gegenſtand in der Sitzung der Vereinigten Kurien 
zu leiten, und mehr als dies, es würde mir eine Befriedigung gewähren, 
wenn es die Geſetze, auf welchen wir ſtehen, zulaſſen könnten, eine Befriedi⸗ 
gung deshalb, weil ich über das Reſultat durchaus nicht im Zweifel ſein 
würde. Eben fo wenig bin ich im Zweifel, welchen Ausgang die Berathun 
in der anderen Kurie, wenn ſie zuläſſig wäre, haben würde. Ich bin voll⸗ 
ſtändig überzeugt, wenn fie in dieſem Augenblicke vorgenommen werden könnte, 
fo. würde in ſehr kurzer Zeit ſich als Refultat der Verathung herausgeſtellt 
haben, daß in diefer Weiſe nicht weiter zu kommen fei. Das iſt meine Ueber⸗ 
zeugung, die ich habe, und die ich nicht aufgeben werde. Ich bin übrigens 
ganz einverſtanden mit der Frageſtellung, die vorgeſchlagen iſt, und beide Fra⸗ 
gen werden ſich in eine vereinigen laſſen. Es wird eine Abſtimmung durch 
namentlichen Auftuf nicht erforderlich ſein, ſondern ich ſetze das Einverſtänd⸗ 
niß in dieſer Weiſe voraus, und es iſt dies ein ordnungsmäßiger, im Geſchäfts⸗ 
Reglement vorgeſehener Weg, daß dieſes Einverſtändniß vorausgeſetzt werden 
kann, wenn nicht ein Widerſpruch erhoben wird. Es wird ſich dann eine 
etwaige Einſtimmigkeit der Verſammlung vollkommen ermitteln laſſen. 

Graf von Arnim: Ich will mir erlauben, die Faſſung des Antrags 
zu verleſen. Sie lautet: »Die Herren-Kurie iſt der Anſicht, daß fie geſetz⸗ 
lich nicht an der Verathung des in Rede ſtehenden Antrags Theil nehmen 
könne, daß fie aber dieſes ihr Votum nicht fo gedeutet wiſſen wolle, als er⸗ 
kenne ſie einer Kurie des Landtags das Recht zu, einen Beſchluß zu faſſen, 
welcher Theile der Geſetze für nicht zu Recht beſtehend erklärt, die dem Ver⸗ 
einigten Landtag, alſo beiden Kurien, als einem unzertrennbaren Ganzen, 
zur Grundlage dienen.« 

Marſchall: Diejenigen Mitglieder, welche dem Antrage nicht beitre⸗ 
ten wollen, werden dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Kein Mitglied 
erhebt fih.) Die Verſammlung hat alſo einſtimmig dieſe Erdlärung abge⸗ 
geben. Damit wird dieſer Gegenſtand verlaſſen. A 

Marſchall: Es hat der Fürſt Lychnowski angekündigt, daß er in 
Beziehung auf die Verwendung von Stenographen Einiges vorzutragen habe. 
Ich gebe ihm das Wort. 3 1 

Rürft von Lychnowsky: Ich werde trachten, mich ſehr kurz zu faſſen 
und namentlich der hohen Verſammlung nicht wieder Details über die ſteno⸗ 
graphiſche Manipulation geben. Wenn ich irgend hierin etwas zu bedauern 
hätte, fo wäre es das, daß es der Regierung nicht beliebt bat, diejenige Anz 
zahl von Stenographen anzuſtellen, welche zu vollſtändigen ſtenographiſchen 
Berichten nothwendig geweſen wäre, und welche in anderen Ländern für die⸗ 
ſelben ſtets angeſtellt wird. Ich kann bei diefer Gelegenheit nicht unterlaſſen 
den Stenographen, die aus Dresden hier eingetroffen ſind, und namentlich 
deren Worfigenden, das Zeugniß zu geben, daß ein bemerklicher und vortreff⸗ 
licher Unterschied zwischen ihren Arbeiten und den früheren anderer Steno⸗ 
graph en ſich gezeigt hat, und Profeſſor Wigard namentlich, dem ich das ſehr 
gern hier öffentlich erkläre, hat ſo vollkommene ſtenographiſche Arbeiten ge⸗ 
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i ls bei i einem conſtitutionellen Landtage je geſehen wurden. 
Saad 1195 ich mit Bedauern bemerken indes; daß die Sitzung 
vom 30. April erſt in der Zeitung vom 7. Mai abgedruckt if. Dagegen habe 
ich in Berlin am 6. Mat die belgiſchen Debatten vom J. Mai geleſen. 
Wenn die verehrten Herren Gelegenheit haben, eine der verbreitetſten fran⸗ 
vöſiſchen Zeitungen die Preſſe, vom 26. v. M. zu lefen, fo werden Sie 
finden, daß dieſes Blatt fi über die Langſamkeit unferer Veröffentlichungen 
beſchwert und den Abdruck derſelben deshalb nicht mehr vornimmt, weil fie 
bei ihrem Erſcheinen bereits das meiſte Intereſſe verloren haben. Eine ähn⸗ 
liche Klage ift in einer der letzten Nummern des erſten ſüddeutſchen Blattes, 
der Augsburger Allgemeinen Zeitung, enthalten, und dennoch kann 
ich die Stenographen deshalb nicht beſchuldigen. Die Debatten vom letzten 
Freitage ſind den Abend des darauf folgenden Sonnabends und den Sonn— 
tag Vormittags bereits in das Sekretariat gegeben und dennoch erſt am Don⸗ 
nerſtage Abends gedruckt worden. Was iſt dieſe lange Zeit hindurch mit 
dieſen Niederſchriften geſchehen? Ich erlaube mir noch ein Wort wegen der 
Quantität zu ſagen. Ich bin überzeugt, daß von Seiten der Regierung an 
die Königl. Geheime Hofbuchdruckerei entweder bereits der Befehl gegeben 
iſt oder ſicher gegeben werden wird, daß die ſtenographiſchen Protokolle, die 
von den Herren Marſchällen oder Secretairen überſchickt werden, augenblick⸗ 
lich, und wenn an 21 Käſten geſetzt werden ſollte, gedruckt werden müſſen 
Ich weiß, daß die Einrichtung der Königl. Hofbuchdruckerei groß genug iſt, 
um es auszuführen, wenn ein gemeſſener Befehl von oben kommt, und ich 
bin überzeugt, daß man nicht die Herren-Kurie und die Kurie der drei Stän— 
de mit einander in Rivalität ſtellen will, indem man dem Redacteur und 
den Setzern überläßt, ob ſie heute die Herren-Kurie und morgen die andere 
Kurie bevorzugen wollen. Wollten Ew. Durchlaucht nicht etwa den Königl. 
Kommiſſar fragen, ob es nicht, dem Beiſpiele anderer Länder hierin nach⸗ 
folgend, ſehr gut wäre, wenn die Allg. Preuß Zeitung, die unſer offi- 
zielles Organ iſt, ſtatt Abends zu erſcheinen, des Morgens erſchiene? Wenn 
die Druckſachen während des Landtags des Abends übergeben würden, dann 
könnten ſie des Nachts geſetzt werden und den andern Morgen gedruckt ſein. 
Ich halte die Veſchleunigung für weſentlich und bitte dieſen Antrag zur Ab— 
ſtimmung zu bringen. 

Seeretair v. Kroſigk: Ich gebe zu, daß die Sachen etwas lange ge⸗ 
legen haben. Ich habe fie zweimal 24 Stunden in Händen gehabt und bitte 
wegen dieſer Verzögerung um Verzeihung. Da ich ſelbſt wünſche, daß für 
die Zukunft eine raſchere Beförderung eintreten möge, ſo erlaube ich mir noch 
einige Anträge dem des Herrn Kürten v. Lychnowski hinzuzufügen. Es wird 
nicht möglich fein, wenn das Protokoll in fortlaufenden Bogen hinter ein⸗ 
ander geſchrieben iſt und 20 bis 30 Sprecher in demſelben aufgeführt ſind, 
die Revifton ſchnell vorzunehmen. Einer muß dann auf den Anderen warten. 
Mein erſter Vorſchlag iſt daher: daß, wie kurz oder lang ein Vortrag ſei, 
derſelbe auf einen beſonderen Bogen geſchrieben werde. Dieſes vermehrt die 
Schreiberei im geringſten nicht und koſtet höchſtens für die Dauer des Land⸗ 
tages einige Rieß Papier mehr. 
rer Antrag, den ich zu machen habe, iſt der, daß diejenigen Herren, welche 
ihre Vorträge collationirt haben, diefelben mit einem Zeichen, etwa: »zum 
a He Aufmertfantent 8 175 Namens⸗Chiffer bezeichnen, damit 
— nicht revidirt find. ie Vorträge beſchränken kann, die 

Fürſt Lychnowski: Sehr praktiſch. 

Marſchall: Wenn von keiner Seite etwas dagegen bemerkt wird, ſo 
wird es von meiner Seite noch weniger geſchehen. Was vorhin erwähnt 
wurde in Beziehung auf die Zeit der Allg. Preuß. Zeitung, fo bin ich auch 
der Meinung, daß es eines Uebereinkommens mit dem Regierungs⸗Kommiſſar 
bedarf, und daß dieſes hinreichen wird, die Sache zu erledigen 0 

Graf v. Pork: Ich glaube gerade weil die Zeitung ein Abendblatt if, 
wird die Mittheilung per Poſt ſchneller möglich. Es iſt, fo viel ich weiß, 
gerade darum ein Abendblatt geworden, damit es ſchneller verſandt werden 
konnte. Die hieſigen Leſer bilden den kleineren Theil und ſind von geringer 
Bedeutung, die größere Zahl der Abonnenten find außerhalb Berlin. Dieſen 
würde dann das Blatt in der vorgeſchlagenen Weiſe zu ſpät zukommen. 
Fürſt v. Lychnowski: Ich bin der Meinung, daß es den entfernter 
— vielmehr 12 Stunden früher zukommt; denn wenn das Blatl 


— kann darin nicht mehr mitgetheilt werden, was den Vor⸗ 
erhandelt worden iſt. 
Warſcha tt: rden iſt 


die Ausſchlteßung beſcholtener Perſonen von ſtändiſchen Verſammlungen bes 


treffend. Ich erſuche Herrn v. Keltſch den Bericht zu erſtatten. 

Aa u ch glaube, daß die Beialhung der vorliegenden 
Propoſition viel leichter ſein wird, wenn der allgemeine Theil von dem be⸗ 
ſonderen getrennt gehalten wird Der allgemeine Theil würde umfäflen den 
Grundgedanken des Gefeg-Entwurfs, die Bedürfnißfrage und die Feſtſteuung 
des Begriffes der Beſcholtenhelt; alles Uebrige würde dem befonderen Theile 
zuzuweiſen fein. Es würde das Gutachten zunächſt ſo weit vorzuleſen ſein, 
als es die allgemeinen Fragen enthält: Der Grundgedanke des Entwurfs 
it: ſtändiſche Verſammlungen jeder Art vor der Theilnahme Unwürdiger zu 
ſichern. Die Abtheilung wendet demſelben ihre ungetheilte Zuſtimmung zu, 
zumal ſie auch die Rechte des Einzelnen durch die ſpeziellen Beſtimmungen 
des Entwurfs hinreichend gewahrt gefunden hat. Daß: A. das Bedürfniß 
. allgemeinen Verordnung über dieſen Gegenſtand vorhanden ſei, hat die 

ktbellung einftimmig bejaht. Denn die Denkſchrift zeigt klar, daß bisher 
bierüber nur für einzelne Provinzen und nur für gewiſſe Gattungen ſtändi⸗ 
ſcher Körperſchaften geſetzliche Vorſchriften ergangen find, während dergleichen 
für andere Landestheile und für mehrere Arten ſtändiſcher Verbände noch 
fehlen. Gleichmäßigkeit und Allgemeinheit der Geſetzgebung in dieſer Hinſicht 
empfehlen ſich von ſelbſt. Zu SS. I. u. II. Es fragt ſich aber ferner: B. 
wie der Begriff der Beſcholtenheit in ſtändiſcher Beziehung geſetzlich zu for⸗ 
muliren fein wird? Der Entwurf fette dafür zwei Kategoricen auf: a) Fälle, 
in denen geſchmälerte Ehrenhaftigkeit in Henimmten ſtaatlichen Formen feſt⸗ 
geſſellt iſt und von ſelbſt — ipso jure — eintritt. (F. I. Nr. 1. 2. 3. u. 

, b) une, in welchen auch ohne ſolche beſtimmte Formen Zweifel ge⸗ 
9 Ehrenhaftigkeit ſich aufdrängen und zu erledigen find. (C. I. Nr. 4 u. 

„III.) Die Abtheilung erkennt es dankbar, daß durch §. I. Nr. 4 des 


Das wäre der eine Vorſchlag. Ein weite⸗ 


Wir kommen nun zur Berathung des Geſetz-Entwurfs,“ 


Entwurfs unſeren ſtändiſchen Verhältniſſen ein neues Lebens-Prinzip zuge⸗ 
führt werden ſoll, ein Grundſatz, der in unſeren milltatiſchen Einrichtungen 
ſich bereits jo ungemein ſegensreich bewährt hat, der Gedanke: daß das Ur- 
theil der Standesgenoſſen die Ehrenhaſtigkeit der Mitglieder zu überwachen 
habe. Kein Geſetz, ſelbſt wenn es ſich die nicht einmal empfehlenswerthe Auf⸗ 
gabe ſtellen wollte, die kleinſten Details zu erſchöpfen, würde im Stande ſein, 
alle Kennzeichen der Veſcholtenheit im voraus aufzuſtellen. Unverletzte Ehren⸗ 
haftigkeit kann nur wurzeln in dem Anerkenntniſſe der Nebenmenſchen, ins⸗ 
befondere der Standesgenoſſen. Dieſer Grundfag findet ſich niedergelegt in 
Nr. 4 des §. 1. Die Abtheilung hält ihn für einen auf den nothwendigen 
ſittlichen Grundlagen unſeres öffentlichen Lebens ruhenden, durch echt deutſches 
Weſen getragenen Gedanken. Sie hat nicht verkannt, daß die Stärke eines 
Prinzips ſich bei den Konſequenzen ſeiner Durchführung zeigt. Gleichwohl 
yält. fie einſtimmig dafür: daß es einer ganz konſequenten Anwendang jenes 
Grundſatzes nicht bedürfe, weil es allerdings ſtaatliche Formen glebt, welche 
den Flecken der Veſcholtenheit dem davon Betroffenen jo unzwelfelhaft auf⸗ 
drücken, daß derſelbe auch für ſtändiſche Verhältniffe ohne weiteres Urtheil 
der Standesgenoſſen vorhanden iſt. Zur Abſtimmung wird daher die Vor⸗ 
frage vorgeſchlagen: Soll die Beſcholkenheit in ſtändiſchen Verhältniſſen allein 
durch das Urtheil der Standesgenoſſen feſigeſtellt werden? und eventuell, wenn 
dieſe Frage nach dem Gutachten der Abtheilung verneint wird: Soll die Be⸗ 
ſcholtenheit in ſtändiſchen Verhältniſſen auch in gewiſſen, durch das Geſetz be⸗ 
ſtimmten Fällen von ſelbſt — ipso jure — eintreten? So weit würde der 
allgemeine Theil der Berathung gehen. a 

Marſchall: Es fragt ſich, ob bei dieſem Gegenſtande über die Bedürf⸗ 
nißfrage noch Bemerkungen zu machen find; ich meines Orts habe keine an⸗ 
dere in dieſer Beziehung zu machen, als daß hier ſchon in Betracht kommt, 
was die letzte Frage von denen iſt, die der Ausſchuß vorſchlägt. Nämlich er 
ſchlägt die Frage vor: »Tritt die hohe Kurie dem Entwürfe der Verordnung 
bei?« Da würde ſich ganz am Ende wieder die Frage nach dem Bedürf⸗ 
niſſe herausſtellen. Deshalb ſchicke ich voraus, daß Alles, was in dieſer Be⸗ 
ziehung zu ſagen iſt, nach meiner Anſicht jetzt geſagt werden muß, und ſchicke 
weiter voraus, daß ich mich mit dieſer letzten Fragſtellung am Ende der Ber 
rathung nicht einverſtanden erklären kann. Ich glaube, daß die Bedürfniß⸗ 
frage im Eingange erörtert werde. Sie iſt ja doch nur eine Erklärung dar⸗ 
über, ob man ein Bedürfniß erkenne, daß überhaupt ein Gegenſtand geſetzlich 
regulirt werde. Erkennt man das Bedürfniß, ſo geht man mit größerer 
Ueberzeugung an die Arbeit; aber nachher zu erklären, wir wollen dieſes Ge⸗ 
ſetz fur annehmbar erklären oder nicht, iſt ein Gegenſtand, der ſich mit der 
Bedürfnißfrage eigentlich nicht mehr heſchäftigt. Es hat ſich auf dem rhei⸗ 
niſchen Landtage dieſes Verfahren immer als das allein zweckmäßige be⸗ 
währt. Wir können zur Berathung der einzelnen Paragraphen nunmehr 
übergehen. j 

5 zu Lyn ar: Iſt die Debatte über das ganze Geſetz eröffnet? 

Marſchall: Es würde noch an der Zeit ſein, über das Bedürfniß 
etwas zu ſagen. 


Graf zu Solms-Baruth: Alſo die Vedürfnißfrage iſt anerkannt? 

Fürſt v. Lychnowski: Darüber if die Verſammlung noch nicht be⸗ 
fragt worden. 

Graf zu Solms⸗Baruth: Darum frage ich eben. 1 

Marſchall: Es iſt keine Bemerkung gegen das Bedürfniß einer ge⸗ 
ſetzlichen Regulirung des Gegenſtandes gemacht worden, und wenn dies nicht 
geſchieht, ſo werde ich allerdings das Einverſtändniß der hohen Verſammlung 
dahin vorausſetzen, daß ſie mit ihrer Abtheilung ein Vedürfniß zur Reguli⸗ 
rung des Gegenſtandes anerkenne. — Dies ift alſo als geſchehen anzunehmen. 

Referent von Keltſch: Es würde daher zur zweiten Hauptfrage über⸗ 
zugehen fein, wie der Begriff der Beſcholtenheit in ſtändiſcher Beziehung ge⸗ 
ſetzlic zu formuliren fein wird, und zwar beſtimmter noch ausgedrückt, ob die 
hohe Kurie der Anſicht iſt, daß die Beſcholtenheit in ſtändiſchen Verhältniſ⸗ 
ſen allein durch das Urtel der Standesgenoſſen feſtzuſtellen fein möchte. So 
ſteht die Frage, wie die Abtheilung ſie vorgeſchlagen hat. ! 

Marſchall: Die Abtheilung ıf mit der Denkſchrift dahin einverſtan⸗ 
den, daß von der Verſammlung nicht angenommen werden möge, daß blos 
nach dem Urteile der Standesgenoſſen zu verfahren ſei, ſondern auch Fälle 
anzuerkennen, wo ipso jure die Beſcholtenheit anzunehmen wäre, und wenn 
keine Bemerkung erfolgt, die ſich gegen den Antrag der Abtheilung richtet, 
ſo würde ſie als angenommen zu betrachten ſein. * 4 

Fürſt zu Lynar: Ich glaube die Debatte if eröffnet, auch über den 
Vegriff der Ehrenhaftigkeik, und meine, daß es wohl zweckmäßig wäre, wenn 
wir uns erſt genau darüber verſtändigten. Ich glaube, die Ehre ift in ih⸗ 
ren Grundbedingungen ein allgemeiner Begriff, und wir müſſen fie in jeder 
Sphäre der Geſellſchaft ſuchen und vorausſetzen Die Ehrenhaftigkeit iſt die 
objektive Seite der Ehre von der Richtung der Geſellſchaft her, mithin das 
in der Geſellſchaft lebende Bewußtſein von der unverletzten Perſonlichkeit des⸗ 
jenigen Subjektes, welches beurtheilt werden fol. Hieraus geht hervor, daß 
über die Ehrenhaftigkeit nur die Geſellſchaft urtheilen kann. Da aber das 
Bewußtſein der Geſellſchaft in jedem konkreten Falle nicht darüber befragt 
werden kann, ſo ſucht man nach den geeignetſten Repräſentanten derſelben 
und finder die Standesgenoffen, die über die Beſcholtenheit vorzugsweiſe zu 
urtheilen haben. Das iſt das Prinzip des Geſetzes, und ich muß mich mit 
demſelben vollkommen und dankbar einverſtanden erklären. 307 8.50% 

Marſchall: Es fragt ſich, ob zu dem zur Berathung geſtellten Punkte 
noch irgend etwas zu bemerken it Wenn keine entgegenſtehende Bemerkung 
erfolgt, o kann ich annehmen, daß ein Einverſſändniß vorhanden fei. — 
Es iſt alſo dieſer Antrag der Abtheilung als angenommen anzuſehen, und 
wir gehen nun zu den nächſtfolgenden Einzelnheiten über. 7 
Reeſerent von Keltſch: Um Mißverſtändniſſen vorzubeugen, erlaube 
ich mir die kurze Bemerkung, daß man bei den Berathungen in der Abthei⸗ 
lung davon ausgegangen iſt, daß unter der Bezeichnung „Kriminal⸗Gerichte 
nicht blos bürgerliche Kriminal⸗Gerichte gemeint ſeien, ſondern eben ſo mili⸗ 
tairiſche Kriminal- Gerichte. Man hat geglaubt, daß der Geſetz⸗Entwurf 
darin ſo unzweifelhaft ſei, daß man es nicht für nöthig erachtete, eine Aeuße⸗ 
rung hierüber in das Gutachten aufzunehmen. Die Abtheilung hat alſo in 
dieſer Beziehung die Frage vorgeſchlagen: „Tritt die hohe Kurie der Feſt⸗ 
ſetzung des $. I. Nr. 2. des Entwurfs bei?«⸗ 
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Marſchall: Es fragt ſich, ob gegen den Antrag der Abtheilung eine 
Bemerkung zu machen iſt? + i 
Domprobſt von Kroſigk: Es können Fälle vorkommen, daß im Ci⸗ 
vil⸗Prozeß Jemand zur Ableiſtung eines nothwendigen Eides für unfähig er⸗ 
klärt wird, und daher ſcheint der Vorſchlag der Kurie der drei Stände an⸗ 
gemeſſen, ſtatt der Worte »durch ein Kriminal-Gericht« zu ſetzen »durch 
ein rechtskräftiges Urtel.« 

Fürſt W. Nadziwill: Ich wollte mir nur die eine Bemerkung erlau⸗ 
ben, daß hier Kriegs- und Kriminalgerichte zugleich genannt worden ſind, 
nämlich im Gutachten; Kriminalfälle kommen aber im Kriegsrechte nicht vor. 
Ueber gewöhnliche Fälle erkennt das Kriminalgericht; beim Militair haben wir 
Kriegs⸗ und Ehrengerichte. 

Referent von Keltſch: 

Der Kriegs⸗Miniſter von Boyen: Mir ſcheint, wenn ich etwas darauf 
erwiedern ſollte, dieſe Bemerkung etwas vorgegriffen zu fein; denn wir müſ⸗ 
fen von dem Standpunkte ausgehen, daß Gerichte, die der König niederge— 
fest hat, bis dieſen Augenblick noch gültige Gerichte find, um Strafen zu 
vollziehen. Sollte ſich aber bei weiterer Diskuffion finden, daß dieſes Gericht 
den Begriffen der Kriminalgerichte nicht entſpräche oder man Aenderungen 
wünſchte, ſo würde dies auf einen anderen Fall führen. Wir müſſen aller⸗ 
dings die vom Könige eingeſetzten, beſtehenden Gerichte, wenn er ihnen den 
Vollzug gewiſſer Strafen anvertraut hat und dieſe nach ſeiner Sanction voll⸗ 
zogen werden, als kompetente Gerichte anſehen; ſonſt hieße das unſere ganze 
beſtehende Verfaſſung umwerfen. Ich glaube aber, daß durch die Bemer⸗ 
kungen, die ich wegen der Ehrengerichte im Gutachten finde, ſich dieſer Punkt 
ziemlich ausgleichen wird. 

Marſchall: Ohnehin war es kein Abänderungs-Vorſchlag zu dem Ge— 
feg-Entwurfe, den die Abtheilung gemacht hat. 

Der Kriegs-Miniſter von Boyen: Nein! im Gegentheil, ich glaube 
damit hier auf einem Boden mit der Abtheilung zu ſtehen; ich fühlte mich 
nur gedrungen, auf die Bemerkung, daß es im Militair keine Kriminalge— 
richte, ſondern nur Stand- und Kriegsgerichte gebe, zu erwiedern, daß es 
möglich wäre, wie es im Kriege häufig vorkommt, daß wir noch exceptionelle 
Gerichte unter der Sanction des Königs haben müſſen, denen kein Menſch 
die Geltung eines Kriminalgerichts, wenn der König ihnen dieſe Befugniß 
beigelegt hätte, abſprechen könnte. 8 e ER 

Referent von Keltſch: Der vorliegende Entwurf hat gerade im Sl. 
unter 1 nur die Kriminalgerichte hervorgehoben und unter 2 die militairiſchen 
Ehrengerichte wieder beſonders behandelt; das hat die Abtheilung beſtimmt, 
ſich bei der Berathung auch wieder zunächſt bei Nr. 1 nur über die Krimis 
nalgerichte zu äußern, aber mit dem Zufage der hier gemacht worden iſt, daß 
die Abtheilung unter Kriminalgerichten dann auch militairiſche Strafgerichte, 
d. h. Kriegs⸗ und Standgerichte, mitbegriffen verſtanden hat. Auf den Ein⸗ 
wurf, der von einem durchlauchtigen Mitgliede gemacht wurde, glaube ich 
die Bemerkung machen zu dürfen, daß die in Reihe und Glied ſtehenden 
Soldaten, die ein Verbrechen begehen, welches gar nicht unter die Kompetenz 
der Ehrengerichte fallen kann, deſſenungeachtet nicht von dem Civilgerichte be⸗ 
urtheilt werden können, ſondern eben nur von den militairiſchen Strafgerich⸗ 
ten, die nach Anſicht der Abtheilung unter die Kriminalgcrichte fallen, die in 
Nr. 1 erwähnt find. Ich glaube alfo, daß von dieſer Seite kein Wider⸗ 
ſpruch erhoben werden kann. : 
Marſchall: Wenn keine entgegenſtehende Bemerkung erfolgt, ſo iſt 
Einverſtändniß mit dem Antrage der Abtheilung anzunehmen, und wir kom⸗ 
men alſo zum nächſten Punkte. 

Referent v. Keltſch: Zweifelhafter erſcheint der Abtheilung die Beſtim⸗ 
mung des F. I. Nr. 2, wonach der Ausſpruch eines militariſchen Ehren⸗ 
gerichts in den dort bezeichneten Fällen jederzeit Beſcholtenheit in ſtändiſcher 
Beziehung zur Folge haben ſoll. Die Majorität von 4 Stimmen hat ſich 
jedoch für die unveränderte Veibehaltung dieſer Feſtſetzung des Entwurfs 
entſchieden. Sie geht hierbei davon aus: der Staat müſſe für die Ausübungs⸗ 


Das ſcheint mir doch zweifelhaft zu ſein. 


fähigkeit ſo wichtiger Rechte, wie ſtändiſche ſeien, die ungeſchwächteſte Ehren- 


haftigkeit verlangen und könne eine ſolche nicht mehr als vorhanden aner- 
kennen, wo überhaupt gegen die Ehre eines Individuums etwas Formelles 
oder auch nur ein Schein vorliege. Dies trete aber gewiß in den Fällen ein, 
wo andere Standesgenoſſen, welchen ein ſtändiſches Mitglied in anderer Be— 
ziehung angehöre, demſelben das Anerkenntniß ungeſchmälerter Ehrenhaftigkeit 
in ſtaatlichen Formen verſagt hätten. In den meiſten ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen würde eine nicht geringe Anzahl der Mitglieder, und gerade die am 


höchſten geſtellten, dem Ofſizierſtande angehören, dieſen aber könne doch nicht 


zugemuthet werden, mit Individuen, denen der Ofſizierſtand das Anerkennt⸗ 
niß ungeſchmälerter Ehrenhaftigkeit verſagt habe, in einer ſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlung zugleich zu erſcheinen. Allerdings könnten Fälle vorkommen, in denen 
nur die Militair⸗Ehre des Individuums beeinträchtigt erſcheine, während man 
in bürgerlicher Stellung einen Mangel ehrenhafter Geſinnung nicht anner⸗ 
kennen würde. Solche Fälle würden zwar hart erſcheinen, jedoch ſei zur 
Beſeitigung dieſer Härte den Ständen der Antrag auf Wiederzulaſſung durch 
8. VI. des Entwurfs geſtattet. Bei der näheren Erwägung der Verordnung 
vom 20. Juli 1843 und namentlich der einzelnen dort §. 4 b. bis e. auf⸗ 
geführten Strafen und der einzelnen im §. 2. derſelben aufgezählten Han⸗ 
dlungen, für welche dieſe Strafen eintreten können, drängte ſich der Majorität 
das Bedenken auf: ob nicht dieſe Beſtimmung doch zu modifiziren fein 
werde? Der Verſuch ſolcher Modiſicationen hat jedoch wieder aufgegeben 
werden müſſen, weil dergleichen bei ſehr vielen der im §. 2 der Verordnung 
vom 20. Juli 1843 erwähnten Handlungen, welche die Unterlage chrenge- 
richtlicher Entſcheidungen bilden, ſich als nöthig zeigten und dadurch ein ver⸗ 
wickeltes und dennoch nicht ausreichendes Detail herbeigeführt ſein würde. 
Auch war hierbei die Anſicht leitend, daß Jeder, welcher in den Offizierftand 
eintrete, wiſſen müſſe, daß, wenn er ſich in dieſem Stande etwas zu Schulden 
kommen laſſe, dies auch auf feine übrigen bürgerlichen Rechte Folgen äußere, 
daß er deshalb doppelten Grund habe, dergleichen Handlungen zu vermeiden, 
und ſich nicht beſchweren könne, wenn ihn die geſetzlichen Folgen derſelben 
träfen. Die Minorität von 3 Stimmen hält die Weglaſſung der Beſtim⸗ 
mung der Nummer 2 des §. 1 für richtiger. Sie geht von folgenden An⸗ 
ſichten aus: Die militairiſchen Ehrengerichte beruhten auf dem ſehr rühmens⸗ 
werthen richtigen Gedanken, die Ehrenhaftigkeit des Offizierftandes auf das 


ſorgſältigſte zu überwachen, wozu ſich als das ſicherſte Mittel Genoſſenſchafts⸗ 
Gerichte an die Hand gegeben haben. Militairiſche Ehre müſſe ſo zarter 
Natur ſein, daß ſie ſchon durch manche Handlungen und Unterlaſſungen ge⸗ 
fährdet werde, welche die allgemeine bürgerliche Ehre noch im mindeſten nicht 


beflecken. Der Ausſpruch eines militairiſchen Ehrengerichts könne daher von 


dem militairiſchen Standpunkte aus vollſtändig gerechtfertigt ſein und dennoch 
in bürgerlicher und rein menſchlicher Hinſicht eine Verletzung der heiligſten 
Rechtsbegriffe enthalten. Man trete der eigenen ſittlichen Grundlage der 
militairiſchen Ehrengerichte zu nahe, wenn man ihren Ausſprüchen eine Wir⸗ 
kung beilege, welche über ihr Weſen und ihren Zweck hinausliege. Eben ſo 
entkräfte man aber zugleich das ſittliche Prinzip, welches ſtändiſcher Genoſſen⸗ 
ſchaft zum Grunde liege, wenn man fie nöthige in anderer Genoſſenſchaft 
gefälltes Urtheil über Ehrenhaftigkeit auch innerhalb ihrer Kreiſe ohne 
Weiteres gelten zu laſſen. Nur wenn militairiſche und ſtändiſche Genoſſen— 
ſchaftsgerichte ganz aus einander gehalten würden, bewahre man beiden die 
Bedingungen ihres Gedeihens und vermeide zugleich bedenkliche Kolliſtonen. 
Die einzelnen Beſtimmungen der SS. 4 und 2 der Verordnung vom 20. Juli 
1843 zeigten aber, daß darunter Strafen aufgeführt ſeien, die als Folgen 
von nicht nothwendig ehrenrührigen Handlungen eintreten könnten, und daß 
auch wieder einzelne der von den Ehrengerichten zu beurtheilenden Handlun⸗ 
gen vom militairiſchen Standpunkte aus ganz anders zu betrachten ſeien, als 
vom rein menſchlichen oder ſtändiſchen. Dabei könne man aber vollſtändig 
vertrauen, daß die ſtändiſchen Körperſchaften gewiß nach Nr. 4 des §. 1 des 
Entwurfs ſelbſt diejenigen aus ihrer Mitte entfernen würden, welche als un⸗ 
ehrenhaft aus einem Militair-Ehrengericht hervorgegangen ſein ſollten. Zur 
Abſtimmung wird die Frage vorgeſchlagen: Tritt die hohe Kurie der Feſtſe⸗ 
tzung des §. I. Nr. 2 des Entwurfs bei? 

Marſchall: Es fragt ſich, ob Bemerkungen über dieſen Gegenſtand 
zu machen ſind? . } 

Domprobſt v. Kroſigk: Ich glaube, die Minorität iſt wohl zu weit 
gegangen; indem ſie zu ſehr die Militair-Verhältniſſe von den bürgerlichen 
getrennt hat. Wir leben im preußiſchen Staate, jeder preußiſche Unterthan 
iſt Soldat. Ich werde mit der Majorität ſtimmen. 

Prinz v. Preußen: Was in Bezug auf den exceptionellen Stand ge= 
ſagt worden iſt, in Beziehung auf den Ehrenpunkt, ſo erkenne ich vollkommen 
an, daß der Dffizierfland in dieſer Beziehung ein exceptioneller iſt; aber in 
welcher Art! Hinſichtlich des Ehrenpunktes nur inſofern, als er die Ehrenhaf⸗ 
tigkeit als auf das höchſte Stadium getrieben darſtellt. Es fragt ſich alſo, 
ob eine ſtändiſche Verſammlung ſich damit begnügt, ein Mitglied unter ſich 
zu haben, dem dieſer höchſte Grad der Ehrenhaftigkeit abgeht. Meiner Ueber⸗ 
zeugung nach, muß eine ſtändiſche Verſammlung, gerade ſo wie der Offfzier⸗ 
ſtand, den höchſten Grad der Ehrenhaftigkeit ihrer Mitglieder verlangen. 
Darum behaupte ich gerade, weil es einen Stand giebt, der bereits durch 
feine Inſtitutionen (Ehrengerichte) zu dem höchſten Stadium der Ehre hin⸗ 
getrieben wird, daß Jemand, der von ſeinen Standesgnoſſen nicht für wür⸗ 
dig gefunden wird, in ihrer Mitte zu bleiben, ein Mitglied einer ſtändiſchen 
Verſammlung nicht ſein kann. 

Domdechant v. Kroſigk: Gleichwohl bedingen manche Handlungen, 
welche dem Ehrgefühl oder den Verhältniſſen des Ofſizierſtandes zuwider find, 
wie z. B. Mangel an Entſchloſſenheit, noch nicht die Verletzung der allge⸗ 
meinen Begriffe von Ehrenhaftigkeit. Wenn alſo nun die Frage behandelt 
wird, ob ein ſtändiſches Mitglied wegen einer ſolchen Beſtrafung ausgeſchloſ⸗ 
ſen werden kann und ſoll, ſo müßte das ſtändiſche Ehrengericht, das errichtet 
werden ſoll, von der Handlung erſt in Kenntniß geſetzt werden, die eine 
Strafe nach ſich gezogen hat, die Handlungen werden aber in der Regel 
nicht bekannt ſein, ſondern nur die Strafen, bei denen ich noch einiges Be⸗ 
denken habe, ob ſie wohl hinreichend wären, um die Standesehre zu verlez⸗ 
zen, z B. der Mangel an Entſchloſſenheit. Ich weiß nicht, ob hier blos 
von der Entſchloſſenheit im Kriege die Rede iſt oder überhaupt in einem ge⸗ 
ſelligen Verhältniſſe; da konnten Nüancen eintreten, welche wohl eine Ehren⸗ 
haftigkeit nicht ganz ausſchlöſſen. Eben ſo iſt es mit dem Mangel an Ver⸗ 
ſchwiegenheit über dienſtliche Anordnungen. Ich kann mir denken, daß ein 
junger Mann, welcher im Dienſte eine Anordnung erhalten hat, in einer 
Geſellſchaft davon erzählt und alſo einen Mangel an Verſchwiegenheit zeigt. 
Daß dies doch nicht ſo weit für die bürgerliche Exiſtenz ausgedehnt werden 
kann, ſollte ich meinen. Ich glaube, dies könnte man den Ständen über⸗ 
laſſen, denn es wird doch jedenfalls immer auf die Handlungen ankommen, 

weshalb die Strafe verhängt worden iſt. Uebrigens beſtimmt das Geſetz aus⸗ 
drücklich, daß die Entſcheidung nur dem Stande zukomme, zu welchem das 
Subjekt gehört. 

Prinz v. Preußen: Zur Erläuterung deſſen, was ich geäußert habe, 
erwähne ich, daß ich ausdrücklich geſagt habe: alle diejenigen, die durch Ehren⸗ 
gerichte aus der Mitte der Offiziere entfernt worden ſind, halte ich nicht für 
aufnehmbar. Daß die anderen Punkte noch nicht darunter begriffen ſind, ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt; ich habe darüber mich nicht ausgeſprochen, weil dieſe 
Kategorieen noch nicht zur Sprache gebracht worden find. Ich habe aber — 
die ſtenograghiſchen Aufzeichnungen werden das auch enthalten — geſagt, daß 
der Offizier, der von feinen Standesgenoſſen aus ihrer Mitte ausgeſchloſſen 
worden iſt, nicht Mitglied einer ſtändiſchen Verſammlung fein kann. Dies nur 
zur Erläuterung, damit kein Mißverſtändniß über den Sinn meiner Worte beſteht. 

Kriegs⸗Miniſter v. Boyen: Wenn ich mir erlaube, über den Gegen⸗ 
ſtand auch noch einige Worte zu ſagen, ſo gehe ich von der Vorausſetzung 
aus, daß Alle, die darüber ein Urtheil ausgeſprochen haben, nicht allein ſich 
mit den Geſetzen, von denen die Rede iſt, bekannt gemacht haben, ſondern 
auch die Verhandlungen, die in der anderen Kurie bereits ſtattgefunden, zu 
ihrer Kenntniß gebracht haben. Es iſt aber geſagt worden, daß Mangel an 
Entſchloſſenheit noch nicht eine gänzliche Ehrloſigkeit herbeiführte. Das gebe 
ich zu; aber ein Mann, der den hohen Beruf übernommen hat, ſein Va⸗ 
terland zu vertheidigen, und der dieſen Mangel in ſich fühlt, muß vorher den 
Abſchied nehmen, und das kann er ohne Bedenken. Daß die Kriminalſtrafen, 
wo ſie verhängt werden, nach den Geſetzbüchern nicht mit der ſtändiſchen Ehre . 
vereinbar find, if, glaube ich, als angenommen anzuſehen; aber dagegen könnte 
vielleicht noch für zwei Punkte, die ich mir erlauben will hier zuſammenzu⸗ 
drängen, noch einiges Vedenken über die zu große militairiſche Härte bei dem 

(Fortfegung in der dritten Beilage.) 
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(Fortſetzung aus der zweiten Beilage.) 

Entfernen aus dem Militairſtande zur Sprache kommen und berichtigt werden. 
Es iſt z. B. der eine Punkt Trotz und muthwilliges Uebertreten gegen die bes 
fi henden Geſetze. Ich glaube, daß allerdings ſchon an und für ſich es keine 
lobenswerthe Eigenſchaft iſt, welche einem Manne bewohnt. Aber ich kann, 
leider möchte ich von der einen Seite fagen, glücklicherweiſe aber von der an⸗ 
deren, wenigſtens hier für dieſe Debatte zwei Beiſpiel dafür anführen, wie 
richtig die Beſtrafung des Eutlaſſens und Entfernens angebracht wird. Man 
wird dadurch eine klare Ueberſicht bekommen, nach welchen Prinzipien in den 
Ehrengerichten gehandelt wird. Es hat vor wenigen Monaten das Schickſal 
zwei Offiziere eines Regiments und leider noch dazu zwei Brüder getroffen. 
Der eine iſt entlaſſen, der Andere entfernt worden. Ich werde nur eine kurze 
Ucberſicht ihrer Vergehen geben, muß aber auf die Entwickelung ihres vor⸗ 
ergebenden Lebens noch einen kurzen Blick werfen, weil es nicht ohne Ein⸗ 
fuß auf die Urtelsſprüche der Ehrengerichte bie.ben konnte. Der Vater die⸗ 
ſer beiden Offiziere war ein hochgeachteter, ehrenwerther Mann, der ſich von 
dem gemeinſten Soldaten bis zum Rittmeiſter hinaufdiente und mit Ehrenzei⸗ 
chen, ſo wie mit Wunden geſchmückt, aus dem Kriege kam. Er und ſeine 
Gattin ſtarben bald, er hinterließ arm zwei Söhne und eine Tochter. Der 
verewigte König nahm ſich der Erziehung der Söhne im Kadettenhauſe an und 
gab der Tochter eine Unterſtützung. So kamen ſie durch des Königs Empor⸗ 
heben in das Regiment. Was iſt nun geſchehen, oder was hat die Entlaſ⸗ 
jung oder den milderen Fall des einen von dieſen Offizieren herbeigeführt? 
Nur ein paar Tage — ſo daß es ein ungewöhnliches Zuſammentreffen war 
— vor der Invasion, die man von Kurnik aus in Poſen machen wollte, 
meldete ſich der eine dieſer Offiziere krank. Es war aber keine bedeutende 
Krankheit, wie der Verfolg meines Vortrages ergeben wird. Wie bei dem 
Einfall aus Kurnik die Garniſon zuſammenberufen wird, kommt der Soldat, 
der ſeinem Offizier zur Bedienung zugegeben war. Der ſagt: Herr Leute 
nant es iſt Allarm geſchlagen worden, ich muß auf den Allarmplatz, und Sie 
werden wahrſcheinlich auch hingehen. Darauf ſagt der Offizier: Nein! ich 
bin krank und gehe nicht hin, und Du mußt zur Aufwartung bei mir blei⸗ 
ben. Der Soldat hat aber ein richtigeres Ehr- und Pflichtgefühl — ich muß 
es leider ſagen — als der Lieutenant. Er nimmt die Patrontaſche um und 
das Gewehr in die Hand und geht auf den Sammelplatz für das Bataillon 
in Poſen Nach einer kurzen Friſt nimmt der ehemalige Lieutenant ſeinen 
Mantel um, geht bei dem Bataillon, wo feine Kameraden fichen, vorbei, ohne 
von ihnen Kenniniß zu nehmen, beſucht feine Braut, bleibt da ein paar Stun⸗ 
den und geht auf dieſem Wege wieder zurück. Dieſer Mann iſt aus dem 
Dienſte entlaſſen worden und entbehrt dadurch den Abſchied und iſt des Rech⸗ 
tes auf die Beneſizien, welche der Staat den gut gedienten Soldaten zu⸗ 
erkennt, verluſtig gegangen. Ich glaube nicht, daß das eine übertriebene 
Härte iſt. Der zweite dieſer unglücklichen Bruder ſteht an jenem Tage mit 
ſeinem Bataillon im Fort Winlary. Als Allarm geſchlagen wird, wollen 
Mehrere ſchon ein ganz beſonderes Venehmen an ihm bemerkt haben, was 
ich aber hier ruhen laſſen muß, weil es von der großen Unterſuchungs-Kom⸗ 
miſſton noch beſonders beſprochen werden wird. Ich halte mich rein an das 
militairiſche Faktum. Er geht zu ſeinem Hauptmann hin und ſagt: „Herr 
Hauptmann! ich habe eine Schweſter in der Stadt, die wird ſich ſehr äng⸗ 
ſtigen, erlauben Sie, daß ich in die Stadt gehe und fie tröſte.“ Der Haupt⸗ 
mann ſchlägt es ihm ab, und nun wartet er den Augenblick ab, wo der 
Hauptmann nicht da iſt, und geht zu dem Kommandanten hin. Er ſagt zu 
ihm: „Ich habe eine Schweſter, die wird ſich beſtimmt ängſtigen, erlauben 
Sie, daß ich in die Stadt gehe.“ Der Oberſt natürlich ſchlagt es ihm ab, 
und wenn man will, noch ein bischen härter. Hierauf geht jener zu dem 
Offizier der Wache und ſagt: „Ich habe den Befehl von dem Komman⸗ 
danten, nach der Sladt zu gehen und Verſtärkung nach dem Fort zu holen.“ 
Da läßt ihn der Offizier ohne Bedenken hinaus und nun, anſtatt nach der 
Stadt zu gehen, nimmt er einen dem Militair wohlbekannten, verbotenen 
Weg über ein unbeſetztes Feſtungswerk, über das Glacis, und geht nach einem 
Kirchhof, wo eine Menge Leute verſammelt war, die, wenn das Unternehmen 
von Kurnik gelungen wäre, wie mit großer Wahrſcheinlichkeit anzunehmen 
iſt, ſich vielleicht auch thätig gezeigt hätte. Man hat dieſe Leute aus einander ge⸗ 
hen ſehen, und der Offizier kommt auf demſelben verbotenen Wege über das 

eſtungswerk zurück und wird da von einer Patrouille bemerkt und angehalten. 
Diefer iſt aus dem Offizierſtande entfernt, und ich muß doch fragen, ob da 
eine Überflüffige Härte zu entdecken iſt. Ich glaube, daß bei der Wichtigkeit 
einer halb dem Angriffe ausgeſetzten Feſtung, wenn ein ſolches Venehmen 
dort vorgeht, die Strafe eigentlich nicht zu hart ausgefallen iſt. Ich will 
nun zu einem Punkte übergehen, der auch ſchon vielfach berührt worden iſt, 
wenn auch nicht hier in dieſer hohen Kurie, fo wenigſtens doch ſchon in der 
anderen, das iſt der Zweikampf. Ich habe gar kein Bedenken, ſelbſt wenn 
ich dem Vorurtheile auch einigemal unterlegen haben ſollte, ihn für ein Vor⸗ 
urtheil zu erklären. Ich habe viele mit den höchſten Würden geſchmückte 
Offiziere gekannt, die durch ihr ganzes Leben ihm nicht unterlegen haben, 
und ich muß nur hinzufügen, daß es ein Vorurtheil iſt, was vielleicht mit 
Ausnahme der Türkei ſo ziemlich in Europa eingebürgert iſt, und daß der 
Geſetzgeber unter ſolchen Umſtänden doch auch dies Vorurtheil zuweilen be— 
rückſichtigen muß. Iſt aber in unſerer Militairgeſetzgebung irgend eine Eins 
richtung, irgend eine Aufforderung zum Zweikampf, oder find nicht Vorkeh⸗ 
rungen getroffen, um den Zweikampf ſo viel als möglich zu vermindern, was 
in der That auch geſchehen iſt? Es wird der unausbleiblich mit Feſtungs⸗ 
gene e ae einen Zweikampf annimmt, en ſich bei dem Ehren⸗ 

en. 5 ie Pflichten eines rengerichts? 

„ verforversg ſind die Pflich hrengerichts? Es muß 
merkſam machen, es muß den Sühneverſuch fortſetzen, ja ihn ſelbſt bis auf 
den Ort des Zweikampfes fortſetzen. Auf dieſem Wege haben denn auch — 
ich kann das wiederholen und mit Zahlen belegen, wenn es nothwendig iſt — 
die Zweikämpfe bedeutend abgenommen. Ich gebe ſehr gern der Anſicht Raum, 
daß es mit einem ſehr ehrenhaften Charakter verbunden fein kann, wenn man 
aus Grundſätzen, die vielleicht für den Kriegerſtand nicht paſſend find, ſich 
vor dem Duell ſcheut. In allen dieſen Fällen wird es, wenn man dieſe 
Grundſätze hat — ich muß es wiederholen — beſſer ſein, daß ein ſolches In⸗ 
divduum vorher den Abſchied nehme. Aber wir wollen annehmen, daß es 
Männer giebt, die im Gefühle ihrer Pflicht wiſſen, was fie für ihr Vater⸗ 


muß ſie auf das Uebercilte in ihren Streitigkeiten aufs . 


land im Augenblicke des Krieges thun würden, und alſo einen ſolchen Fall 
abwarten. Bleibt dem Manne kein Ausweg übrig, in dem er, von einem 
anderen vor das Ehrengericht geladen, ſich doch einigermaßen bewegen könnte? 
ich glaube, ja. Es kann ein jeder Zweikampf durch eine Ehrenerklärung, die 
vorher gegeben wird, vermieden werden, und da hat das Offiziercorps, fo wie 
die höheren Befehlshaber, das Recht, den Zweikampf zu hintertreiben. Wenn 
alſo der Mann in dieſem Falle ſagte: „Es iſt wider meine Gewiſſensanſicht, 
mich auf einen Zweikampf einzulaſſen; da ich aber die Gefege des Standes 
ehre, ſo bin ich gern bereit, eine Erklärung zu geben, die den Mann zufrie⸗ 
denſtellt,“ da wird die ganze Sache und die Beſorgniß, daß man wider ſei⸗ 
nen Willen in einen Zweikampf verwickelt werden könnte, damit todt gemacht 
und miedergeſchlagen. Aber verſinnlichen wir uns noch für einen Augenblick 
den Fall, wenn wir ein anderes Prinzip in dieſer Hinſicht annehmen wollten. 
In den mehrſten Fällen erfordern die dienſtlichen Rückſichten, daß die Strafe 
ſo ſchnell als möglich dem Verbrechen nachfolge. Dieſes iſt nicht allein im 
Kriege, wo es noch dringender hervortritt, ſondern auch im Frieden ſchon 
nothwendig. Würde der Lieutenant, der einen Spaziergang auf den Kirch⸗ 
hoſ machte, noch länger im Offizierfiande zu dulden geweſen fein? Er iſt 
aus dem Oſſizierſtande entfernt worden, und zwar unter Königlicher Sanc⸗ 
tion. Wenn wir alſo noch eine andere Behörde konſtituiren wollten, die die⸗ 
ſes Urtheil removiren wollte, weil es zu hart wäre, würden wir dann nicht 
der Königlichen Würde und dem Königlichen Anſehen eine indirekte Lehre 
geben wollen? So habe ich wenigſtens einige Urtheile, die ich früher hörte, 
verfichen müſſen. Ich kann alſo, inſofern es mir gelungen iſt, ein Bild von 
dem Venehmen und von der Praxis der Ehrengerichte und wie fie ſolche ans 
wenden, zu geben, nicht glauben, daß irgend etwas wäre, was dem Gewiſſen 
oder der Ehrenhaftigkeit in ihrem größten Umfange ein Hinderniß fein könnte. 
Es fallt mir ein, daß von einem der verehrten Redner noch die Verſchwie⸗ 
genheit herausgehoben iſt. Das iſt ein ſehr ernſtes, militairiſches Vergehen, 
was auch in der That in anderen Ständen gefühlt werden könnte. Wenn 
nun der Lieutenant, der durch eine Unwahrheit ſich den Auslaß aus dem 
Thore von Wintary verſchaffte, wirklich den Auftrag gehabt hätte, nach der 
Stadt zu gehen, wie er vorgegeben, und verſteckt hinzugehen, und wenn er 
nun aus Unbeſonnenheit und Schwatzhafligkeit es Jemand erzählt hätte, der 
Mißbrauch davon gemacht hätte, wäre dies nicht ein großes, ein bedeutendes 
Verbrechen? So habe ich nach meinem beſten Wiſſen und Vermögen Alles 
zuſammengeſtellt, was, wie ich glaube, zur Beurtheilung und Prüfung dieſer 
Angelegenheit gehört. Ich würde mir erlauben, noch etwas hinzuzufügen, 
wenn ich nicht annehmen müßte, daß dieſe erlauchte Verſammlung in ihrer 
Geſammtheit dieſelbe Geſinnung theilt Ich will es alſo nur für meine In⸗ 
div dualität anführen, nur für den Geſichtspunkt, aus dem ich dieſen Vortrag 
an die erlauchte Verſammlung gehalten habe. Wenn der Geſetzgeber oder 
der Geſetzbeurtheiler ſich mit den einzelnen Fällen beſchäftigt und Vorſchläge 
dazu macht, muß er da blos den einzelnen Fall, oder muß er nicht den ge⸗ 
ſammten Standpunkt des Staates, nicht Allein im Innern, ſondern auch im 
Acußern im Auge behalten? muß er da nicht ſelbſt, wenn es nöthig iſt, was 
ich hier noch nicht für nöthig halte, Opfer bringen, um das Anſchen der 
Krone und dadurch der Nation aufrecht zu erhalten und nicht dem Zweifel 
Raum zu geben, daß es im Kreiſe auserwählter Männer, die das Vertrauen 
der Nation und des Königs haben, eine verſchiedene, den beſtehenden Geſetzen 
widerſprechende Anſicht gäbe? ; | 
Graf Dohna-Lauck: Die gründliche Erörterung, die ich aus dem 
Munde des Herrn Kriegs⸗Miniſters Excellenz fo eben gehört habe, hat mich 
einerſeits in meiner ſchon früher gewonnenen Ueberzeugung beſtärkt, anderer⸗ 
ſeits hat ſie aber nicht alle Vedenken heben können, die ich gegen einzelne 
Punkte des Geſetzes ſchon früher gefaßt habe. Der Militairſtand iſt von 
einem Redner ein exceptioneller Stand genannt worden „und wenn ich auch 
zugeſtehe, daß man ihn in mancher Beziehung ſo nennen könnte, ſo kann ich 
das doch nicht ſo weit ausdehnen, daß man auch die militairiſche Ehre als 
etwas ganz anderes darſtelle, als die bürgerliche Ehre. Dieſe Auffaſſung 
muß ich meinerſeits als vollkommen irrig anerkennen. In Betreff der übrigen 
ehrengerichllichen Strafen kann ich mich nicht dafür entſcheiden, daß ſte in 
diefes Geletz aufgenommen werden. Die Entlaſſungen aus dem Militair⸗ 
dienſte, die der Herr Kriegs⸗Miniſter angeführt hat, ſcheinen mir allerdings 
in den erwähnten Fällen keine harte Strafen zu ſein, im Gegentheil erſcheinen 
ſie mir als mild. Nichtsdeſtoweniger kann in Zukunft aber der Fall vor⸗ 
kommen, wo Ehrengerichte dieſe Strafen in nicht milder Anwendung auflegen, 
und da mir nicht klar vorriegt, auf welche Vergehungen die erwähnten 
Strafen erfolgen ſollen, fo kann ich mich nicht dafür entſcheiden, daß dieſelben 
in den Geſetz-Entwurf aufgenommen werden. Der Verluſt der Militair— 
Uniform und Entfernung aus dem bisherigen Wohnorte können als Strafe 
auf Vergehungen gelegt werden, die nicht von ſolcher Bedeutung ſind, daß 
man die Ehre ſo weit beeinträchtig halten könnte, daß ſolche Individuen als 
beſcholten in bürgerlicher Beziehung zu betrachten wären. Ich würde alſo 
den zweiten Abſchnitt des $ 1 nur mit der Einſchränkung annehmen, daß 
nur die sub Lit. c. der Verordnung über die Ehrengerichte genannten Stra⸗ 
fen als ſolche betrachtet werden, mit welchem die Beſcholtenheit in bürger⸗ 
licher Beziehung verbunden iſt, daß aber die übrigen Punkte a. b. d. e. weg⸗ 
gelaſſen würden. a 
Kriegsminiſter v. Boyen: Ich glaube dem verehrten Redner danken 
zu müſſen, daß er mich auf eine Auslaſſung aufmerkſam gemacht hat, die ich 
in meinem vorigen Vortrage unterlaſſen habe, weil er vorausſetzt, das Uns 
terlaſſen habe keine bürgerlichen Folgen, ſondern es treffe nur den Offizier 
in ſeinen militairiſchen Rechten und im Verluſte auf Verſorgungs⸗Anſprüche. 
Wollen die Behörden nachher ihn trotzdem noch in anſtändige Corporationen 
wählen, ſo liegt das in ihrem Ermeſſen, in ihrem Gefühl. Aber eine andere 
Bedingung iſt noch da, die ſelbſt bei Anwendung der härteſten Strafe — 
das iſt alſo das Entfernen — zur Sprache kommen könnte. Das haben 
wir bei den Soldaten, welche die National⸗Kokarde verloren und durch einige 
Jahre ein ihre vorhergehende Handlung beſſerndes Leben geführt haben. 
Dann werden ſſe dem Könige vorgeſchlagen und bekommen die National⸗ 
Kokarde und die bürgerlichen Rechte wieder. Dafür, daß man aber auch 
ſehr vorſichtig bei dieſem Rehabilitiren bleiben müffe, fällt mir in dem Augen⸗ 
blicke ein Beiſpiel aus der älteren Kriegsgeſchichte ein, welches noch zum 
Schluß hier angeführt werden kann. In der Schlacht von Minden, welche 
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Herzog Ferdinand von Braunſchweig im ſiebenjährigen Kriege lieferte, war 
die franzöſiſche Armee im vollen Rückzuge, und wenn die engliſche Kavallerie, 
die unter einem General ſtand, deſſen Namen ich in dieſem Augenblicke ver⸗ 
geſſen habe, weil er nicht hierher gehört, dageweſen wäre, fo wäre die ganze 
franzöſiſche Armee vernichtet worden. Herzog Ferdinand ſchickte an den eng⸗ 
liſchen General 6 oder 7 Adjutanten, zuletzt den Chef des Generalſtabs, 
mit dem Befehl, er ſollte angreifen, er verweigerte es aber. Der Fall war 
ſo eklatant, daß er von dem Herzog Ferdinand dem Könige von England 
angezeigt wurde, und er wurde durch ein kriegsgerichtliches Erkenntniß nicht 
alleın kafſirt, ſondern er vertor auch alle feine Standeswürden. Einige Jahre 
ſpäter, als vielleicht ein Wechſel der Meinungen eingetreten war, er auch 
durch Erbſchaft einen anderen Titel bekommen hatte, wurde er rehabilitirt. 
Dieſer Mann wurde ſogar Miniſter und war einer von den Miniſtern, die 
den Krieg mit Nordamerika herbeiführten, er gehörte zu einem Miniſterium, 
welches ich nicht weiter bezeichnen will. Ich führe dies nur an, um zu zeigen, 
daß man nicht vorſichtig genug ſein kann. 

Prinz von Preußen: Ich ſtimme ganz darin bei, daß zu hoffen ſei, 
daß niemals eine Kurie ein Individuum in ihre Mitte aufnehmen werde, 
das durch ehrengerichtlichen Spruch aus dem Ofſizierſtande entfernt oder ent⸗ 
laſſen iſt. Wie geſagt, dieſe Hoffnung theile ich vollkommen; aber Hoffnun— 
gen find keine Gewißheit. Ich ftelle alſo die Frage: Wie ſich Jemand, der 
die Uniform trägt, die mit gutem altpreußiſchen Ausdrucke der Rock des Kö⸗ 
nigs heißt, ſich zu benehmen hat, wenn er einen früheren Kameraden, über 
den er ſelbſt vielleicht den Urtheilsſpruch gefällt hat, in Folge deſſen er den 
Dienſt hat verlaſſen müſſen, als Stand in der Verfammlung neben ſich ers 
blickt? Dieſe Frage ſtelle ich an Jeden von Ihnen. Meine Herren! es ſind 
Viele unter Ihnen, welche den Rock des Königs tragen. Kann einer von 
uns mit einem ſolchen Entlaſſenen in der ſtändiſchen Verſammlung ſitzen? 

Fürſt Lynar: Ich erlaube mir einen vermittelnden Vorſchlag zu Mas 
chen. Wenn die Ehrengerichte künftig nach zwei Kategorieen ihre Urtheile 
fäuten, fo könnten gewiſſe Handlungen unter einer Kathegorie ſubſumirt 
werden, nämlich ſolche Handlungen, welche, auf dem Boden eines chrenwiz 
drigen Sinnes gewachſen, Strafen nach ſich zögen, welche den Betroffenen 
auch die bürgerliche Ehre raubten und ihn unfähig machten, zu einer ſtändi⸗ 
ſchen Corporation zu gehören. Die andere Kategorie umfaßte andere Hands 
lungen, die aus dem militairiſchen Standpuukt zwar nicht zu billigen wären 
und zur Folge haben könnten, daß der Betroffene aus dem Militairdienſt 
ſcheiden müßte, ohne daß jedoch ſeine bürgerliche Ehre darunter litte. Die 
zweite Kategorie würde mehr den Charakter einer Disziplinarfirafe annehmen. 
Urtheilten nun die militairiſchen Ehrengerichte aus dieſem Standpunkte, und 
würden dabei die bezeichneten Kategorien feſtgehalten, fo könnte man den ein⸗ 
heitligen Begriff der Ehre ſicherſtellen, und was in einer Corporation als eh⸗ 
renwidrig bezeichnet würde, müßte auch für die andere gelten. Ich fühle 
wohl, daß ein ſolcher Vorſchlag in das Geſetz nicht paßt, aber ich erlaube 
mir, ihn weuigſtens zur Sprache zu bringen, weil dies vielleicht mit Veran⸗ 
ſaſſung, geben könnte, an die Reviſton dieſes Theils der Militair-Geſetzgebung 
zu denken. 

Marſchall: Es würde alſo nicht ein beſonderes Amendement ſein, 
ſondern blos in der Berathung liegen? 


Fürſt Lynar: Ja. ; 
Aber die Warnung würden Sie doch 


Kriegs⸗Miniſter von Bohen: 
behalten wollen? 

Fürſt Lynar: Gewiß. Dann wäre es ſchon die dritte Kategorie. Das 
Entlaſſen kann nie von einem anderen Stande in Anſpruch genommen wer- 
den, weil es ein Vorrecht der Krone iſt. Der König muß das Recht behal⸗ 
ten, zu jeder Zeit dem Offiziere zu ſagen: »Mein Freund, ich kann dich 
nicht mehr brauchen“, und wenn er auch keinen weiteren Grund angiebt, ihn 
zu entlaſſen. Es iſt eine größere Heeres-Verwaltung nicht anders denkbar, 
als daß der König dieſes Recht hat; es iſt auch in allen anderen Staaten 
der Fall. Ich erinnere mich dabei einer Acußerung, die der verſtorbene Mi⸗ 
niſtet Pitt im Parlament machte, wo die Rede von der Entlaſſung eines Of⸗ 
ſtziers war. Er ſagte, wenn der König ſagt: »Mir gefällt ihre Naſe nicht, 
und ich entlaſſe Sie, fo iſt daß ein Geſetz.“ 

Graf Dohna⸗Reichertswalde: Auch ich habe zu der Majorität 
Rt gehört und wurde geleitet von der Anſicht, die im Gutachten 
enthalten iſt. 8 
Prinz von Preußen: Zur Aufklärung eines Faktums, was den 
Paſſus der Entlaſſung aus dem Dienſte betrifft. Die Entlaſſung aus dem 
Dienſte ſchließt nicht ein, wieder in denſelben eintreten zu können. Se. Ma⸗ 
jeſtät hat ſehr vielen Offizieren, welche aus dem Dienſte entlaſſen worden 
waren, den Eintritt als Gemeine in die Armee geſtattet, und ohne Examen 
arbeiten fie ſich bei guter ehrenhafter Aufführung zum Offiziere herauf. So⸗ 
bald fie wieder Offiziere find, iſt die frühere Schuld abgethan. Das Mit⸗ 

leid, was die Verſammlung leiten möchte, iſt auf junge Offiziere gerichtet, 
die nach einer Entlaſſung nicht mehr wiſſen, was aus ihnen werden ſoll. Für 
dieſe iſt der Fall gedacht, den ich anführte, daß ſie von unten wieder zu die⸗ 
nen anfangen und ſich ſelbſt rehabilitiren. Was die höheren Offiziere bes 
trifft, muß ich bemerken, daß, fo lange ich die Ehre habe, der Armee anzu— 
eu mir kein einziger Fall bekannt iſt, wo Ehrengerichte ſich über den 

ieutenants⸗Stand hinaus erſtreckt hätten. Sollte das Unglück ſich ereignen, 
daß ſich höhere Offiziere dem Ehrengerichte unterwerfen müſſen, fo gehören 
fie einer Altersklaſſe an, wo man über dieſelben ein feſtes Urtheil hat, und 
da wird das Mitleid kaum in Anſpruch genommen werden. Weil dieſe Män⸗ 
ner in vorgerücktem Alter ſind, ſo bedarf es für ſolche nicht der Rehabili— 
tation, die bei jüngeren Offizieren angegeben iſt, welche für einen Jugend» 
ſtreich gerechte Strafe erlitten. Nun, glaube ich, würde eine mildernde Rück⸗ 
ſicht für dieſe darin liegen, daß ausgeſprochen würde: ſo lange ſie nicht auf 
irgend eine Art eine Rehabilitation ſich erworben haben, müſſen fie von der 
Standſchaft ausgeſchloſſen werden. 

Fürſt Radziwill: Ich komme darauf zurück, daß in dem ganzen Laufe 
der Debatte ſehr häufig bei Partikulariſtrung der Fälle das eine Bedenken 
der hohen Kurie gegen den ganzen Paragraphen, welcher über Ehrengerichte 
handelt, meiſt nur in ſpeziellen Fällen und Vermuthungen ausgeſprochen wor 
den iſt. Ich halte mich an das Princip, welches im Abtheilungs-Gutachten 
richtig ausgeſprochen iſt, an das der Präjudikate. Alle ehrengerichtlichen Be⸗ 
ſtimmungen find Judikate, und ich wünſchte, daß dies prinzipaliter aufgeführt 


würde, nicht beiläufig, und als Grundſatz leiten müſſe. Es iſt ein Urtheils⸗ 
ſpruch, an deſſen Rechtsgültigkeit nicht zu zweifeln iſt, lt 
zu unterwerfen, der dieſelbe in Zweifel ſtellen könnte, würde für unferen 
Kriegsherrn und Monarchen eine ſehr üble Stellung zu involviren ſcheinen. 
Wir müſſen näher betrachten, wie die Ehrengerichte abgehalten werden, nicht 
nur von Standesgenoſſen allein, ſondern unter Zuziehung von Rechtsverſtän⸗ 
digen werden ſie abgehalten, ſie gehen dann an eine höhere Behörde, in wel— 
cher Rechtsverſtändige ſich befinden, und die ein Gutachten hierüber abgiebt; 
dann kommt es erſt an Se. Majtſtät und erhält Beftätigung oder auch wobl 
eine Milderung. Es ſcheinen mir hierbei alle Formen gewahrt, die einen 
ſolchen Urtheilsſpruch begleiten müſſen. Ein folder Urtheilsſpruch unterſche. det 
ſich nur in der Form von einem kriegsrichterlichen Spruche. Es hat vorhin 
der Referent Kriminal- und Kriegsgerichte unter eine Kategorie gebracht, fie 
find indeſſen weſentlich verſchieden; es ſind die Kriminal-Fälle in den Kriegs⸗ 
Artikeln mitenthalten, aber auch die rein militairiſcher Ratur. Alle, welche 
über den Gegenſtand geſprochen haben, haben anerkannt, daß kriminal- und 
kriegsgerichtliche Präjudikate gültig wären. 8 

Graf Pork: Davon bin ich feſt durchdrungen, daß, wenn auf Jeman⸗ 
den irgend ein Ehrenmakel haftet, es eben gar keiner Berathung bedürfen 
wird; es giebt aber — ich laſſe mich auf keine Particulariſation ein — Fälle, 
wo der Entlaſſene nicht gegen die Ehre gefehlt hat, und ein ſolcher Mann 
kann wohl feiner ſtändiſchen Rechte nicht verluſtig gehen. 

Marſchall: Es hat ſich noch der Graf v. Arnim um das Wort ge⸗ 
meldet, dann würden wir zur Abſtimmung kommen können. a 

Graf v. Arnim: Der Redner hat ſich darauf berufen, daß Judikate 
vorlägen, die Se. Majeſtät beſtätigt hätte, ſo daß es nicht möglich wäre, ſie 
nochmals anderweiter Erwägung zu unterwerfen. Lägen Judikate, die Se. 
Wlajeſtät erlaſſen hätte, hierüber vor, daß ein Individuum beſcholten fei, fo 
würde es mir nicht in den Sinn kommen, fie nochmals einer Erwägung uns 
terwerfen zu wollen. Es liegen aber nur Judikate vor, welche darauf lauten: 
den Offizier aus dem Dienſte zu entlaſſen. Es fragt ſich aber, ob das In- 
dividuum, welches aus dem Dienſte zu entlaſſen iſt, beſcholten ſei. Darüber 
ſpricht weder das Judikat, noch Se. Majeſtät. Die Frage ging dahin: Welche 
Bälle von b—e find der Art, daß von ſelbſt daraus folgt, daß Jemand nach 
allgemeinen Begriffen für beſcholten zu erachten iſt, und welche Fälle ſind 
zweiſelhaft? In den letzteren Fällen ſcheint es mir vollkommen logiſch, daß 
die Genoſſenſchaft ſich darüber ausſpreche, ob fie ihn für beſcholten erachte. 
Was in Bezug anf die Partikulariſirung bemerkt wurde, fo will ich nichts 
daruber beantragt wiſſen, was nicht §. 4. des Geſetzes wegen der Ehrenge⸗ 
richte ſelbſt ſcheidet. Derſelbe ſcheidet 5 Fälle, und dieſe müſſen wir auch 
ſcheiden konnen, ohne in zu große Partikularität einzugehen. Das Geſetz 
wegen der Ehrengerichte ſpricht feine Tendenz dahin aus: „Gegen diejenigen 
Perſonen, deren Benehmen dem richtigen Ehrgefühle oder den Verhältniſſen 
des Ofſtzierſtandes nicht entſpricht,« einzuſchreiten. Wir bewegen uns alſo 
in gesetzlichen Diſtinctionen, nicht in Partikularitäten. 

Prinz von Preußen: Ich wollte mir eine Bemerkung erlauben über 
den Fall, den der Kriegs-Miniſter angeführt hat, in Betreff der zwei Brü⸗ 
der, wovon der eine aus dem Dienſte entlaſſen und der andere entfernt wors 
den iſt. Dieſes Entlaſſen und Entfernen ſcheint mir ſehr bezeichnend zu ſein. 
Derjenige, welcher entſernt worden iſt, iſt nicht wieder anſtellungsfähig und 
hat ſein Verbrechen dadurch dokumentirt, daß er die Vorgeſetzten belogen hat. 
Der andere hat gegen die Standesehre gefehlt, inſofern, als er ſich bei dem 
Schlagen des Generalmarſches nicht zu feiner Fahne geſtellt hat. Ganz nackt 
hingeſteut, kann man fragen, warum auch dieſer nicht entfernt worden ſei; 
es kommt aber eben zur Sprache, daß hier nach Anſicht des Ehrengerichts 
dieſer ehemalige Offlzier nicht fo ſtraffällig iſt; allein deshalb wird Keiner 
behaupten wollen, daß er nicht beſcholten ſei. Daraus, glaube ich, geht aber 
der Beweis hervor, daß die Offiziere im Ehrengericht genau wiſſen, was 
ihrem Ausſpruche folgt, und daß ſie ſehr genau die Folgen abzuwägen ver⸗ 
ſtehen; daß aber ein folder beſcholten iſt, kann keinem Zweifel unterliegen. 

Fürſt Radziwill: Ich wollte mir nur noch einmal die Bemerkung 
erlauben, daß eben bei den Fällen, die unter §. 6 ſubſumirt find, es ſchwer 
ne zu halten iſt, ob ſie rein dienſtlich oder zugleich auch unchrens 
haft ſind. a 

Graf v. Arnim: Darin liegt das ſtärkſte Argument. 

rinz Wilhelm von Preußen: Ich will nur bemerken, daß ich mich 
der Anſicht des Prinzen von Preußen und des Herrn Kriegsminiſters anſchliehe. 

Prinz Albrecht von Preußen. Ich glaube, es giebt nur eine Ehre, 
meine Herren, und ich hoffe, Sie ſtimmen darin ſämmtlich mit mir überein. 
Wenn ih die Verſammlung richtig verſtanden habe, fo handelt es ſich das 
rum, ob Offiziere, welche aus dem Oſſizierſtande entfernt worden find, ob 
verabſchiedete und dann chrengerichtlich verurtheilte Offiziere, auf denen ein 
Makel haftet, in die Stände-Verſammlung aufzunehmen ſind. Ich glaube 
doch nicht, daß darüber Zweifel ſein können — wäre dies, ſo liche ſich die 
Ehre ja fo oder fo wenden. Will man die Gültigkeit der Ehrengerichte ans 
greifen? Ich denke, wir haben viele Beiſpiele, daß die Ehrengerichte volls 
ſtandig gerecht geurtheilt haben in ihren Sprüchen — und wir können um 
ſo mehr das Vertrauen hierauf feſthalten, da Se. Majeſtät der König die 
Urtheile der Ehrengerichte prüft und beſtätigt. Ich wiederhole, der Erfolg 
hat wohl hinlänglich bewieſen, daß die Errichtung der Ehrengerichte günſtig 
geweſen iſt. In dieſer Ueberzeugung bin ich auch mit dem was vorhin ges 
äußert worden ift, damit, daß Stände über Stände richten ſollen, vollkom⸗ 
men einverſtanden; aber ich bin der Anſicht, daß jeden Stand dies nur in ſei⸗ 
ner Sphäre, nur über ein Mitglied eben ſeines Standes thun darf, und halte 
jedenfalls feſt, daß die sub c und ddes $. 4 der Verordnung über die Ehren⸗ 


gerichte verurtheilten Offiziere nie, ehe Me nicht rehabilitirt worden ſind, in 


ändiſche Verſammlungen eintreten können. 
5. Darf Hall: Wir können nun zur Abſtimmung kommen. Der Antrag 
der Abtheilung geht auf Annahme der Poſition 2. im §. 1. Die Frage wird 
beantwortet werden durch das Zeichen des Auffichens und Sitzenbleibens in 
der Weiſe, daß diejenigen Mitglieder, welche den Antrag der Majorität des 
Ausſchuſſes nicht annehmen, dieſes durch Aufſtehen würden zu erkennen geben. 
Der Antrag der Majorität des Ansſchuſſes ift gegen 15 Stimmen angenom⸗ 
men. Die Fortſetzung der Berathung wird, da die Zeit weit vorgerückt iſt, 


in der nächſten Sitzung, welche ich auf Montag um 11 Uhr anberaume, 


ſtattſinden. (Schluß der Sitzung 44 Uhr.) 


